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Die politische Einigung Europas nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs ist historisch einzigartig. 1500 Jahre europäische Kriegsge-
schichte sollen hier zu Ende kommen und zu einer dauerhaften Ent-
faltung der Demokratie führen. Die Suche nach geeigneten Verfah-
ren und Institutionen bleibt jedoch schwierig. Zentrale Fragen wie
die Verteilung von Aufgaben und Kompetenzen, der Ausgleich zwi-
schen einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Interessen, die de-
mokratische Legitimation sowie die Ausgestaltung der Meinungs-
und Willensbildungsprozesse sind nach wie vor offen.
      Europa als Ganzes ist nicht identisch mit seinen Teilen, mit den
Ländern der Europäischen Union und des Kontinents. Was aber
macht Europa aus? Worin bestehen seine Gemeinsamkeiten, wo ver-
laufen seine Grenzen, wie ist die Relation von Einheit und Vielfalt?
Wie unterscheidet es sich von anderen Weltregionen, Kulturen und
politischen Ordnungen?
      Die Buchreihe Europäische Horizonte greift zentrale europäische
Gegenwarts- und Zukunftsfragen auf und gibt politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Problemstellungen gleichermaßen Raum.
Die Reihe wird herausgegeben von Friedrich Jaeger, Helmut König,
Claus Leggewie, Emanuel Richter und Manfred Sicking.
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Religion ist in den vergangenen Jahren zunehmend zum Gegenstand 
politischer Auseinandersetzungen geworden – in einem Maße, das 
sich im säkularisierten Westen kaum mehr jemand so recht vorstellen 
konnte (vgl. dazu Merkur 1999; Vorgänge 2006). Spätestens nach den 
Anschlägen islamisch-fundamentalistischer Terroristen auf das New 
Yorker World Trade Center am 11. September 2001 erleben wir auch 
hierzulande eine permanente Diskussion über die Zusammenhänge 
von Religion, Politik und Öffentlichkeit – hinsichtlich unseres Ver-
hältnisses zu islamisch geprägten Ländern hier in Deutschland, aber 
auch in der Selbstbefragung unserer westlichen Gesellschaften. 
Die Vorstellung, dass der Prozess der Modernisierung notwendig 
mit einer Säkularisierung im Sinne eines fortschreitenden Bedeu-
tungsverlustes von Religion einhergeht, gehörte lange Zeit zu den 
meistverbreiteten Annahmen in den Sozialwissenschaften (vgl. Knob-
lauch 1999). Doch Kopftuch und Karikaturen, diverse Integrations-
konferenzen, der Papst oder auch die Präambel des gescheiterten EU-
Verfassungsvertrages zeigen: Die Religion scheint in den säkular-
aufgeklärten Gesellschaften des Westens mitnichten den langsamen 
Tod gestorben zu sein, der ihr viele Jahrzehnte prophezeit wurde. „In 
solchen religionsdiagnostischen Niedergangsprognosen steckt viel 
Ignoranz“, urteilt Friedrich Wilhelm Graf (Graf 2004: 17). Fest steht, 
dass Religion als politischer Faktor zu lange ignoriert wurde. Wie ist 
der Stellenwert der Religion in den europäischen Gesellschaften dann 
aber heute zu verorten? 
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Die These vom Niedergang der Religion in der Moderne hatte der 
amerikanische Religionssoziologe José Casanova bereits 1994 in sei-
nem Buch „Public Religions in the Modern World“ (Casanova 1994) 
bestritten. Als Beispiel führte er dabei vor allem die Entwicklung des 
Katholizismus in Spanien, Polen, Brasilien und den USA hin zu einer 
aktiven zivilgesellschaftlichen Kraft an. Die Vielfalt von nationalen 
Modernisierungsprozessen lasse sich nicht mit alten soziologischen 
Theorien – selbst der der sogenannten „Ausdifferenzierung“ moderner 
Gesellschaften – erfassen. Religion habe sich verändert, was dazu 
zwinge, nach den wesentlichen Ursachen der Veränderung des Ver-
hältnisses von Religion und Kirchlichkeit zu fragen.  
Mit seinen Thesen tritt Casanova der verbreiteten Ansicht ent-
gegen, dass es in modernen Gesellschaften zu einem Bedeutungsver-
lust der Religionen kommen müsse. Leere Kirchen beispielsweise 
bedeuten für ihn nicht, dass sich die Europäer nicht mehr mit christli-
chen Werten identifizierten. Selbst in den säkularisierten Ländern 
Europas entdecke man noch immer eine im christlichen Glauben ver-
ankerte kulturelle Identität, wenn man nach dem Glauben der Men-
schen frage. Das Säkulare und das Religiöse in der europäischen Ge-
schichte seien immer eng miteinander verknüpft gewesen. Nach Casa-
nova gilt es anzuerkennen, „dass jede genealogische Rekonstruktion 
der Idee Europas, die sich zwar auf die griechisch-römische Antike 
und die Aufklärung bezieht, aber jede Erinnerung an die Rolle des 
mittelalterlichen Christentums bei der Konstitution Europas als einer 
kulturellen Einheit auslöscht, entweder ein Zeichen historischer Igno-
ranz ist oder einer Amnesie aus Verdrängung“ (Casanova 2007: 349). 
Wie aber lassen sich die Verdrängung der Kirche aus der Gesell-
schaft und die scheinbar nach wie vor existierende christliche Identität 
der Europäer in Einklang bringen? Das Problem, dem der – wie es 
Casanova nennt – Glaube im postchristlichen Europa gegenübersteht, 
hat für ihn nicht nur einen religiösen, sondern vor allem einen sozio-
logischen Hintergrund. Der soziologisch relevante Aspekt liegt für 
Casanova darin, dass die europäische Bevölkerung die Säkularisierung 
als logische Voraussetzung für eine moderne Gesellschaft begreift. 
Die Verbannung der Religion in den Privatbereich wird in Europa als 
alternativlose Notwendigkeit auf dem Weg in ein modernes Zeitalter 
gesehen. Paradoxerweise zeigt sich in den USA – ein Land, das als 
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Inbegriff der Modernität auftritt – eine entgegengesetzte Tendenz. Der 
je unterschiedliche Zugang, den Europa und die USA zum Thema 
Säkularisierung zeigen, liegt in der unterschiedlichen Geschichte der 
beiden Kontinente begründet (vgl. Casanova 2006). In Europa wurde 
die Trennung von Kirche und Staat nach der Französischen Revolu-
tion als unabdingbare Voraussetzung für eine moderne Gesellschaft 
erachtet. In den USA liegen die Dinge etwas anders, und auch das 
Verhältnis zwischen historisch-philosophischem und politischem Sä-
kularismus scheint weniger diskrepant zu sein. Amerika, das traditio-
nelle Einwanderungsland, sieht sich selbst als religiöse Nation und 
moderne Demokratie, in der Religionsausübung und Religionsfreiheit 
dieselbe Stellung innehaben. Dass die amerikanische Gesellschaft 
einen ganz anderen Umgang mit dem Thema der Säkularisierung 
pflegt, liegt daran, dass die USA schon als moderne säkularisierte 
Gesellschaft geboren wurden und ihre heutige Gestalt – anders als im 
traditionell christlichen Europa – nicht von einer alten Tradition her 
erarbeitet wurde. 
Weitgehende Einigkeit besteht heute darin, dass Religion in ihrer 
institutionalisierten Form im Zuge der Modernisierung an Bedeutung 
für die individuelle Lebensgestaltung verloren hat – sowohl hinsicht-
lich der Legitimität politischer und kultureller Hegemonialansprüche 
als auch bezüglich des Symbolrepertoires moderner Gesellschaften. 
Andererseits wächst im Innern der säkularisierten modernen Gesell-
schaften eine „Sehnsucht nach Sinn“ (Berger 1994) heran, die mit den 
traditionellen Angeboten der Moderne – Waren, Konsum, Individuali-
sierung – immer weniger befriedigt werden kann. Es existiert keine 
dominante einheitliche Sinnwelt mehr, die die Lebenssphäre des Ein-
zelnen insgesamt umgreift und ebenso plausibel wie orientierend er-
klären kann. Eine säkulare Müdigkeit breitet sich aus, der sich als 
„Aufputschmittel“ ein ganzer Warenhauskatalog religiöser Sinnstif-
tungen anbietet (vgl. Bertelsmann-Stiftung 2007). Religion unterliegt 
so gesehen den Gesetzen des Marktes, auf dem gleichsam Identitäts-
muster aus zweiter Hand zum Angebot stehen. 
Gleichzeitig werden die westlichen Demokratien mit Glaubens-
vorstellungen eingewanderter, islamisch geprägter Gruppen konfron-
tiert, die sich nicht mehr reibungslos in den gewachsenen toleranten 
Pluralismus integrieren lassen. Multikulturalität ist gut für die Wer-
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bung und für grüne Wahlandachten – aber bitte immer im Rahmen 
unserer westlich-aufklärerisch geprägten Werteordnung. Beim Schlei-
er für Frauen oder bei Moscheebauten in der Nachbarschaft hört die 
Freundschaft auf. Eigentlich eine paradoxe Einstellung, wenn man 
bedenkt, dass die Demokratie das Recht auf freie Religionsausübung 
klar in ihren Grundrechten verankert hat. Der Gegenstand „Europa – 
Religion – Politik“ zeigt sich als ein sehr komplexes und verworrenes 
Thema: Wie lassen sich die Realitäten und Spannungen einer multi-
kulturellen und multikonfessionellen Gesellschaft vereinbaren mit den 
Vorstellungen einer zivilen, pluralen Gesellschaft? Die Konflikte spie-
len sich dabei auf zwei Ebenen ab: Zum einen ist dies die je unter-
schiedliche Bedeutung, die das Individuum und gesellschaftliche 
Gruppierungen sowohl der Religion als auch ihren institutionellen 
Vertretern generell noch zuweisen oder auch absprechen. Zum ande-
ren sind diese Spannungen natürlich auf der inhaltlichen Ebene zu 
verorten, wenn die Diskussion sich beispielsweise solcher Fragen wie 
der der gesellschaftlichen Teilhabe von Frauen annimmt. 
 
Wir stehen heute vermutlich erst am Anfang einer in weiten Teilen 
Europas überwunden geglaubten Debatte über Religion und moderne 
Gesellschaft (vgl. Hervieu-Léger 2003). Diese neue Debatte ist aber 
mitnichten die alleinige Aufnahme alter Diskussionsfäden mit den 
hergebrachten Argumenten. Andere Schwerpunkte als früher beginnen 
sich als die heute relevanten herauszukristallisieren. Der vorliegende 
Band versucht eine Annäherung an diese aktuelle Diskussion und ihre 
Konfliktfelder. 
Zunächst fordert Detlef Pollack, die nur scheinbar verstaubte The-
se von der Säkularisierung als Bedeutungsrückgang der Religion in 
der Moderne differenzierter wieder aufzunehmen und sie mit einem 
Konzept moderner Gesellschaft zu verbinden. Statt von der Säkulari-
sierung müsse besser vom Gestaltwandel der Religion gesprochen 
werden. Wo Prozesse der Modernisierung auftreten, hat das einerseits 
einen überwiegend negativen Effekt auf religiöse Zugehörigkeiten, 
Einstellungen und Praktiken. Andererseits sind die vermischten For-
men von Religiosität (Synkretismus), denen eine hohe Kompatibilität 
mit Merkmalen der Moderne nachgesagt wird, von Modernisierungs-
prozessen nicht negativ betroffen. Insofern kommt Pollack zu dem 
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Ergebnis, dass Säkularisierung ein umfassender Prozess ist, in dem 
sich religiöse Individualisierungsprozesse einfügen. 
Migration sorgt für religiöse Differenzen. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Migration – wie die Arbeitsmigration nach dem Zweiten 
Weltkrieg nach Deutschland – aus ländlichen, stark religiös geprägten 
Gegenden in eher säkulare Städte erfolgt. Dietrich Thränhardt unter-
sucht die unterschiedlichen Einwanderungsgruppen und veranschau-
licht entsprechende Integrationsbemühungen. Dabei stellt er zunächst 
fest, dass insbesondere die katholische Kirche aktiv bei der organisa-
torischen Eingliederung der Migranten aus überwiegend katholischen 
Ländern mitwirkte. Bei den großen Einwanderungswellen türkischer 
Arbeitskräfte gab es entsprechende Unterstützungsmaßnahmen nicht. 
Bis heute sei es nicht gelungen, dem Islam einen festen Platz im Sys-
tem der Staat-Religion-Beziehungen zu geben. Nur über eine gesell-
schaftliche Anerkennung, die eine religiöse einbezieht, ließe sich ein 
Antifundamentalismuskonzept für das Einwanderungsland Deutsch-
land verwirklichen. 
Am Beispiel des Moscheebaus verdeutlicht Claus Leggewie den 
demokratischen Nutzen von religiösen Konflikten in multikulturellen 
Gesellschaften. Moschee-Neubauten bezeugen eine wachsende öffent-
liche Präsenz des Islam in Europa. Die Muslime kommen heraus aus 
dem Schatten der Hinterhöfe und werden zu einem sichtbaren, greif-
baren Teil der Gesellschaft. Dadurch geraten sowohl die Selbstbilder 
der Mehrheitsgesellschaft wie auch die Fremdbilder der islamischen 
Minderheit in Bewegung. Dergestalt handelt es sich in erster Linie um 
Interessens- und Anerkennungskonflikte. Insofern können Moschee-
bauten zu Faktoren der Integration werden und einen wichtigen Bei-
trag leisten für ein friedliches Zusammenleben in der pluralistischen 
Gesellschaft. 
Für eine stärkere Beachtung des Grundrechts der Religionsfreiheit 
als Minderheitenrecht plädiert Kirsten Wiese in der Debatte um Kopf-
tuch- und Burka-Verbote in Deutschland und Europa. Wie unter 
einem Brennglas bündeln sich in dieser Debatte gesellschaftliche Kon-
flikte. Die muslimische Frau mit Tuch – eine Provokation auf mehre-
ren Ebenen. Staatliche Neutralität, Frauenbilder, „echte“ oder „fal-
sche“ Toleranz, Integration, Religionsfreiheit, vieles gilt es zu über-
denken. Kein Wunder, dass an den Schnittstellen dieser Diskurse die 
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Emotionen hochkochen. Der Beitrag fragt – ausgehend von der juristi-
schen und gesellschaftlichen Debatte in Deutschland –, wie andere 
europäische Länder mit muslimischer Verhüllung umgehen, welche 
Vorgaben die europäische Menschenrechtskonvention macht und was 
sich insgesamt daraus für die europäische Identitätspolitik ableiten 
lässt. 
Sind Islam und Moderne vereinbar? Diese Frage bewegt nicht nur 
im Westen die Öffentlichkeit, auch in der islamischen Welt wird sie 
heftig und kontrovers diskutiert. Nach Gudrun Krämer steht der Islam 
nicht grundsätzlich im Widerspruch zu den Werten der Moderne. 
Vielmehr war er von Beginn an eine weltoffene Religion: Seit der 
Gründung der ersten Gemeinden durch Mohammed und den frühen 
Eroberungen stand er im Austausch mit anderen Religionen und Kul-
turen. Säkularisierung im Islam wird von Krämer ambivalent ausge-
deutet: Während die einen eine weitergehende, offene Säkularisierung 
von Verfassung, Recht und Politik bejahen, haben andere – womög-
lich die Mehrheit – Vorbehalte gegen das Prinzip des Säkularismus, 
weil sie es als politisch belastet und befrachtet sehen.  
 
Nach Wolfgang Günter Lerch bietet der Islam ein zerrissenes Bild: 
Äußerliche Modernisierung kontrastiert vielerorts mit vormodernen 
Erscheinungen. Das Eindringen der Moderne in die islamische Welt 
sowie die imperialistische Fremdbestimmung durch äußere Mächte 
führten zu unterschiedlichen ideologischen Reaktionen: Panislamis-
mus, Nationalismus und Islamismus. Sie alle sind Resultat eines kom-
plexen Mit- und Gegeneinanders der islamischen Zivilisation mit der 
europäischen Moderne. Insbesondere die Vorstellung, der Islam habe 
in den Bestimmungen eines religiösen Gesetzes seine endgültige Ge-
stalt gefunden, verhindert die eigenständige Dynamisierung dieser 
Kultur. Bis heute sind die Quellen der islamischen Lebenswelt zwar 
auslegbar, aber nicht im Sinne einer Quellenkritik hinterfragbar. Des-
halb gelte bis heute: Wenn Gott der Souverän ist, kann es das Volk 
nicht sein. 
Rainer Prätorius lenkt den Blick auf die USA im Spannungsfeld 
von Religion und Politik. Nicht zuletzt die Jahre der Bush-Regierung 
haben hier die Unterschiede zwischen alter und neuer Welt deutlich 
zutage treten lassen: Die Politisierung von Religion und Religiosität 
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zu Zeiten des US-Wahlkampfes, z.B. durch die Instrumentalisierung 
sogenannter „moral issues“ (Homo-Ehe, Abtreibung) oder durch Paro-
en wie „God and Guns“ (Sarah Palin), wäre in Deutschland nur 
schwer vorstellbar. Unter Zuhilfenahme der jeweiligen geschichtli-
chen Voraussetzungen beleuchtet Prätorius den unterschiedlichen 
Umgang mit weltanschaulichen Minderheiten und das jeweilige Ver-
ständnis religiöser Freiheit in den USA und in Deutschland. 
Julien Winandy geht es in seinem Beitrag nicht um die Diskussion 
widersprüchlicher inhaltlicher Argumentationslinien, sondern zum 
einen um die Frage, welcher Stellenwert religiösen Argumenten im 
politischen Diskurs eingeräumt werden solle, und er zieht hierfür unter 
anderem Rawls, Weithman und Habermas heran. Zum anderen disku-
tiert er, ob eine Dichotomisierung von religiös vs. säkular im Kontext 
gesellschaftlich-politischer Diskurse generell als sinnvoll und ange-
messen zu beurteilen sei: Ist eine solche Gegenüberstellung in politi-
schen Meinungsbildungs- und Entscheidungsfindungsprozessen hilf-
reich, oder ist es nicht vielmehr so, dass sie Gegensätze und Kommu-
nikationskonflikte unterstellt, wo es sie nicht gibt? 
Abschließend plädiert Burkhard Biella angesichts der oftmals 
überhitzt geführten Sarrazin-Debatte, in der seitens der Politik wenig 
Konstruktives und kaum ein Eingeständnis von Versäumnissen in der 
Bildungs-, Sozial- und Integrationspolitik zu hören war, für die Ein-
übung eines wahrhaft öffentlichen Diskurses jenseits der Bildschirme, 
dem sich weder Politiker noch Bürger entziehen. Seine Grundlegung 
findet dieser Diskurs in einem gleichfalls diskursiv begründeten Er-
ziehungs- und Bildungsprozess. Als theoretisches Fundament hierzu 
empfiehlt Biella die Theorie der Erziehung Friedrich Schleiermachers 
aus dem Jahre 1826, die mit ihren thematischen Schwerpunkten Staat, 
Gesellschaft, Religion und Bildung die Themen besetzt, die die aktu-
elle Debatte immer wieder zur Sprache brachte. Insbesondere geht 
Schleiermacher von einem Religionsbegriff aus, der über die Grenzen 
der Religionen hinweg als deren gemeinsamer antifundamentalisti-
scher Nenner geltend gemacht werden kann. 
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Seit Jahren gibt es ein neues öffentliches wissenschaftliches Interesse 
an der sich verändernden Rolle von Religion und Kirche in modernen 
Gesellschaften. Nicht mehr die These vom Bedeutungsrückgang oder 
gar vom Absterben der Religion beherrscht die Diskussion. Die 
Stichworte, mit denen die gegenwärtig ablaufenden religiösen Wand-
lungsprozesse beschrieben werden, lauten vielmehr: Entprivatisierung 
des Religiösen (José Casanova), Rückkehr der Götter (Friedrich Wil-
helm Graf), Wiederverzauberung der Welt (Ulrich Beck), Desecula-
rization (Peter L. Berger) oder Respiritualisierung (Horx). 
Ebenso wie es vor wenigen Jahrzehnten selbstverständlich war zu 
behaupten, dass Prozesse der Modernisierung wie Urbanisierung, In-
dustrialisierung, Wohlstandsanhebung, Individualisierung oder kultu-
relle Pluralisierung zu einem Rückgang der sozialen Signifikanz reli-
giöser Institutionen, Glaubensvorstellungen und Praktiken führen, so 
scheint es heute weithin akzeptiert zu sein, dass Religion auch unter 
modernen Bedingungen ihre Prägekraft bewahrt, mit der Moderne 
kompatibel ist, ja selbst zu einer Quelle von Modernität zu werden 
vermag. 
Die leitende Frage dieses Beitrags lautet daher, inwieweit wir in 
Europa tatsächlich von einem Stopp des bislang allgemein unter-
stellten Entkirchlichungs- und Säkularisierungsprozesses und von 
Prozessen eines religiösen Bedeutungszuwachses sprechen können. 
Um dieser Frage nachzugehen, ist es erforderlich zunächst genau zu 
beschreiben, was die unter Druck geratene Säkularisierungsthese üb-
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erhaupt besagt und was sie nicht besagt (I.I). Kritisiert wird an der 
Säkularisierungsthese vor allem, dass sie mit einem eingeschränkten 
Verständnis von Religion arbeite. Sie setze Religion im Wesentlichen 
gleich mit traditionellen Formen des Religiösen, mit christlichen 
Überzeugungen und Praktiken, ja teilweise sogar mit Kirchlichkeit 
(Knoblauch 2009: 17). Bei einer derart reduktionistischen Religions-
definition sei es nicht verwunderlich, wenn die Vertreter der Säkulari-
sierungstheorie zu dem Resultat kommen, dass sich die soziale Signi-
fikanz des Religiösen in modernen Gesellschaften abschwäche. Weite 
man den Blick allerdings auch auf außerchristliche, synkretistische 
und hochindividualisierte Formen der Religiosität, entstehe ein ganz 
anderes Bild: das Bild einer Vervielfältigung des Religiösen und eines 
religiösen Aufschwungs. Alternativ zur Säkularisierungstheorie müs-
sen wir uns daher auch mit der hier angedeuteten Individualisierungs-
theorie beschäftigen (I.II). Nach der Darstellung der beiden in Kon-
kurrenz zueinander stehenden religionssoziologischen Ansätze sollen 
ihre Aussagen einer empirischen Überprüfung unterzogen werden 
(III.). Bevor dies erfolgen kann, müssen jedoch noch einige methodo-
logische Überlegungen bezüglich der Erfassbarkeit von Religiosität, 
Kirchlichkeit und Spiritualität angestellt werden (II.). 
 
 
I. THEORETISCHE ÜBERLEGUNGEN 
 
I.I Die Säkularisierungstheorie 
 
Die Säkularisierungstheorie hat eine lange soziologische Geschichte. 
Bereits Weber und Durkheim gingen davon aus, dass die Religion in 
modernen Gesellschaften ihre einst zentrale Stellung eingebüßt hat 
und nicht mehr wie noch in vormodernen Gesellschaften eine gesamt-
gesellschaftlich verbindliche Weltdeutung anzubieten vermag. Wenn 
freilich heute Kritiker der Säkularisierungstheorie den Anhängern 
dieser These unterstellen, sie würden annehmen, Prozesse der Moder-
nisierung brächten Religion und Glaube zum Verschwinden, so ist 
dies falsch. Weder Weber und Durkheim vertraten eine solche An-
nahme noch tun dies die neueren Säkularisierungstheoretiker wie Bry-
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an Wilson, Steve Bruce oder Karel Dobbelaere. Eine solche Position 
findet man allenfalls bei Auguste Comte. 
Was die neuren Säkularisierungstheoretiker vertreten, ist aller-
dings die Position, dass der die gesamte soziale Struktur umwälzende 
Prozess der Modernisierung an den Beständen religiöser Traditionen 
und Institutionen nicht folgenlos vorübergeht. Was man auch immer 
unter Modernisierung im Einzelnen versteht, die Kernthese der Säku-
larisierungstheoretiker besagt, dass Prozesse der Modernisierung einen 
letztlich negativen Einfluss auf die Stabilität und Vitalität von Religi-
onsgemeinschaften, religiösen Praktiken und Überzeugungen ausüben. 
Die These lautet nicht, dass sich diese Entwicklung unausweichlich 
vollzieht. Norris und Inglehart (2004: 16) – zwei Hauptvertreter der 
Säkularisierungstheorie – wollen ihre modernisierungstheoretische 
Argumentation als „probabilistic, not deterministic“ verstanden wis-
sen. Mit der Säkularisierungsthese ist auch nicht die Behauptung ver-
bunden, dass der Bedeutungsrückgang des Religiösen in modernen 
Gesellschaften unumkehrbar ist. Dies wird von den Kritikern der Sä-
kularisierungstheorie zwar in einer Art monotonem Wiederholungs-
zwang immer und immer wieder behauptet. Tatsächlich aber ist Karl 
Gabriel (2008: 11) Recht zu geben, der feststellt, dass „die Annahme, 
mit der Säkularisierung habe man wissenschaftlich einen Prozess 
identifiziert, der notwendig und zielgerichtet verlaufe und zwangsläu-
fig auf ein Ende der Religion zusteuere“, heute „eigentlich niemand 
mehr“ vertritt. Wallis und Bruce (1992: 27) als Proponenten der Säku-
larisierungstheorie erklärten bereits 1992, „nothing in the social world 
is irreversible or inevitable“. 
Schon gar nicht ist es richtig, den Säkularisierungstheoretikern zu 
unterstellen, sie behandelten die Prozesse des Bedeutungsrückganges 
von Religion und Kirche als wünschenswert. Heute wird die Verände-
rung des Stellenwerts der Religion in modernen Gesellschaften von 
Vertretern der Säkularisierungstheorie frei von qualifizierenden Wert-
urteilen beschrieben und – man denke an Bryan Wilson oder Peter L. 
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I.II Die Individualisierungstheorie 
 
Im Unterschied zur Säkularisierungstheorie nimmt die Individualisie-
rungstheorie nicht an, dass diese umfassenden Umwälzungsprozesse 
zu einem Bedeutungsverlust der Religion in modernen Gesellschaften 
führen. Vielmehr geht sie davon aus, dass Moderne und Religion mit-
einander kompatibel sind. Mit der Modernisierung der Gesellschaft 
komme es nicht zu einer Positionsschwächung von Religion. Diese 
wandle nur ihre Formen. Während in vormodernen Gesellschaften 
Religion in den Kirchen institutionalisiert gewesen sei, löse sich der 
Zusammenhang zwischen Religiosität und Kirchlichkeit in modernen 
Gesellschaften zunehmend auf. Religion und Religiosität seien heute 
auch an Orten zu finden, wo man sie früher nicht erwartet hätte: in der 
Psychoanalyse und Körperpflege, in der Freizeitkultur und im Ge-
meinschaftskult, im Tourismus und im Sport. Das Verhältnis des ein-
zelnen zur Religion habe sich aus der Vormundschaft der großen reli-
giösen Institutionen befreit und sei zunehmend in die Autonomie des 
Individuums gestellt. Heute bestimmen nicht die Kirchen, was der 
einzelne glaubt, vielmehr entscheidet jeder selbst über seine weltan-
schauliche Orientierung. Die Konstitution der individuellen religiösen 
Überzeugungen und Praktiken gestalte sich daher zunehmend als indi-
viduell einzigartige Auswahl aus unterschiedlichen religiösen Traditi-
onen, innerhalb derer das Christentum zwar noch ein wichtiges Ele-
ment darstellen könne, aber eben nur noch eines neben anderen. Selbst 
dort, wo der Einzelne an seiner Zugehörigkeit zur Kirche festhalte, 
gewinne seine Glaubenspraxis den Charakter von Selbstbestimmtheit 
und Individualität. Mit dem Rückgang der gesellschaftlichen Bedeu-
tung der religiösen Institutionen gehe also nicht ein Bedeutungsverlust 
des Religiösen für den Einzelnen einher. Im Gegenteil. Institutionali-
sierte Religion und individuelle Spiritualität stehen, wie einige der 
Individualisierungstheoretiker behaupten, sogar in einem umgekehrt 
proportionalen Verhältnis. Mit dem Bedeutungsrückgang der Kirchen 
kommt es ihnen zufolge zu einem Aufschwung individueller Religio-
sität. 
Die Individualisierungsthese hat in der Religionssoziologie vor al-
lem in Europa zunehmend Verbreitung gefunden und wird heute von 
Religionssoziologen wie Grace Davie (1994, 2002) sowie Paul Heelas 
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und Linda Woodhead (2005) in Großbritannien, Danièle Hervieu-
Léger (1990, 2000) und Claire de Galembert (2004) in Frankreich, 
Roberto Cipriani (1989) in Italien, Michael Krüggeler und Peter Voll 
(1993) in der Schweiz, Karl Gabriel (1992) und Hubert Knoblauch 
(1991, 2002, 2009) in Deutschland, aber auch von US-amerikanischen 
Autoren wie etwa von Wade Clark Roof (1993, 2001), Robert Wuth-
now (1998), Robert C. Fuller (2002), Ronald Inglehart (Inglehart/ 
Baker 2000) und anderen vertreten. Sie alle gehen davon aus, dass 
zwischen traditionaler Kirchenbindung und individualisierter Religio-
sität eine Differenz besteht und sich letztere auf Kosten der ersteren 
ausbreitet. Wuthnow (1998) zum Beispiel behauptet, dass der Verfall 
der organisierten Religion in den USA begleitet ist von einem Anstieg 
spiritueller Interessen, der zu einem Wechsel von einer „spirituality of 
dwellings“, die die Bedeutung heiliger Plätze betont, zu einer „spiritu-
ality of seeking“, die auf die personale Suche nach neuen spirituellen 
Wegen abstellt, führt. Nach der Auffassung von Inglehart und Baker 
(Inglehart/Baker 2000: 46f.) bilden sich mit dem Übergang von der 
industriellen zur postindustriellen Gesellschaft gleichzeitig zwei un-
terschiedliche Tendenzen heraus: der Rückgang der „allegiance to the 
established religious institutions“ auf der einen Seite und „the persis-
tence of religious beliefs and the rise of spirituality“ auf der anderen. 
Roof (2001) macht für die Erosion des kollektiven religiösen Enga-
gements in der jüngeren Generation in den USA die Abnahme der 
Autorität traditionaler kirchlicher Institutionen verantwortlich sowie 
die Individualisierung der Suche nach Spiritualität, die sich im Auf-
kommen vielfältiger, sich vermischender New-Age-Bewegungen und 
alternativer spiritueller Praktiken wie Astrologie, Meditation und al-
ternative Therapien ausdrückt. Die Religiosität der Nachkriegsgenera-
tion weise fünf Charakteristika auf: 1) Betonung der individuellen 
Wahl, 2) Vermischung der religiösen Codes, 3) Annäherung an ostasi-
atische und New-Age-Praktiken oder an konservative, evangelikale 
Positionen, 4) Betonung religiöser Erfahrung und spirituellen Wachs-
tums, 5) antiinstitutionelle und antihierarchische Grundhaltung (Roof/ 
Caroll/Roozen 1995: 247-252). Grace Davie (1994, 2002) schließlich, 
die ebenso wie die anderen zitierten Autoren zwischen traditionaler 
religiöser Zugehörigkeit („belonging“) und religiösem Glauben („be-
lieving“) unterscheidet, meint, „religious belief is inversely rather than 
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directly related to belonging“, so dass „as the institutional disciplines 
decline, belief not only persists, but [...] shows a reverse tendency“ 
(Davie 2002: 8). Sie hat die bekannte Phrase „believing without be-
longing“ geprägt, mit der nach ihrer Überzeugung das dominante 
Kennzeichen der europäischen Religiosität benannt sei (Davie 1994). 
 
 
II. METHODOLOGISCHE ÜBERLEGUNGEN 
 
Bevor wir dazu übergehen können, die Frage nach dem gesellschaftli-
chen Bedeutungswandel von Religion und Kirche in Europa zu bear-
beiten und die vorgestellten theoretischen Modelle der empirischen 
Überprüfung auszusetzen, muss die Frage aufgeworfen werden, auf 
welche Weise die zu untersuchenden abhängige Variablen – Religiosi-
tät, Kirchlichkeit, Spiritualität – sozialwissenschaftlich überhaupt er-
fasst und analysiert werden können. Die Datenlage ist äußerst disparat 
und es können die unterschiedlichsten Phänomene zur Bestätigung der 
aufgestellten Thesen herangezogen werden. Man könnte sich auf der 
gesamtgesellschaftlichen Ebene auf die Berichterstattung über Religi-
on in den Massenmedien beziehen und von der gestiegenen Aufmerk-
samkeit für das in Religionen steckende Konfliktpotenzial auf die 
zunehmende soziale und politische Bedeutung von Religion in der 
Gegenwart schließen. Man könnte ebenso die Ressourcenausstattung 
der religiösen Institutionen zum Gegenstand seiner Analysen machen 
und aufgrund der Finanzierungs-, Struktur- und Personalkrise vieler 
religiöser Institutionen, insbesondere der Großkirchen, zu der Schluss-
folgerung gelangen, dass die Bedeutung von Religion in modernen 
Gesellschaften sinkt. Genauso wäre es möglich, die Vielzahl kleiner 
religiöser Gruppen, Initiativen und Bewegungen, die Gemeindekreise, 
christlichen Elterninitiativen, kirchlichen Chöre, Therapiegruppen, 
Gesprächskreise, Meditationskurse, die vielfältigen Angebote für mu-
sikalische Früherziehung, Seniorentanz oder meditatives Wandern 
usw. ins Zentrum der Aufmerksamkeit zu rücken und angesichts der 
beachtlichen Vitalität und zunehmenden Vielfalt dieser Gruppierun-
gen die These eines Relevanzgewinns von Religion unter den Bedin-
gungen von Modernität aufzustellen. Was hier unternommen werden 
soll, ist hingegen der Versuch, den sozialen Bedeutungswandel von 
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Religion auf der Mikroebene, also auf der Ebene der Bedeutung für 
das Individuum abzuschätzen. Diese Ebene ist die entscheidende, 
denn über die Lebendigkeit der Religion entscheidet letztendlich we-
der die Häufigkeit und Prominenz der medialen Berichte noch die 
Zahl der Interneteinträge zum Thema Religion oder der Marktanteil 
religiöser und esoterischer Buchveröffentlichungen und auch nicht die 
Ausstattung religiöser Institutionen mit finanziellen und personellen 
Ressourcen, sondern ihre Akzeptanz durch das religiöse Individuum, 
auch wenn zwischen den unterschiedlichen Dimensionen natürlich 
Interdependenzen bestehen.  
Um die Bedeutung von Religion auf der individuellen Ebene zu 
erfassen, sei hier zwischen drei Dimensionen individueller Religiosität 
unterschieden: der Dimension religiöser Zugehörigkeit, religiöser 
Praxis und religiöser Überzeugung. Was im Folgenden versucht wer-
den soll, ist anhand ausgewählter Variablen sowohl im Länderver-
gleich als auch im Zeitvergleich einen Überblick zu geben über die 
religiöse Bindung, die religiöse Praxis und die religiösen Glaubens-
vorstellungen in Europa. Die Zugehörigkeitsdimension wird über die 
Konfessionszugehörigkeit gemessen, die Praxisdimension über die 
Häufigkeit des Kirchgangs und die Überzeugungsdimension über den 
Glauben an Gott. Außerdem sollen mit Hilfe von Fragen nach dem 
Glauben an Astrologie sowie an die Wirksamkeit von Spiritualismus 
und Okkultismus auch Aspekte außerkirchlicher Religiosität erfasst 
werden. Dabei sind in die Untersuchung sowohl west- als auch osteu-
ropäische Länder, sowohl mehrheitlich katholische (Irland, Portugal, 
Polen, Kroatien), mehrheitlich protestantische (Finnland, Estland) als 
auch mehrheitlich orthodoxe (Russland) sowie bikonfessionelle Län-
der (Deutschland, Ungarn) einbezogen.  
Zur Erfassung der drei Dimensionen könnten auch andere Variab-
len herangezogen werden, für die Zugehörigkeitsdimension zum Bei-
spiel Kirchenaus- und -eintritte, für die rituelle Dimension Gebetshäu-
figkeit und Tauf- oder Bestattungsziffern, für die Erfahrungsdimensi-
on der Glaube an ein Leben nach dem Tode, an Himmel und Hölle, an 
ein göttlich gegebenes Schicksal oder auch die Erfahrung der Nähe 
Gottes. Aus umfangstechnischen Gründen können weitergehende In-
dikatoren hier allerdings nur selektiv Verwendung finden. 
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Tabelle 1: Dimensionen der individuellen Religiosität   
Dimensionen  Ausgewählte Indikatoren 
Zugehörigkeit 
Rituelle Praxis 
Religiöse Überzeugung und 
Erfahrung 
Kirchenmitgliedschaft, Kirchenein-
tritte und -austritte, Vertrauen in 
die Kirche 
Kirchgang, Gebet, Taufe  
Glaube an Gott, an ein Leben nach 
dem Tode, an Himmel und Hölle, 
Spiritualismus, Glaube an Astrolo-
gie, Erfahrung der Nähe Gottes 
Als Datengrundlage der Analysen dienen die Ergebnisse aus dem von 
der Volkswagen-Stiftung geförderten Projekt „Church and Religion in 
an Enlarged Europe“ (CRE), das 2006 am Lehrstuhl für vergleichende 
Kultursoziologie an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt (O-
der) durchgeführt wurde, sowie die Daten aus dem European Social 
Survey (ESS) 2002/2003, dem International Social Survey Program 
(ISSP) von 1991 und 1998, dem World Value Survey (WVS) 1981-
2001 sowie dem Mannheimer Eurobarometer Trend File 1970-1999, 
die einer Sekundärauswertung unterzogen wurden. 
III. EMPIRISCHE BEFUNDE
III.I Die Zugehörigkeitsdimension 
Tabelle 2 gibt zunächst einen Überblick über die gegenwärtige religiö-
se Situation in Europa anhand der ausgewählten Indikatoren im Län-
dervergleich. Wir können auf den ersten Blick erkennen, dass das 
Religiositätsniveau, vor allem was Kirchgangshäufigkeit und Glaube 
an Gott angeht, in mehrheitlich katholischen Ländern wie Irland, Por-
tugal, Polen oder Kroatien über dem europäischen Durchschnitt liegt 
und sich deutlich abhebt von den mehrheitlich protestantischen Län-
dern. In Finnland (partiell auch in Estland, dort aber auf einem niedri-
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geren Niveau) finden wir das bekannte skandinavische Religiositäts-
muster mit einem relativ hohen konfessionellen Organisationsgrad, 
einer geringen kirchlichen Beteiligungsrate und einer eher unterdurch-
schnittlichen Glaubensintensität.1 In den multikonfessionellen Län-
dern erreicht die individuelle Religiosität keine höheren Werte, als das 
Mittel der europäischen Länder insgesamt ausmacht.2 Die orthodoxe 
Religiosität, wie wir sie in Russland antreffen, ist wiederum durch ein 
hohes Maß an kirchlicher Bindung bei gleichzeitig geringer Beteili-
gung am kirchlichen Leben charakterisiert.3 Was die Akzeptanz au-
ßerkirchlicher Formen der Religiosität angeht, so müssen wir feststel-
len, dass es sich bei denjenigen, die an Astrologie oder die Wirkungen 
von Okkultismus oder Spiritualismus glauben, nur um Minderheiten 
handelt. Die Okkultismus-Gläubigen machen in der Regel weniger als 
ein Viertel der Gottgläubigen aus. Damit stellen sich erste Vorbehalte 
gegenüber den Behauptungen des Individualisierungstheorems ein, 
das davon ausgeht, dass die konventionellen Merkmale religiöser Bin-
dungen sich abschwächen, während alternative Religiositätsformen 
zunehmend an deren Stelle treten. 
Tabelle 2: Religiosität und Kirchlichkeit in ausgewählten Ländern 




















95,6 54,4 84,4 17,8 19,6 
Portugal 
(n=1001) 
91,3 19,1 89,7 26,5 24,3 
Finnland 
(n=931) 





81,2 8,7 71,3 18,2 12,2 





29,6 3,0 40,0 16,3 8,1 
Polen  
(n=977) 
96,7 48,9 88,0 19,6 8,2 
Kroatien 
(n=968) 
95,7 20,8 84,2 25,6 13,0 
Estland  
(n=955) 
50,0 2,2 52,9 30,9 17,3 
Ungarn  
(n=1001) 
78,5 15,3 65,7 32,2 12,4 
Russland 
(n=1056) 
72,7 2,6 56,9 31,1 15,9 
Quelle: VW-Projekt „Church and Religion in an Enlarged Europe“.4
Für die Konfessionszugehörigkeit, mit der die Zugehörigkeitsdimensi-
on erfasst werden soll, besitzen wir nicht für alle Länder längerfristige 
Daten. Aus den Ländern, für die uns verlässliche Daten zur Verfügung 
stehen, wie Deutschland, die Schweiz, die Niederlande oder Finnland, 
wissen wir allerdings, dass der Anteil der Konfessionsangehörigen in 
den letzten Jahren und Jahrzehnten abgenommen hat. In der Schweiz 
belief sich der Anteil der Konfessionslosen in den 60er Jahren auf 
0,7 %, heute macht er mehr als 10 % aus (Stolz 2008: 250). In West-
deutschland lag der Anteil der Konfessionslosen 1960 bei 6 %, heute 
hat er fast 20 % erreicht (Rohde 1987: 417; Kirchenamt der EKD 
2006: 6; Kirchliches Handbuch 38, 2003/2004: 22). In den Niederlan-
den, in denen 1960 21 % nicht kirchlich gebunden waren, gehören 
heute etwa die Hälfte keiner Kirche oder Religionsgemeinschaft an 
(Jacobs 1998: 274; Knippenberg 2005: 92). Und in Finnland stieg der 
Anteil der kirchlich Ungebundenen von 2,7 % im Jahre 1950 auf 14 % 
im Jahre 2004 (Kääriäinen/Niemelä/Ketola 2005: 82). 
Teilweise nimmt die Kirchenbindung dramatisch ab. In Deutsch-
land zum Beispiel hat sich der Anteil der Kirchenaustritte am Ge-
samtmitgliederbestand der Kirchen seit den 50er Jahren deutlich er-
höht. Dabei zeigt der Blick auf die Entwicklung der Kirchenaustritts-
rate (vgl. Grafik 1) eine beachtenswerte Parallelität der Verläufe in 
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Bezug auf die katholische und die evangelische Kirche. In der Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg bis zur Mitte der 60er Jahre war die Kir-
chenaustrittsrate in beiden Konfessionen außerordentlich niedrig. En-
de der 60er Jahre erhöhte sie sich sowohl in der evangelischen als 
auch in der katholischen Kirche, um ab Mitte der 70er Jahre wieder zu 
fallen und nach 1990 in beiden Kirchen noch einmal dramatisch anzu-
steigen. Offenbar wird die Kirchenaustrittsrate stark von kirchenexter-
nen Faktoren beeinflusst. Ein genauerer Blick zeigt weiterhin, dass die 
Rate der Kirchenaustritte aus der evangelischen Kirche durchweg über 
derjenigen aus der katholischen Kirche liegt. Das entspricht der schon 
angestellten Beobachtung, der zufolge die soziale Bindekraft der ka-
tholischen Kirche höher ist als die der evangelischen Kirchen. Vor 
allem aber fällt auf, dass sich das Plateau der Kirchenaustrittsrate nach 
den jeweiligen Austrittswellen stetig erhöht und die Kirchenaustritts-
rate nicht mehr auf das Ausgangsniveau zurückfällt. Das deutet darauf 
hin, dass der Erosionsprozess der Kirchen mit zunehmender Ge-
schwindigkeit verläuft und dass eine Beruhigung dieser Erosionsdy-
namik in nächster Zukunft nicht zu erwarten ist. Bedenkt man darüber 
hinaus, dass es unter den Jüngeren nicht mehr die Hochgebildeten 
sind, die überdurchschnittlich häufig aus der Kirche austreten, sondern 
dass der Kirchenaustritt unter ihnen in allen Schichten der Bevölke-
rung gleichermaßen Einzug gehalten hat (Engelhardt/von Loewe-
nich/Steinacker 1997: 317), wird man von einer Normalisierung und 
Veralltäglichung dieses Phänomens sprechen müssen und seine weite-
re Ausbreitung prognostizieren dürfen. Diese Aussage gilt zunächst 
für Deutschland, sie dürfte aber für die westeuropäischen Gesellschaf-
ten insgesamt verallgemeinerbar sein. 
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Kirchenaustritte in Westdeutschland 1945 - 2008 









































Grafik 1: Kirchenaustritte in Westdeutschland 1945-2008  
(in % der Mitglieder) 
Quellen: Institut für kirchliche Sozialforschung des Bistums Essen 1999; 
Deutsche Bischofskonferenz 1998; Deutsche Bischofskonferenz 2009a+b; 
Evangelische Kirche in Deutschland 2003; Evangelische Kirche 2004ff. 
Die Datenlage ist für die Länder Osteuropas noch einmal komplizier-
ter als für Westeuropa. Gleichwohl lassen sich auf der Grundlage re-
präsentativer Bevölkerungsumfragen einige generelle Trends feststel-
len. In diesen Bevölkerungsumfragen wurde danach gefragt, ob man 
heute einer Konfession oder Religionsgemeinschaft angehört, aber 
früher nicht bzw. ob man früher einer Konfession oder Religionsge-
meinschaft angehörte, aber jetzt nicht mehr. Die Antworten auf die 
erste Frage sind in der Rubrik Zuwachs zusammengefasst, die Ant-
worten auf die zweite in der Rubrik Abnahme. 
KIRCHLICHKEIT, RELIGIOSITÄT UND SPIRITUALITÄT IN EUROPA | 27
Tabelle 3: Wandel der Kirchenmitgliedschaft in  
ausgewählten Ländern Ost- und Ostmitteleuropas  
(in %) 
  Zuwachs Abnahme 
Polen           3           5 
Slowakei           5         14 
Slowenien           3         15 
Ungarn           4         11 
Ostdeutschland           1         19 
Tschechien           4         10 
Estland           6           8 
Albanien         44           3 
Rumänien           4           0,5 
Bulgarien           7           3 
Russland         11           1 
Quelle: ISSP 1998, PCE 2000. 
Frage: „Gehören bzw. gehörten Sie einer 
Konfession/Religionsgemeinschaft an?“  
Antwort: „Jetzt ja, aber früher nicht“ (= Zuwachs); „Früher ja, aber 
jetzt nicht mehr“ (= Abnahme). 
Der Anteil derjenigen, die sich in den letzten Jahren von der Kirche 
oder Religionsgemeinschaft, der sie einst angehörten, abgewendet 
haben liegt in Polen, in der Slowakei, in Slowenien, Ungarn, Ost-
deutschland, Tschechien und Estland über dem Anteil derer, die sich 
einer Religionsgemeinschaft, der sie früher nicht angehörten, ange-
schlossen haben. In Albanien, Rumänien, Bulgarien und Russland 
verhält es sich umgekehrt. Bei einer genaueren Betrachtung fällt auf, 
dass die Verlustrate in denjenigen Ländern über der Zuwachsrate liegt, 
denen ein höheres ökonomisches Entwicklungsniveau (gemessen zum 
Beispiel am BIP pro Kopf) attestiert werden kann, während die Zu-
wachsrate die Verlustrate in den weniger hoch entwickelten Ländern 
übersteigt.  
Zieht man für die Entwicklung bis 2007 die Ergebnisse der Auf-
bruchs-Studie heran, die 1997 erstmals durchgeführt und 2007 wie-
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derholt wurde, so bestätigen diese weitgehend das gewonnene Bild. 
Zwar sind in die Untersuchung teilweise andere Länder einbezogen, 
wieder aber zeigt sich eine Zunahme der Kirchenmitgliedschaftsbe-
stände in den höher entwickelten Ländern und eine Abnahme in den 
geringer entwickelten. In Polen, Kroatien, Litauen, Ungarn, Slowenien 
und Tschechien wuchs der Anteil der Konfessionslosen an der jewei-
ligen Gesamtbevölkerung an, in der Ukraine, in der Slowakei und 
Rumänien sank er dagegen ab oder blieb in etwa gleich (Zulehner/ 
Tomka/Naletova 2008: 100). Man wird daraus den vorsichtigen 
Schluss ziehen können, dass diese Daten den Aussagen der Säkulari-
sierungstheorie zumindest nicht widersprechen. 
 
III.II Die rituelle Dimension 
 
Auch hinsichtlich der rituellen Dimension sind die Entwicklungsten-
denzen in den westeuropäischen Gesellschaften eindeutig. Die Betei-
ligung am kirchlichen Leben ist, wenn der Gottesdienstbesuch als 
Indikator genommen wird, in allen Ländern Westeuropas rückläufig. 
In Spanien zum Beispiel sank die Kirchgangsrate von 47 % im Jahr 
1980 auf 20 % 1998, in Frankreich von 23 % im Jahr 1970 auf 5 % 
1998 (vgl. Grafik 2). Selbst in einem so hochkirchlichen Land wie 
Irland muss die katholische Kirche seit einigen Jahren dramatische 
Einbrüche im Gottesdienstbesuch hinnehmen. In Westdeutschland 
machten die wöchentlichen Gottesdienstbesucher 1970 noch 29 % 
aus, 2004 beliefen sie sich nur noch auf 12 % (Allbus 2004: Variable 
669). 
 
















Grafik 2: Kirchgangshäufigkeit (in %) in ausgewählten   
Ländern Europas 
Quellen: 1947, 1968, 1975 Gallup Opinion Index, 1981-2001 World Value 
Survey, Mannheimer Eurobarometer Trend File 1970-1999. 
In Osteuropa sind die Entwicklungstendenzen weniger eindeutig. Un-
mittelbar nach dem Zusammenbruch des Staatssozialismus erhöhte 
sich offenbar die Integrationskraft der Kirchen in fast allen ost- und 
ostmitteleuropäischen Ländern. Als Nachweis sei exemplarisch die 
Entwicklung der Kirchgangsrate kurz vor und kurz nach der Wende in 
Slowenien angeführt – ein Land, das traditionell nicht zu den hoch-
kirchlichen zählt. Wie Tabelle 4 zeigt, nahm selbst in diesem Land der 
wöchentliche Gottesdienstbesuch unmittelbar nach dem Umbruch 
deutlich zu, während der Anteil derjenigen zurückging, die nie am 
Gottesdienst teilnehmen. 
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Tabelle 4: Kirchgang in Slowenien 1988-1992 (in %) 
1988 1990 1992 
Regelmäßig* 12,4 13,0 22,7 
Gelegentlich** 44,3 47,6 41,0 
Nie 43,3 39,4 36,3 
n = (2.075) (2.074) (1.035) 
Quelle: Toš (1993: 28f.). 
* = 1x wöchentlich, ** =  weniger als 1x in der Woche. 
Für die Entwicklung des Kirchgangs bis 2000 liegen uns verlässliche 
Daten vor, so dass in diesem Fall ein Vergleich zwischen unterschied-
lichen Zeitpunkten und darüber hinaus sogar zwischen den Ländern 
möglich ist (vgl. Tabelle 5). Auf den ersten Blick fällt das deutlich 
höhere Niveau der Kirchgangshäufigkeit in allen mehrheitlich katholi-
schen Ländern wie Polen, Slowenien, Kroatien, Litauen und der Slo-
wakei auf. In den protestantischen Ländern wie Ostdeutschland oder 
Estland hingegen ist die Kirchgangsrate nicht nur aufgrund der Ver-
kleinerung der Kirchgemeinden niedriger als in den katholischen, 
sondern auch aufgrund der geringen Beteiligungsbereitschaft selbst 
derjenigen, die sich noch zur evangelischen Kirche zählen. In mehr-
heitlich orthodoxen Ländern wie Russland, Bulgarien oder Weißruss-
land besuchen die Menschen den Gottesdienst ähnlich selten wie in 
den protestantisch geprägten Ländern. Anders als in Estland oder Ost-
deutschland gehört die Mehrheit der Bevölkerung in diesen Ländern 
jedoch der Kirche an. Die mit der Ausnahme Rumäniens weithin ver-
breitete geringe Beteiligung am gottesdienstlichen Leben in den or-
thodoxen Ländern scheint insofern ein typisches Merkmal der ortho-
doxen Kirchenbindung in den heutigen Gesellschaften Osteuropas zu 
sein. 
Was die Veränderungen des Kirchenbesuchs im Zeitverlauf an-
geht, so lassen sich wiederum deutliche Länderdifferenzen beobach-
ten. In den weniger hoch entwickelten Ländern steigt die Kirchgangs-
rate durchweg an, in den höher entwickelten Ländern wie Polen, Slo-
wenien, Ungarn, Ostdeutschland, Tschechien oder Estland dagegen 
bleibt sie in etwa gleich oder fällt sogar ab. Wiederum scheint durch 
diese Entwicklung die Säkularisierungstheorie gestützt zu werden. 


























1991 1993 1996 1999 2002 2005
Nie Einmal im Jahr oder weniger Mehrmals im Jahr Mindestens einmal im Monat




Polen 83 77   –6 
Slowakei 40 43   +3 
Slowenien 35 25 –10 
Ungarn 23 18   –5 
Ostdeutschland 6 6    0 
Tschechien 13 11   –2 
Estland 7 7    0 
Rumänien 31 36   +5 
Bulgarien 9 14   +5 
Russland 6 10   +4 
Lettland 12 15   +3 
Weißrussland 6 15   +9 
Kroatien 41 53 +12 
Litauen 28 32   +4 
Quelle: Müller (2008: 67). 
Anteil derjenigen, die mindestens einmal im Monat zur Kirche gehen, 
an der Gesamtbevölkerung (in %) 
Grafik 3: Häufigkeit des Kirchgangs in Russland 1991–2005 (in %) 
Quelle: Kääriäinen (2005). 
32 | DETLEF POLLACK 
Für die Entwicklung des Kirchgangs nach 2000 haben wir kaum Da-
ten, die für die gesamte ost- und ostmitteleuropäische Region einen 
verlässlichen Zeitvergleich ermöglichen. Immerhin lässt sich für Russ-
land ein Anstieg der Kirchgangshäufigkeit nachweisen (vgl. Grafik 3). 
Den Ergebnissen der Aufbruchs-Studie zufolge hat der Kirchenbesuch 
zwischen 1997 und 2007 in allen untersuchten Ländern, bis auf die 
Ukraine, etwas nachgelassen (Zulehner/Tomka/Naletova 2008: 105). 
 
III.III Die Überzeugungs- und Erfahrungsdimension 
 
Was den Glauben an Gott angeht, so weist Grafik 4 ebenfalls eine 
deutlich rückläufige Entwicklung aus. Zwar vollziehen sich die Rück-
gänge nicht linear. Vielmehr sind sie, vor allem in den 1990er Jahren, 
durchbrochen von gegenläufigen Prozessen. Insgesamt aber ist die 
Tendenz in den letzten Jahrzehnten in allen untersuchten westeuropäi-
schen Ländern eindeutig negativ.5 Von einer Renaissance des Religiö-
sen kann also sowohl hinsichtlich der Kirchenzugehörigkeit und der 
kirchlichen Praxis als auch hinsichtlich des Gottesglaubens in Westeu-
ropa keine Rede sein. 
 























Grafik 4: Glaube an Gott im Zeitverlauf in ausgewählten Ländern 
Westeuropas 1947-2008 
Quellen: 1947, 1968, 1975 Gallup Opinion Index, 1981-2008 World Value 
Survey, Mannheimer Eurobarometer Trend File 1970-1999.  
In Osteuropa stoßen wir bei der Analyse der Entwicklung des Gottes-
glaubens wieder auf das uns bereits bekannte Phänomen einer religiö-
sen Vitalisierung unmittelbar nach dem Untergang des Staatssozialis-
mus. Betrachten wir die Entwicklung des Glaubens an Gott in der 
Tschechoslowakei von 1980 bis 1991 (vgl. Tabelle 6), dann findet die 
Behauptung einer religiösen Renaissance nach dem Ende des Kom-
munismus durch die Daten ihre Bestätigung. In diesem Land geht die 
Bejahung atheistischer Positionen nach 1989 deutlich zurück. 
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Tabelle 6: Gottesglaube in der Tschechoslowakei 1980-1991 (in %) 
1980 1985 1989 1990 1991
Ich glaube an Gott 22 22 23 29 34
Ich glaube an die 
Möglichkeit seiner 
Existenz 
25 26 26 28 31
Ich glaube nicht 
an Gott 
53 52 51 43 35
Quelle: Mišovi (1991: 9). 
Die Entwicklung des Gottesglaubens nach der Periode, die unmittel-
bar auf den sozialen und politischen Umbruch von 1989 folgte, ist 
weniger eindeutig zu interpretieren. In einigen ost- und ostmitteleuro-
päischen Ländern, insbesondere in Russland und den postsowjetischen 
sowie in einigen südosteuropäischen Staaten, steigt der Glaube an 
Gott überproportional an (vgl. Tabelle 7). Beachtliche Zuwächse las-
sen sich aber auch in Ländern finden, die wie Kroatien, Slowenien 
oder die Slowakei durch hohe ökonomische Wachstumsraten gekenn-
zeichnet sind. Dennoch scheint es einen Zusammenhang zwischen der 
Höhe des Glaubenswachstums und der Dynamik der Modernisie-
rungsprozesse zu geben. In Staaten, die ein niedriges ökonomisches 
Niveau besitzen, etwa in Weißrussland, Bulgarien oder Russland, sind 
die Zuwächse des Anteils der Gottesgläubigen besonders hoch. In 
höher entwickelten Ländern, in denen die ökonomische Leistungsfä-
higkeit sich mit einer gewissen Phasenverzögerung mehr und mehr 
westeuropäischen Standards annähert, etwa in Tschechien, Estland, 
Ostdeutschland, Ungarn, Lettland, Litauen oder Polen, sind die Zu-
wächse geringer oder kehren sich sogar in ein Minuswachstum um. 
Dass das Wachstum auch in Rumänien gering ausfällt, hat mit dem 
hohen Ausgangsniveau des Glaubens an Gott zu tun, das kaum noch 
eine Steigerung erfahren kann. Dennoch wird man sagen müssen, dass 
der Zusammenhang zwischen Modernisierung und Säkularisierung 
beim Glauben an Gott nicht so klar ausfällt wie beim Wandel des 
Kirchgangs und der Kirchenmitgliedschaft. 
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Tabelle 7: Glaube an Gott in Ost- und Ostmitteleuropa 1990-1999 
Prozentsatz derer, die sagen, sie glauben an Gott. 
1990 1995–97 1999 Differenz 
Polen 97 – 96 –1 
Slowakei 64 – 76 +12 
Slowenien 55 64 63 +8 
Ungarn 59 – 65 +6 
Ostdeutschland 33 27 30 –3 
Tschechien 31 – 35 +4 
Estland – 46 42 –4 
Rumänien 89 – 93 +4 
Bulgarien 37 60 59 +22 
Russland 35 60 61 +26 
Lettland – 67 72 +5 
Weißrussland 37 68 75 +38 
Kroatien – 81 90 +9 
Quelle: Müller (2008: 69). 
Eindeutig ist hingegen die subjektive Bewertung der Glaubensent-
wicklung in einigen ausgewählten ost- und ostmitteleuropäischen 
Ländern (vgl. Tabelle 8). In diesem Falle wurde der Anteil der Men-
schen, die sagen, dass sie früher an Gott geglaubt haben, aber jetzt 
nicht mehr an ihn glauben, dem Anteil derjenigen gegenübergestellt, 
die von sich sagen, dass sie heute an ihn glauben, aber früher nicht an 
ihn geglaubt haben. Bei einer derartigen Gegenüberstellung liegt der 
Anteil der zum Glauben Gekommenen in denjenigen Ländern, die ein 
geringeres wirtschaftliches Entwicklungsniveau aufweisen, über dem 
Anteil der vom Glauben Abgefallenen, während es sich in den höher 
entwickelten Ländern umgekehrt verhält. Nur Estland fällt aus diesem 
Muster heraus. Die Daten der Aufbruchs-Studie für das Jahrzehnt 
zwischen 1997 und 2007 besagen, dass der Anteil der Gottgläubigen 
in allen untersuchten Ländern außer der Ukraine, der Slowakei und 
Rumänien nicht angestiegen, in einigen wie etwa in Litauen, Tsche-
chien und Slowenien sogar stark gefallen ist (Zulehner/Tomka/ Nale-
tova 2008: 79). Wiederum lässt sich diese Differenz mit dem Moder-
nisierungsgrad in den unterschiedlichen Ländern in Verbindung brin-
gen, wenngleich das wirtschaftliche Wachstum natürlich nicht der 
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einzige Faktor zur Erklärung der hier beobachteten Wandlungsprozes-
se auf dem religiösen Feld ist. 
Tabelle 8: Wandel des Glaubens an Gott  
in ausgewählten Ländern Ost- und  
Ostmitteleuropas (in %) 
Zuwachs Abnahme 
Polen 2 4 
Slowakei 7 11 
Slowenien 5 14 
Ungarn 5 10 
Ostdeutschland 3 15 
Tschechien 5 10 
Estland 13 5 
Albanien 31 3 
Rumänien 3 1 
Bulgarien 11 3 
Russland 25 3 
Lettland 29 3 
Quelle: ISSP 1998, PCE 2000. 
Wie aber sieht es bezüglich außerchristlicher, nichtinstitutionalisierter 
Formen des Religiösen aus? Sind hier kompensatorisch zu den rück-
läufigen Entwicklungen im Bereich von Kirchlichkeit und Gottes-
glaube Prozesse der Revitalisierung des Religiösen zu beobachten? 
Eine Korrelierung des Glaubens an Spiritualismus (vgl. Grafik 5) mit 
dem Alter der Befragten zeigt zunächst ein aufgeregtes, gezacktes 
Bild mit vielen willkürlichen Ausschlägen nach oben und nach unten, 
was darauf hindeutet, dass es sich dabei nicht um einen stetigen Zu-
sammenhang handelt. Im Großen und Ganzen lässt sich aber feststel-
len, dass die Bejahung dieser Glaubensform mit steigendem Alter 
sinkt. Dieses Ergebnis deutet darauf hin, dass die Bedeutung außer-
kirchlicher Religiosität in der letzten Zeit angestiegen ist.  















Grafik 5: Spiritualismus (in  %) und Alter in ausgewählten Ländern 
Europas 
Quelle: VW-Projekt „Church and Religion in an Enlarged Europe“ (2006). 
Bestätigt wird dieses Ergebnis durch einen Blick auf die Veränderun-
gen des Glaubens an den Einfluss der Sterne auf das individuelle Le-
ben – eine Variable, die gleichfalls als Indikator außerkirchlicher Re-
ligiosität gelten kann. Leider liegt uns hier eine Zeitreihe nur für 
Deutschland vor (vgl. Tabelle 9). Diese zeigt für den Zeitraum ab den 
80er Jahren eine Erhöhung des Sternenglaubens, auch wenn die Werte 
2007 wieder auf das alte Niveau zurückfallen. Wenn wir die Daten für 
Deutschland verallgemeinern, dann können wir sagen, dass, wie die 
Individualisierungstheorie behauptet, in der Tat alternative, nicht-
christliche Glaubensformen in den letzten Jahren wohl an Signifikanz 
gewonnen haben. Zugleich müssen wir allerdings hinzufügen, dass 
diese Entwicklung nicht einlinig verläuft und offenbar sogar rückläu-
fige Tendenzen aufweist. Die höheren Akzeptanzwerte des Spiritua-
lismus unter den jüngeren Alterskohorten können wir also wohl im 
Sinne eines europaweiten Anstiegs alternativer Glaubensformen in 
den letzten Jahren auslegen. 
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Tabelle 9: Glaube an den Einfluss der Sterne auf das menschliche 
Schicksal, 1950-1995 in Westdeutschland (in %). Frage: Glauben Sie 
an einen Zusammenhang zwischen dem menschlichen Schicksal und 
den Sternen? 
1950 1956 1964 1975 1982 1986 1987 1995 2007
 Ja  30 29 24 24 16 23 27 29 19 
 Nein 50 58 60 62 61 59 57 55 68 
 Unentschieden 20 13 16 14 23 18 16 16 13 
Quelle: Noelle-Neumann/Piel 1983: 123; Noelle-Neumann/Köcher 1997: 293; 
Allensbacher Markt- und Werbeträger-Analyse. 
Bedeutet das nun, dass wir es in Europa zwar mit einem Rückgang 
traditionaler Religiosität zu tun haben, ausgedrückt in Konfessionszu-
gehörigkeit, Kirchgang und Gottesglaube, zugleich aber mit einem 
Aufschwung außerkirchlicher Religiosität, so dass, wie so oft behaup-
tet (Luckmann 1991; Davie 1994; Hervieu-Léger 2004), das Niveau 
der individuellen Religiosität insgesamt mehr oder weniger gleich 
bleibt oder sogar steigt? Diese Frage können wir eindeutig mit Nein 
beantworten. Denn erstens bleibt das Niveau außerkirchlicher Religio-
sität trotz ihres Bedeutungszuwachses relativ gering. Wie die Zahlen 
in Tabelle 10 ausweisen, überschreitet der Anteil derer, die von sol-
chen Erfahrungen berichten, in der westdeutschen Gesamtbevölkerung 
in der Regel nicht 2 bis 7 %. Dort, wo die Prozentsätze höher liegen, 
wie beim Pendeln, Wahrsagen oder Horoskope lesen, halten die Men-
schen meist nicht viel davon. Trotz des in den Massenmedien vielfach 
behaupteten Esoterik-, Zen- und Spiritualismus-Booms liegt die Zu-
stimmung zu diesen Vorstellungen und Praktiken weit unter der Ak-
zeptanz des Glaubens an Gott. Auch in Osteuropa sind die verfügba-
ren Zahlen nicht sehr hoch (vgl. Tabelle 11). 
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Tabelle 10: Erfahrung mit außerkirchlicher Religiosität in 
Westdeutschland 2002 





Viel Etwas Gar 
nichts 




61,0 6,0 4,9 16,8 14,2 
Zen-Meditation, 
Weisheiten 
41,7 5,6 11,5 24,8 16,4 
Reinkarnation 33,1 2,0 4,7 19,6 37,3 
Edelsteinmedi-
zin, Bachblüten 
28,5 13,5 8,9 30,1 29,6 




12,4 5,5 2,4 15,4 67,2 
Wunderheiler,  
Geistheiler 
10,3 6,5 4,1 19,9 63,5 
Pendeln,  
Wünschelruten 
10,2 21,0 9,2 30,7 47,8 
Tarot-Karten,  
Wahrsagen 
9,0 17,0 3,7 18,3 67,0 
Astrologie,  
Horoskope 
3,2 29,1 8,2 39,5 47,2 
Quelle: Allbus 2002. 
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Tabelle 11: Religiosität außerhalb der Kirche in Ost- und 
Ostmitteleuropa (2000), Prozentsatz der Befragten, die sagen, sie 
















Albanien 25,0  5,4 4,6 
Bulgarien 18,2 4 8,3 2,3 
Tschechien 17,4 8 20,7 2,0 
Estland 25,6 12 30,5 3,7 
Ostdeutschland 10,9 3 12,6 1,6 
Ungarn 24,1 7 22,7 8,1 
Polen 7,9 4 7,6 1,9 
Rumänien 22,9 7 11,4 2,2 
Russland 46,7 25 34,9 7,7 
Slowakei 22,1 7 19,2 3,2 
Slowenien 17,0 6 19,5 7,7 
Quelle: PCE 2000. 
Wenn sich mit dem Rückgang von kirchlicher Zugehörigkeit und 
kirchlicher Praxis ein Zugewinn an außerkirchlichen Religionsformen 
vollziehen würde, dann müssten – und das ist der zweite Punkt – die 
Formen traditionaler Religiosität und die Formen außerkirchlicher 
Religiosität in einem umgekehrt proportionalen Verhältnis zueinander 
stehen. Bei einer Korrelation von traditionalen und außerkirchlichen 
Formen der Religiosität (vgl. Tabelle 12) zeigt sich jedoch kein signi-
fikanter Zusammenhang oder allenfalls ein tendenziell positiver. Dort, 
wo der Kirchgang oder der Glaube an Gott zurückgehen, gewinnen 
also Spiritualismus oder Astrologie nicht an Bedeutung, sondern sind 
von diesem Bedeutungsverlust partiell selbst betroffen. Obwohl die 
Zustimmung zu Formen außerkirchlicher Religiosität in den letzten 
Jahren zugenommen hat, sind die Verluste der traditionalen Re-
ligionsformen offenbar so hoch, dass sie durch die Zugewinne alterna-
tiver Religiosität nicht kompensiert werden können, ja diese Zuge-
winne partiell sogar einschränken. 
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Tabelle 12: Korrelationen zwischen Kirchgang, Glaube an Gott und 












.30 .45 .03 .04 
Kirchgang  .34 n.s. .03 
Glaube an Gott   .06 .08 
Astrologie    .57 
Quelle: VW-Projekt „Church and Religion in an Enlarged Europe“ (2006), n.s. 
= nicht signifikant. 
Richtig an der von Individualisierungstheoretikern wie Danièle Her-
vieu-Léger, Grace Davie, Thomas Luckmann, Michael Krüggeler und 
anderen vielfach vorgebrachten Kritik der Säkularisierungstheorie ist, 
dass es sich bei den religiösen Wandlungsprozessen in Europa nicht 
einfach nur um einen Verlust an Religiosität und Kirchenbindung, 
sondern auch um einen Wandel ihrer dominanten Formen handelt. 
Dieser Wandel, der sich in einem Bedeutungsrückgang traditionaler 
institutionsgebundener Religiosität und einem Bedeutungsanstieg 
nichttraditionaler, außerkirchlicher Religiositätsvarianten ausdrückt, 
ist aber selbst Bestandteil des Minorisierungsprozesses von Religion 
und Kirche. Insofern stellt die These des religiösen Formenwandels 
nicht eine Infragestellung der Säkularisierungstheorie, sondern eine 
Bestätigung dieses Theorems dar. 
Herauszufinden, worin die Ursachen dieses allgemein zu konsta-
tierenden Rückganges individueller Religiosität bestehen, erfordert die 
Durchführung komplexer Analysen, die hier nicht angestellt werden 
können. Für den hier gesetzten Rahmen wollen wir uns darauf be-
schränken, einen Religionsindikator, der für das religiöse Feld in Eu-
ropa zentral ist, mit einem Modernisierungsindikator zu korrelieren: 
dem GDP per Capita. Bei Benutzung des GDP per Capita als Moder-
nisierungsindikator lassen sich für Westeuropa klare negative Zusam-
menhänge mit dem Glauben an Gott beobachten (vgl. Grafik 6). Je 
moderner ein Land ist, desto geringer ist das Niveau des Glaubens an 
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Gott. In Osteuropa sind diese Zusammenhänge gleichfalls nachweis-
bar (vgl. Grafik 7). 
Grafik 6: Gottesglaube und Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in 
ausgewählten Ländern Westeuropas (1998) 
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Grafik 7: Gottesglaube und Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in 
ausgewählten Ländern Osteuropas (1998) 
r = -.67 
World Bank (Maddison) Gdp pC 1998. 
Quelle: Eigene Erarbeitung; European Religion Aggregate File; die 
Berechnungen des Autors basieren auf ISSP 1998; Kirchgang = die Nummer 
der Kirchgänge pro Jahr im Bevölkerungsdurchschnitt; Index Kirche-Staat-
Beziehungen siehe Tabelle 6. 
Länderkürzel: Rus = Russland, Fra = Frankreich, Au = Österreich, 
Pol = Polen, It = Italien, E = Spanien, Slo = Slowenien, No = 
Norwegen, Dan = Dänemark, CZ = Tschechische Republik, Por = 
Portugal, Swd = Schweden, Ung = Ungarn, Irl = Irland, Ndl = 
Niederlande,   WD = Westdeutschland, GB = Großbritannien, Rom = 
Rumänien, Geo = Georgien, Alb = Albanien, Bos = Bosnien-
Herzegovina, Ukr = Ukraine, Mac = Republik Makedonien, SM = 
Moldawien, Lit = Litauen, Kro = Kroatien, Slk = Slowakei, Lat = 
Lettland, Bul =Bulgarien, Est = Estland, Wru = Weißrussland 
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IV. FAZIT 
 
Damit kann die Säkularisierungsthese nicht als bestätigt angesehen 
werden. Um zu robusten Resultaten gelangen zu können, wäre es er-
forderlich, alternative Erklärungsfaktoren wie etwa das Verhältnis 
zwischen Kirche und Staat, die Ausprägung des religiösen Pluralis-
mus, die Beziehung zu nationalistischen Orientierungen und Prakti-
ken, den Ausbau des Wohlfahrtsstaates oder die Verfügung der Reli-
gionsgemeinschaften über finanzielle und personelle Ressourcen ins 
Spiel zu bringen. Nur dann könnte man den herausgefundenen Zu-
sammenhang daraufhin prüfen, ob er auch unter Kontrolle intervenie-
render Einflussvariablen erhalten bleibt. Diese anstehende Aufgabe 
kann im Rahmen des hier vorgelegten Aufsatzes nicht geleistet wer-
den. Die beigebrachten Daten sprechen allerdings dafür, dass der Sä-
kularisierungsthese nach wie vor ein hohes Erklärungspotenzial zu-
kommt, auch wenn die hier getroffenen Aussagen zu ihrer Befestigung 
durch weitergehende Analysen ergänzt werden müssten. Zugleich 
besitzt auch die Individualisierungsthese ein beachtliches Maß an 
Plausibilität. Prozesse der Individualisierung laufen auf dem religiösen 
Feld zweifellos ab, sie stehen allerdings nicht im Gegensatz zu sich 
gleichzeitig vollziehenden Säkularisierungstendenzen, sondern fügen 
sich in sie ein. Wo Prozesse der Modernisierung auftreten, hat das 
einen überwiegend negativen Effekt auf religiöse Zugehörigkeiten, 
Einstellungen und Praktiken. Teilweise sind die hoch individualisier-
ten, synkretistischen Formen alternativer Religiosität, denen eine hohe 
Kompatibilität mit Merkmalen der Moderne nachgesagt wird, aller-
dings von Modernisierungsprozessen nicht negativ betroffen. Ihre 
Akzeptanz kann parallel zu ablaufenden Prozessen der Modernisie-
rung sogar steigen, wenn auch Formen alternativer Religiosität die 
Verluste der traditionellen Formen der Religion nicht zu kompensie-
ren vermögen. Insofern lässt sich sagen, dass Säkularisierung der um-
fassendere Prozess ist, in den sich religiöse Individualisierungsprozes-
se einfügen. Die Individualisierungsthese geht über die Säkularisie-
rungstheorie allerdings insofern hinaus, als sie auf die mit dem Bedeu-
tungsrückgang des Religiösen verbundene Transformation religiöser 
Sinnformen aufmerksam macht. 




1 Im Vergleich zu anderen skandinavischen Ländern liegen die Wer-
te für den Glauben an Gott in Finnland überdurchschnittlich hoch. 
2 Womit einigen Annahmen der sogenannten ökonomischen Markt-
theorie widersprochen ist. Diese geht davon aus, dass religiöse 
Pluralität die Konkurrenz zwischen unterschiedlichen Religions-
gemeinschaften erhöht und aufgrund stärkerer Konkurrenz die re-
ligiöse Vitalität steigt. Vgl. etwa Stark/Finke 2000. 
3 Auch das Vertrauen in die Kirche ist in Russland außergewöhnlich 
hoch. Zu dieser Form hoher Kirchenbindung bei gleichzeitiger Be-
teiligungsabstinenz vgl. ausführlicher Pollack 1998: 33ff. 
4 Dieses von der Volkswagen Stiftung finanzierte Projekt wurde am 
Lehrstuhl für Vergleichende Kultursoziologie der Europa-Uni-
versität Viadrina in Frankfurt (Oder) begonnen und wird derzeit an 
der Professur für Religionssoziologie der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster zu Ende geführt. An der Durchführung der 
Untersuchung sind Prof. Dr. Gert Pickel, Leipzig, und Olaf Mül-
ler, Münster, beteiligt, denen ich für die Hilfe bei der Datenaus-
wertung herzlich danke. 
5 Anderen Untersuchungen zufolge als denen, die in Grafik 6 zu-
grunde gelegt wurden, sank der Anteil der Gottesgläubigen auch in 
den 1990er Jahren. In Westdeutschland zum Beispiel waren es 
1991 nach der Allbus-Studie noch 80 % der Westdeutschen, die 
sich zu irgendeiner Form des Gottesglaubens bekannten, 2002 da-
gegen nur noch zwei Drittel. Vgl. Allbus 1991; 2002: Variable 165 
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In meines Vaters Haus  
sind viele Wohnungen. 
JOHANNES 14: 2 
 
 
I.  PRIVILEGIERTE STELLUNG, SÄKULARISIERUNG, 
ZUWANDERUNG  
 
Die „Freiheit der im Staate bevorrechtigten Kirche“ formulierte Ignaz 
Döllinger auf der Würzburger Bischofskonferenz 1848 als Programm 
(Zimmermann 1951: 379), als Alternative zu den liberalen Vorstel-
lungen einer freien Kirche im freien Staat („libera chiesa in libero 
stato“), wie sie in Anlehnung an das amerikanische Modell nach den 
Revolutionen von 1848 gefordert wurden. Das Modell von Döllinger 
hat sich in Deutschland durchgesetzt, die Kirchen sind mit dem Staat 
über Konkordate und Kirchenverträge verbunden. Während die staat-
lichen Eingriffsmöglichkeiten seit 1918 weitgehend weggefallen sind, 
sind die Privilegien geblieben und sogar erweitert worden, bis hin zum 
Vetorecht bayerischer Bischöfe bei der Besetzung sozialwissenschaft-
licher Lehrstühle an den Universitäten.  
Historisch ist Deutschland durch eine bikonfessionelle Struktur 
gekennzeichnet. Deutschland entwickelte weder eine einheitliche pro-
testantische Staatskirche wie England oder Schweden noch eine ein-
heitliche katholische Staatsreligion wie Frankreich, Spanien oder Ita-
lien. Jedes deutsche Territorium war nach dem Motto „cuius regio, 
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eius religio“ durch eine Konfession geprägt, nach dem Westfälischen 
Frieden 1648 blieb die konfessionelle Landkarte eingefroren und auf 
der Reichsebene entwickelten sich kooperative Strukturen. In ihren 
Territorien besaßen die jeweiligen Konfessionen Verbindlichkeit und 
Exklusivität, und bis 1874 gab es den Taufzwang. Eine „christliche 
Autoritätskultur mit im großen und ganzen obligatorischem Religi-
onsunterricht“ (Loofs 1907: 19) prägte die Realität bis 1918 und dar-
über hinaus. Auf Grund der dynamischen Bevölkerungsbewegungen 
seit der Industrialisierung und der regionalen Verteilung der zwölf 
Millionen Vertriebenen und Flüchtlinge nach 1945 gibt es nun aber 
kaum mehr konfessionell einheitliche Regionen, sondern überall ein 
Nebeneinander von Protestanten und Katholiken. 
Nach dem Ende des Nationalsozialismus und gegenüber der Her-
ausforderung des Kommunismus erreichten Ansehen und Wirkung der 
Kirchen noch einmal einen Höhepunkt. Die Kirchen prägten nach 
1945 den öffentlichen Diskurs, sie waren Blutspender für die „christli-
chen“ Parteien (Wieck 1958; Thränhardt 1973), ihre Autonomie wur-
de im Grundgesetz gefestigt, die katholische Kirche setzte im Süden 
und Westen der Bundesrepublik die Rückkehr zur  Konfessionsschule 
durch, und überall im Land wurden neue Kirchen gebaut.  
Spielten die christlichen Kirchen im Westen eine wesentliche Rol-
le beim Neuaufbau der Gesellschaft nach 1945, wurden sie in der 
DDR systematisch unterminiert. Zwar blieben sie als einzige große 
öffentliche Institutionen außerhalb der Parteikontrolle bestehen, finan-
ziell unterstützt aus dem Westen, aber die Reduzierung der Kirchen-
mitgliedschaft wurde zum einzigen dauerhaften Erfolg der Kommu-
nisten. Nur ein Fünftel der Bevölkerung in den neuen Bundesländern 
ist heute Kirchenmitglied, Unkenntnis über christliche Traditionen ist 
weitverbreitet. Die historischen Kernlandschaften des deutschen Pro-
testantismus sind heute kirchenfern.  
Auch in der alten Bundesrepublik folgte dem Höhepunkt der 
christlichen Durchdringung des öffentlichen Lebens in der Nach-
kriegszeit seit den 70er Jahren eine Auszehrung. Immer mehr Men-
schen traten vor allem aus der evangelischen Kirche, aber auch aus der 
katholischen Kirche aus. Große Städte wie Berlin und Hamburg sind 
heute überwiegend konfessionslos, während in vielen ländlichen Re-
gionen Kirchenmitgliedschaft und kirchliche Rituale wie Taufe, Kon-
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firmation bzw. Kommunion, Hochzeit und Beerdigung nach wie vor 
das Leben strukturieren. 
Insgesamt lässt sich inzwischen eine Drittelung konstatieren: Je-
weils ein knappes Drittel der Bevölkerung gehört der katholischen und 
evangelischen Kirche an (30,5 bzw. 29,5 %), ein gutes Drittel (34,6 
%) ist nicht Mitglied einer religiösen Organisation. Das evangelische 
und das katholische Drittel beschreibt allerdings zunächst nur eine 
formale Mitgliedschaft. Nur 3,4 Millionen Katholiken, 13,4 % der 
Kirchenmitglieder, sind „praktizierend“, d.h. sie nehmen regelmäßig 
an Gottesdiensten teil. Bei den Protestanten liegt der Anteil noch nied-
riger.  
Die institutionelle Position der Kirchen ist nach wie vor gefestigt: 
Es gibt die Kirchensteuer und reiche staatliche Dotationen, staatsfi-
nanzierte kirchliche Hochschulen in Bayern, konfessionelle Fakultäten 
an den Universitäten, konfessionellen Religionsunterricht, eine in 
einigen Regionen fast monopolistische Stellung in der Sozial- und 
Jugendarbeit und einen ausgeprägten Öffentlichkeitsanspruch der Kir-
chen, ganz im Gegensatz etwa zu den Niederlanden, wo die Kirchen in 
der Öffentlichkeit kaum mehr sichtbar sind. Dem steht eine Auszeh-
rung der mitgliedschaftlichen Substanz und der Glaubenskenntnisse 
gegenüber – ganz im Unterschied etwa zur Vitalität und Verbreitung 
religiöser Praxis in den USA, wie auch immer man diese in ästheti-
scher Hinsicht beurteilen mag (Casanova 2006). Luther oder Gustav 
Adolf sind für junge Protestanten keine heroischen Figuren mehr.  
Tabelle 1: Religiöse Struktur in den Bundesländern 2008   
(Angaben in tausend) 
Bundesland Einwohner evangelisch katholisch Sonstige






















































































































Der Zensus 2011, in den auf Drängen der Kirchen in Deutschland 
Fragen nach der religiösen Organisiertheit und nach der religiösen 
Haltung aufgenommen worden sind, wird exaktere Informationen über 
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die religiöse Landschaft in Deutschland geben, auch in Hinsicht auf 
die nichtchristlichen Religionen. Nur in ganz wenigen Bundesländern 
gibt es noch eine konfessionelle Bevölkerungsmehrheit: in Bayern und 
im Saarland eine katholische, in Schleswig-Holstein eine protestanti-
sche. In Niedersachsen dürfte die protestantische Mehrheit, die die 
Daten für 2008 noch zeigen, inzwischen verloren gegangen sein. Da-
gegen sind die Mehrheiten der „Sonstigen“ in den neuen Ländern er-
drückend, am stärksten in Sachsen-Anhalt, wo 81,7 % der Bevölke-
rung keiner Kirche mehr angehören.  
Quantitativ sind diese Sklerotisierungen traditioneller deutscher 
Konfessionslandschaften weit bedeutender als alle neuen Zuwande-
rungen. Allerdings haben nicht nur die unterschiedlichen Austrittszah-
len, sondern auch die Zuwanderungen das Zahlenverhältnis zwischen 
katholischer und evangelischer Kirche beeinflusst: Die Zuwanderung 
von circa drei Millionen Katholiken aus dem Mittelmeerraum und aus 
Polen hat das Absinken der Mitgliederzahlen der katholischen Kir-
chengemeinden zum Teil kompensiert. War Deutschland 1945 noch 
zu mehr als 60 % evangelisch, so ist heute die katholische Kirche mit-
gliederstärker. Wegen ihrer Schwerpunkte im Westen und Süden ver-
fügt sie auch über höhere Kirchensteuereinnahmen. Max Webers Be-
schreibung einer besonderen Affinität zwischen Protestantismus und 
Kapitalismus ist für Deutschland Vergangenheit. Ähnliche Entwick-
lungen finden wir in der Schweiz und in den Niederlanden, wo die 
katholische Kirche heute ebenfalls stärker ist als die evangelischen 
Kirchen. 
Gehen wir die unterschiedlichen Einwanderungsgruppen durch: 
Für die katholischen Italiener, Spanier, Kroaten, Slowenen, Portugie-
sen und Polen hat die katholische Kirche besondere Formen der Be-
treuung eingerichtet. Die Einbindung ist organisatorisch gelungen, 
obwohl die Zuwanderer – wie wir im Folgenden im Detail beschrei-
ben werden – in „Nebenkirchen“ separiert blieben. Die evangelische 
Kirche hat die Aussiedler aus Rumänien und der ehemaligen Sowjet-
union aufgenommen und bietet zum Teil Sondergottesdienste für sie 
an. Die verschiedenen orthodoxen Nationalkirchen bilden zusammen 
1,5 % der Bevölkerung, wobei die Zahl und Intensität der Mitglied-
schaft fraglich bleibt.  
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Die Aufnahme von Juden aus der damaligen Sowjetunion in der 
demokratisierten DDR und später in ganz Deutschland war ursprüng-
lich als Schutz vor dem um 1990 grassierenden Antisemitismus in der 
späten Sowjetunion gedacht. Als der Antisemitismus abflaute, trat die 
Stärkung des deutschen Judentums als Motiv für die Aufnahme in den 
Vordergrund. Zwar sind die Jüdischen Gemeinden durch die Zuwan-
derung von 27.000 auf 105.000 Mitglieder angewachsen, aber da mehr 
als die Hälfte der Zuwanderer sich nicht in den Jüdischen Gemeinden 
organisiert hat, wurde die Zuwanderung auf Wunsch des Zentralrats 
der Juden in Deutschland eingeschränkt. Eine Bedingung für die Auf-
nahme neuer jüdischer Zuwanderer ist seit 2005 ihre Bereitschaft und 
Eignung, sich religiös zu organisieren.  
Gar nicht in das traditionelle deutsche Kirchenregime fügte sich 
die Zuwanderung von vier Millionen Muslimen – die öffentliche De-
batte hat diese Diskrepanz verstärkt. Obwohl die mitgliedschaftliche 
Basis des deutschen Kirchenregimes ausblutet, ist die öffentliche De-
batte von der Erwartung oder sogar Forderung geprägt, die Muslime 
sollten sich kirchenartig organisieren, um mit dem deutschen Kirchen-
regime kompatibel zu sein. Dabei steht die Vorstellung einer einheit-
lich organisierten behördlichen Körperschaft im Vordergrund, wie sie 
der deutschen Tradition der Landes- und Bischofskirchen entspricht. 
Kauder hat diese Art Organisation sogar als „europäisch“ bezeichnet, 
obwohl die europäischen Länder sehr unterschiedliche Staats-Kirchen-
Regime kennen (Kauder 2011; Mittmann 2010). Demokratiepolitisch 
sind an der Angemessenheit des als absolute Monarchie organisierten 
katholischen Kirchenregimes sicherlich Zweifel erlaubt, und diese 
Zweifel sind angesichts der Missbrauchsskandale der letzten Jahre 
nicht kleiner geworden. Die Abschaffung aller gewählten Gremien im 
Bistum Regensburg durch bischöflichen Beschluss hat diese Diskre-
panz noch einmal scharf konturiert.  
Die Vorstellung eines einheitlichen Ansprechpartners wird uniso-
no immer wieder von den Innenministern und anderen Spitzenpoliti-
kern vorgetragen. Sie kann mit dem Grundgesetz höchstens insofern 
in Beziehung gesetzt werden, als Artikel 7 (3) II GG regelt, dass der 
Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Re-
ligionsgemeinschaften zu erteilen ist. Daraus kann aber keinesfalls 
gefolgert werden, dass sich die Muslime in einer Art Kirche zu orga-
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nisieren hätten, zumal das die Deutschen auch immer weniger tun. 
Vor allem aber ist die Vorstellung absurd und demokratiefern, es müs-
se eine Art oberste Glaubensautorität für alle Moslems nach Art der 
katholischen Kirche geschaffen werden. Der Islam geht ebenso wie 
das Judentum und der Protestantismus von einer direkten Beziehung 
der Gläubigen zu Gott und von ihrer eigenen individuellen Verantwor-
tung aus und kennt keine klerikale Vermittlung. Karl Barth hat in die-
ser Beziehung und in seiner Schweizer Tradition davon gesprochen, 
dass das protestantische Kirchenverständnis (Priestertum aller Gläubi-
gen) und die Demokratie parallel gingen. Es ist auch darauf hinzuwei-
sen, dass andere westliche Demokratien ganz andere Religionsregime 
haben. So zwingt die Schweiz seit ihrem liberalen Aufbruch im 19. 
Jahrhundert die katholische Kirche zu demokratischen Formen der 
Kirchenorganisation, insbesondere was die Kirchenfinanzen angeht. 
Die USA praktizieren eine Trennung von Religion und Staat, die den 
Religionsgemeinschaften zwar völlige Freiheit lässt, sie aber staatlich 
nicht subventioniert oder privilegiert und ganze Bistümer bei Fehltrit-
ten wie den aktuellen Missbrauchsskandalen durchaus auch in den 
Bankrott fallen lässt. 
Schließlich gibt es ganz unabhängig von der Einwanderung eine 
Diversifizierung der religiösen Landschaft. Wie auch in vielen ande-
ren Ländern finden sich Interessenten für traditionelle Religionen aus 
anderen Erdteilen wie den Buddhismus und auch für neuentstehende 
religiöse Strömungen unterschiedlicher Art. Diese Gruppen versuchen 
vielfach, mit mehr oder weniger Erfolg, an einigen Privilegien der 
etablierten Kirchen teilzuhaben. Meist können sie dies nur durch Kla-
gen durchsetzen, etwa die Einrichtung von Religionsunterricht oder 
die Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft. So sind etwa 
die „Zeugen Jehovas“ inzwischen in zwölf von sechzehn Bundeslän-
dern als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt. Die staatli-
chen Stellen verhalten sich in dieser Beziehung sehr zurückhaltend 
und lassen Anträge bisweilen jahrzehntelang ohne Antwort. Die größ-
te dieser neuen religiösen Organisationen – oder im kirchlichen 
Sprachgebrauch „Sekten“ – ist die Neuapostolische Kirche, die 0,44 % 
der Bevölkerung organisiert. 
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II. EINWANDERUNG UND DIE KATHOLISCHEN 
 NEBENKIRCHEN 
 
In Deutschland gibt es etwa zwei Millionen Katholiken mit nichtdeut-
scher Staatsangehörigkeit, das sind 8 % aller Katholiken. Kategorisiert 
man nach Migrationshintergrund, so sind es 15 %. Bei den Jugendli-
chen sind es 20 % (KFN 2010). Für diese Gruppen wird heute mutter-
sprachliche Seelsorge in 29 Sprachen angeboten. Seit der Anwerbung 
ausländischer Arbeitskräfte ab 1955 wurde diese separate Form der 
Seelsorge ausgebaut und über Generationen beibehalten. Für die gro-
ßen Anwerbegruppen – Italiener seit 1955, Spanier seit 1960, Portu-
giesen seit 1964 und Kroaten bzw. Jugoslawen seit 1968 – entstanden 
katholische „Missionen“. Wie die Bundesregierung, die Entsendestaa-
ten und viele angeworbene Arbeitskräfte selbst ging auch die katholi-
sche Kirche lange Zeit von der Zeitweiligkeit des Arbeitsaufenthalts 
aus, und in der Tat kehrten viele Arbeiter nach einigen Jahren wieder 
in ihre Heimatländer zurück, vor allem nach den Ölpreiskrisen 1973 
und 1979/80.  
 
Tabelle 2: Zahl der ausländischen Arbeitnehmer 1973-1988 
(Angaben in tausend) 



















Quelle: Puskeppeleit/ Thränhardt 1990, 19.  
 
Auch nach den Rückkehrwellen blieb die Struktur der „Ausländermis-
sionen“ erhalten. Erst als die Finanzlage der Kirche um die Jahrhun-
dertwende kritisch wurde, kam es zu Einschnitten. 
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Grafik 1: „Missionare“ aus Anwerbeländern 
Quelle: Winterhagen 2011. 
 
Neben theologischen Erwägungen über das Recht auf muttersprachli-
che Seelsorge (Winterhagen 2011) und die Zeitweiligkeit der Zuwan-
derung gab es zwei materielle Gründe für die Organisation von „Ne-
benkirchen“, wie Prälat Becher sie kritisch bezeichnet hat (Leuninger 
1987): erstens den Reichtum der deutschen Kirche im Vergleich zu 
den Herkunftskirchen, der die Anwerbung von Priestern nahe legte 
und den Priestern selbst ein sehr viel höheres Einkommen als zu Hau-
se versprach, und zweitens den Priestermangel in Deutschland im 
Kontrast zu einem Teil der Herkunftsländer. Die zahlenmäßige Ent-
wicklung der einzelnen Priestergruppen gestaltete sich unterschied-
lich. Wie aus dem Schaubild zu ersehen ist, nahm die Zahl der italie-
nischen Priester ab, weil sich in Italien ebenso wie in Deutschland 
Nachwuchsprobleme einstellten. Bei den Spaniern gab es viele Laisie-
rungen. Dagegen blieb die Zahl der kroatischen Priester hoch, da sie 
überwiegend Franziskaner waren und dieser Orden in Kroatien viel 
Nachwuchs an sich zog. 
Eine parallele weitere und ebenfalls zunächst nationalspezifisch 
organisierte Organisationsebene waren die Sozialbetreuer, später So-
zialberater genannt. Die katholische Caritas war für die Einwanderer-
gruppen aus Italien, Spanien, Portugal und Jugoslawien bzw. Kroatien 
zuständig. 1986 gab es einen Sozialberater für 1,698 Mio. Spanier, 
2,028 Mio. Portugiesen, 2,911 Mio. Jugoslawen, 3,823 Mio. Italiener 
und 4,340 Mio. Türken in Deutschland (Puskeppeleit/Thränhardt 
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1990: 72f.). Die Sozialberatung wurde überwiegend von Bund und 
Ländern, zum Teil aber auch von den zuständigen Wohlfahrtsverbän-
den finanziert. Geistliche und Sozialberater hatten ihrem Auftrag nach 
unterschiedliche Funktionen, standen aber angesichts der sprachlich-
nationalspezifischen Abgrenzung beider Gruppen in engem Kontakt 
und waren zum Teil auch in denselben Gebäuden untergebracht.  
Die Caritas war für die „katholischen Gruppen“ zuständig, ohne 
Rücksicht darauf, ob die Betroffenen katholisch waren oder nicht. 
Abgesehen von den individuellen Problemen, die sich im Einzelnen 
aus diesen Generalzuständigkeiten ergaben, entwickelten sich auch die 
Ideologien, Mentalitäten und sozialen Profile der Gruppen sehr unter-
schiedlich, obwohl die formalen und materiellen Umstände der An-
werbung und ihrer Organisation dieselben waren. Die reiche katholi-
sche Kirche in Deutschland brachte unter ihrem Dach sehr unter-
schiedliche Milieus hervor, sowohl in ihrer politischen Ausrichtung 
wie in ihrem sozialen Profil und ihren Bildungs- und Wirtschaftser-
folgen. 
Für die drei großen Gruppen – Spanier, Italiener und Kroaten – ar-
beiteten jeweils etwa einhundert Geistliche und einhundert Sozialbera-
ter. Die spanische und die kroatische Gruppe entwickelten jeweils 
einheitliche Profile und trugen entscheidend zum Erfolg ihrer Gruppen 
in Deutschland bei, vor allem in Bezug auf Bildung und Ausbildung 
der Kinder. Sie agierten in Opposition zu den absterbenden Diktaturen 
in den beiden Herkunftsländern. Die spanischen Geistlichen gaben 
einen „Elternbrief“ heraus und förderten die überall in Deutschland 
entstehenden Elternvereine und deren Bemühungen um die Bildung 
der Kinder, ihre Integration in das deutsche Schulsystem und die Or-
ganisation von Hausaufgabenhilfen. Unter dem Eindruck des Zweiten 
Vatikanischen Konzils kam es zu einer Wendung der jüngeren Priester 
zur Demokratie und zu säkularer Aktivität, was schließlich auch zu 
einer hohen Rate von Laisierungen führte. Den Impetus der spani-
schen „Missionare“ zeigt ihre Präsentation im Internet. 
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Die kroatische Gruppe begründete dagegen einen integral-katholisch 
gefärbten Nationalismus, der sich mit einer „invention of tradition“ 
(Hobsbawm) auf eine Vorstellung von 1300 Jahren Existenz einer 
kroatischen katholischen Nation bezog. Die kroatischen Migranten in 
Deutschland wurden auf einen kroatisch-katholischen Nationalismus 
und die Vorstellung einer irgendwann stattfindenden Rückkehr nach 
Kroatien verpflichtet. Durch die intensive Förderung sozialer und 
kultureller Fähigkeiten der Gruppe und angesichts eines spannungslo-
sen Verhältnisses zur deutschen Umwelt führte dies funktional 
gleichwohl zu sehr erfolgreicher Integration. Bezeichnend ist auch 
hier die Präsentation im Internet mit Kardinal Stepinac, dem Reprä-
sentanten eines katholischen Kroatien. 
Beide Gruppen verzeichneten hohe Bildungserfolge in den deutschen 
Schulen – ebenso wie die griechische Gruppe, die ebenfalls eine starke 
Heimatbezogenheit pflegte, wenn auch mit anderen ideologischen 
Vorzeichen (Thränhardt 2000). 
62 | DIETRICH THRÄNHARDT 
Ganz anders dagegen die italienische Gruppe: Trotz eher günstige-
rer Rahmenbedingungen auf Grund des hohen Standards von Wirt-
schaft und Bildung in Italien selbst und der längeren Einwanderungs-
geschichte ist die Bildungsbilanz bei den italienischen Kindern und 
Jugendlichen nach wie vor sehr defizitär, und es gibt mehr Sonder-
schüler als Gymnasiasten. Die italienischen Priester stammten über-
wiegend aus Norditalien und hatten Schwierigkeiten, die aus Südita-
lien stammenden Migranten kulturell zu verstehen (Gottlob 1978). Es 
kam auch nicht zur Ausbildung einer gemeinsamen Strategie, sondern 
zu Auseinandersetzungen innerhalb der Gruppe und zur Übertragung 
der ideologischen Polarisierungen aus Italien nach Deutschland, au-
ßerdem zu sehr geringen Organisationserfolgen bei den italienischen 
Vereinen in Deutschland. Die meisten „Missionare“ gehörten dem 
Scalabrini-Orden an, der auch im Logo repräsentiert wird. 
Insgesamt ist also zu konstatieren, dass die katholische Kirche ak-
tiv bei der organisatorischen Eingliederung der Migranten aus „katho-
lischen“ Ländern mitwirkte, aufbauend auf ihrer starken finanziellen 
Position und ihrer engen Kooperation mit dem Staat, was ihr insge-
samt im sozialen und kulturellen Bereich eine fast monopolistische 
Position bei den „katholischen“ Gruppen verschaffte. Inhaltlich kam 
es aber zu starken Auseinanderentwicklungen der drei Gruppen, so-
wohl ideologisch als auch in Bezug auf den Erfolg der Arbeit. Trotz 
eines katholischen Gesamtrahmens entwickelte sich wenig Integration, 
stattdessen kam es zur Ausbildung von Parallelkirchen mit eigenen 
Ideologien und Mentalitäten. Das Kriminologische Forschungsinstitut 
Niedersachen stellte noch in seinem Bericht 2010 mit Erstaunen fest, 
dass junge Katholiken ausländischer Herkunft um so mehr Distanz zur 
deutschen Gesellschaft haben, je religiöser sie sind. Im Gegensatz zu 
seiner negativen Bewertung muslemischer Einflüsse auf Jugendliche 
zog es keine Folgerungen daraus, sondern beließ es beim Erstaunen. 
 
 
III. STAATSISLAM, VEREINSISLAM, VOLKSISLAM 
 
Da in Deutschland keine nennenswerte autochthone islamische Tradi-
tion existierte, gab es bei den großen Einwanderungswellen türkischer 
und anderer Arbeitskräfte und ihrer Familien seit 1961 zunächst ein 
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organisatorisches Vakuum. Spontan entstanden kleine provisorische 
Moscheen, oft etwas verächtlich als Hinterhof-Islam bezeichnet. Da 
der Staatsislam sich zunächst wenig um die Migranten bemühte, konn-
ten sich in Deutschland und anderen europäischen Ländern auch 
Strömungen entfalten, die in der Türkei unterdrückt wurden. Zum Teil 
trugen sie fundamentalistische Züge. Während der intensiven Repres-
sion nach dem Militärputsch von 1980 wurde Deutschland immer 
stärker zum Fluchtraum für religiöse und politische Aktivisten, die 
eine große Zahl von Organisationen gründeten (Sezer/Thränhardt 
1983). Die deutsche und die türkische Regierung vereinbarten darauf-
hin, dass die türkische Religionsbehörde Diyanet die religiöse Betreu-
ung der Türken in Deutschland übernehmen sollte – eine transnationa-
le behördliche Regelung der Religion für die türkischstämmige Be-
völkerung in Deutschland. 
1984 gründete ein türkischer Botschaftsrat die „Türkisch-Islam-
ische Union der Anstalt für Religion e.V.“ (DITIB). Seitdem entsendet 
die Türkei staatliche Beamte als Hodschas jeweils für 5-6 Jahre nach 
Deutschland, um die religiöse Betreuung zu übernehmen. In den letz-
ten Jahren wird Wert darauf gelegt, dass sie auch Deutsch lernen. In-
zwischen haben sich 896 DITIB-Gemeinden gebildet, in denen neben 
den Gottesdiensten vielerlei Aktivitäten stattfinden. In Mannheim und 
vielen anderen Städten sind inzwischen auch große Moscheen ent-
standen, die zum großen Teil mit Spenden finanziert worden sind. 
Gleichwohl ist die gesamte Organisation nach wie vor in jeder Hin-
sicht von der türkischen Regierung abhängig, ihre inhaltliche Ausrich-
tung hängt auch von den Entwicklungen der türkischen Politik ab.  
Insgesamt sind 18,7 % der türkischstämmigen Bevölkerung religi-
ös organisiert, drei Viertel davon bei der DITIB (Halm/Sauer 2007). 
Gleichzeitig geben bei den Umfragen etwa zwei Drittel der befragten 
Moslems an, religiös oder sehr religiös zu sein (Haug/Müssing/Stichs 
2009). Dies deutet auf ein Missverhältnis zwischen Organisation und 
Glauben hin, das der oben geschilderten Diskrepanz bei der Mehr-
heitsgesellschaft entgegengesetzt ist. Allem Anschein nach gibt es 
eine große Zahl gläubiger Moslems, die nicht von der DITIB oder 
einer anderen Organisation erfasst werden. 
Die größte Organisation neben DITIB ist die „Islamische Gemein-
schaft Milli Görüs e.V.“. Sie hat fundamentalistische Wurzeln und ist 
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eng mit türkischen Schwesterorganisationen verbunden. Es ist umstrit-
ten, wie weit sich ihre jüngeren Vertreter von diesen Anfängen gelöst 
haben. Sie suchen eine eigenständige Auseinandersetzung mit der 
deutschen Umgebung und identifizieren islamische mit demokrati-
schen Werten (Schiffauer 2010). Von deutschen Behörden wird Milli 
Görüs mit Misstrauen betrachtet und mit breit publizierten Anklagen 
überzogen, die bisher keine Verurteilungen erbracht haben. Die aus-
grenzenden Bewertungen durch den Verfassungsschutz und den baye-
rischen Innenminister erstrecken sich inzwischen auch auf zweifellos 
demokratische und liberale Repräsentanten, auch wenn diese sich von 
Milli Görüs distanziert haben und nach dem Zeugnis des bayerischen 
Landtagspräsidenten und Landesbischofs förderungswürdig sind und 
von der Stadt München durch die Suche nach einem repräsentativen 
Grundstück unterstützt werden (Hutter/Lode/Maier-Albang 2011). 
Aus der Deutschen Islamkonferenz ist Milli Görüs dementspre-
chend verbannt worden, was den Austritt eines weiteren Verbandes 
provoziert hat. Die Gründung der deutschen Islamkonferenz setzte – 
ähnlich wie bei den vergleichbaren Institutionen in anderen Ländern – 
ein Zeichen der Zugehörigkeit und Legitimität des Islams in Deutsch-
land (Musch 2011). Innenminister Schäuble erklärte aus diesem An-
lass – ähnlich wie später noch spektakulärer Bundespräsident Wulff –, 
dass der Islam zu Deutschland gehöre. Gleiches gilt auch für die Be-
mühungen um die Ausbildung islamischer Geistlicher an deutschen 
Universitäten. All dies wurde aber gleichzeitig durch diskriminierende 
Gesetze in Bayern, Hessen, Baden-Württemberg und Nordrhein-West-
falen (Henkes/Kneip 2010), ausgrenzende Äußerungen von Politikern 
und den islamophoben Diskurs konterkariert (Bahners 2011).  
Insgesamt ist es bisher nicht gelungen, dem Islam einen Platz im 
deutschen System der Staat-Religion-Beziehungen zu geben. Dies ist 
keine deutsche Sonderentwicklung, sondern entspricht der partiellen 
Integration des Staatsislams der Herkunftsländer in das institutionelle 
Geflecht der Einwanderungsländer (Laurence 2009). Die widersprüch-
lichen Entwicklungen spiegeln die Ambivalenz zwischen Integrati-
onswille, traditionellem exklusiv-christlichen Selbstverständnis und 
Ängsten vor dem Fremden, die im politischen Diskurs genutzt wer-
den. Zwar sind Fortschritte gemacht worden, aber es ist nicht abzuse-
hen, wann der „deutsche Islam“ sich durchsetzt und Anerkennung 
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findet, den etwa der erwähnte Penzberger Imam Idriz (2010) vertritt. 
Angesichts der vorherrschenden Negativsicht auf den Islam werden 
auch Phänomene wie die Gülen-Bewegung mit ihrem Bildungseifer 
und ihren erfolgreiche Privatschulen nur wenig wahrgenommen. 
 
 
IV. WAS HÄLT DIE GESELLSCHAFT ZUSAMMEN? 
 
Böckenfördes Diktum, „der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von 
Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann“ (1976: 60), ist 
immer wieder als eine Art arbeitsteilige Grundlage für die besondere 
Rolle der Kirchen in der Gesellschaft zitiert worden. Er kann als Mot-
to für das Staat-Kirchen-Regime der alten Bundesrepublik gelten.  
Dieses Regime ist von Auszehrung betroffen: einmal durch den 
stillen Abgang von Kirchenmitgliedern, der sich jedes Jahr durch Aus-
tritt vollzieht und zudem eine beträchtliche intergenerationale Dyna-
mik hat, zum zweiten durch die Pluralisierung und das Aufkommen 
neuer religiöser Strömungen, insbesondere auch durch die Einwande-
rung. Moslems sind heute in vielen westdeutschen Großstädten die 
zweitgrößte religiöse Gruppe, ohne dass das bisher im öffentlichen 
Leben in Erscheinung tritt. Nur in wenigen Städten wie in Mannheim 
und der kleinen bayerisch-schwäbischen Stadt Lauingen ist es gelun-
gen, Moslems und ihre Moscheen in Stadtbild und Stadtrepräsentanz 
einzubeziehen. 
Überdeckt werden diese Entwicklungen durch aggressive Debatten 
um die „Leitkultur“ und den Vorrang der christlichen Tradition, in 
denen der Islam regelmäßig als das Andere gesehen wird, das Aufklä-
rung und Christentum entgegengesetzt ist. Diese beiden entgegenge-
setzten Traditionen werden – was angesichts der Geschichte kurios ist 
– als ein gemeinsames und geschlossenes europäisches Erbe hinge-
stellt. „Deutschland will aber nicht den Islam integrieren, sondern 
seine kulturelle Identität wahren“, spitzte CDU-Fraktionschef Kauder 
dies zu.1 „Aus Religionsfreiheit darf nicht Religionsgleichheit wer-
den“, sagte Bayerns Sozialministerin Haderthauer. Angesichts der 
europäischen und insbesondere der deutschen Geschichte sind auch 
die Hinweise auf die „prägende Kraft“ der „christlich-jüdischen Tradi-
tion“ für Deutschland über „Jahrhunderte, wenn nicht Jahrtausende“ 
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(Bundeskanzlerin Merkel) besonders delikat. Hier wird die Jahrhun-
derte lange Ausgrenzung, Verfolgung und Vernichtung von Juden 
harmonisiert und in einen Ausgrenzungsdiskurs gegen den Islam um-
gesetzt. Es gerät in Vergessenheit, dass Lessings Ringparabel, die 
Urfomulierung der Toleranz und der gemeinsamen Werte in der deut-
schen Literatur, drei Parteien umfasst: das Judentum, das Christentum 
und den Islam.  
Unterhalb der widersprüchlichen Diskurse haben sich die Verhält-
nisse in den Bundesländern inzwischen zu unterschiedlichen Religi-
onsregimen verdichtet, aufbauend auf älteren Unterschieden zwischen 
einer starken Privilegierung vor allem der katholischen Kirche, deren 
Bischöfe in Bayern vom Staat besoldet werden und einer stärkeren 
Trennungstradition beispielsweise in Hamburg. Bis 1968 wurden die-
se Unterschiede durch das Institut der Konfessionsschule repräsentiert, 
die in Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, dem Saarland, 
Nordrhein-Westfalen und Teilen Niedersachsens vorherrschend war. 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das entgegen seiner sonsti-
gen direktiven Tendenzen nach dem Sturm um das Kruzifix-Urteil auf 
Klarheit und Einheitlichkeit für ganz Deutschland verzichtete, macht 
das möglich. 
In Süddeutschland gibt es nach wie vor ein christliches Religions-
regime. Einzelne Eltern und Lehrer, die sich im Namen der Religions-
freiheit gegen die Kreuze in Schule oder auch in Gerichtssälen weh-
ren, können sich zwar im Einzelfall durchsetzen, müssen aber mit 
sozialen Schwierigkeiten rechnen. Es gibt eindeutige Stellungnahmen 
der CDU bzw. CSU und der Landesregierungen zum christlichen Cha-
rakter der Kultur, die Oppositionsparteien zögern, diesen Konsens 
anzugreifen. Das Kopftuch muslemischer Lehrerinnen ist tabu, das 
von Nonnen wird als Bestandteil legitimer Tradition angesehen (Spie-
gel Online 2008). Von einer Tendenz zu „unintendiertem Laizismus“ 
(Henkes/Kneip 2010) kann in Süddeutschland keine Rede sein – nicht 
auf der gesetzlichen und schon gar nicht auf der Implementationsebe-
ne. Im Vergleich zur Aufbruchszeit nach dem Zweiten Vatikanischen 
Konzil muss heute eine hierarchische Erstarrung konstatiert werden – 
festzumachen etwa am Festhalten am Zölibat, der – wie Joseph 
Ratzinger in seiner progressiven Phase konstatierte – zu einer „Sen-
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kung der Begabung“ des Priesternachwuchses geführt hat (Neumaier 
2011). 
In Norddeutschland gibt es eher einen Trend zu Gleichbehandlung 
und religiöser Neutralität. Vier Fünftel der Gerichtssäle in Nordrhein-
Westfalen haben keine Kreuze mehr, und den verschiedenen Glau-
bensrichtungen werden schrittweise gleiche Rechte eingeräumt. Dieser 
Prozess entspricht dem schwindenden Rückhalt der Kirchen in der 
Bevölkerung, der Ausdifferenzierung der religiösen Bekenntnisse und 
auch den Veränderungen in der evangelischen Kirche, die sich von der 
Vorstellung der „Einheit von Thron und Altar“ gelöst hat und in der 
Tradition der „ecclesia semper reformanda“ in der Moderne ange-
kommen ist. 
In Ostdeutschland wiederum ist Religion insgesamt zu einem 
Minderheiten-Phänomen geworden. Obwohl die Kirchen Orte für die 
Opposition in der DDR waren, bei der friedlichen Revolution eine 
wichtige Rolle spielten und in vier von fünf Bundesländern auch der 
traditionelle Religionsunterricht wieder eingeführt wurde, ist Religion 
nicht in die „Mitte der Gesellschaft“ zurückgekehrt. In der Bevölke-
rung ist das Verständnis für Religion insgesamt gering entwickelt, und 
das Verständnis für muslimische Religion noch weniger. Dies steht in 
eigenartigem Kontrast zu offiziellen symbolischen Maßnahmen, etwa 
der Einführung des Reformationstages in Brandenburg als offiziellem 
staatlichem Feiertag, der Aufrechterhaltung des Bußtages in Sachsen 
oder der erfolgreichen Klage der evangelischen Kirche gegen den 
Sonntagsverkauf in Berlin. 
Wie in anderen europäischen Religionsregimen gibt es in Deutsch-
land und insbesondere im traditionellen süddeutschen Religionsregime 
Spannungsverhältnisse zum Gleichbehandlungsgebot des Grundgeset-
zes und der Europäischen Menschenrechtskonvention. Deswegen wird 
es immer wieder Fälle geben, in denen die Gleichbehandlung vor dem 
Bundesverfassungsgericht oder dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte eingefordert wird. Vielfach wird diese im Wider-
spruch zu traditionellen Identitätsvorstellungen und Identitätssymbo-
len wie dem Kreuz stehen. Dieser Prozess ist nicht abgeschlossen und 
wird in der politischen Debatte, im öffentlichen Diskurs und auch vor 
den Gerichten weitergehen. Ein Konfliktfeld werden die Rechte der 
Beschäftigten in kirchlichen Einrichtungen sein. 
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In der jüdischen, christlichen und auch islamischen Tradition ha-
ben immer wieder unabhängige religiöse Menschen frei ihre kritische 
Meinung gesagt, von den alttestamentarischen Propheten bis zu Mar-
tin Luther King und Erzbischof Tutu. Diese Fähigkeit beruht auf der 
geistigen und materiellen Unabhängigkeit von staatlicher Macht, sie 
ist gefährdet, wenn man sich zu sehr an die „Fleischtöpfe Ägyptens“ 
klammert. „Salz der Erde“ und „Licht der Welt“ kann man leichter 
sein, wenn man nicht mit der Macht und ihren taktischen Interessen 





1 Zitate nach: Wulff erntet Widerspruch. Kritik an Rede über Islam 
in Deutschland wird heftiger, in: Süddeutsche Zeitung vom 
7.10.2010 und Christlich, jüdisch, abendländisch Verwunderung 
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Religionsvielfalt als Problem? 
Zur Formgebung religiöser Differenz und  





In meinem Beitrag möchte ich (I.) den Blick für die Nützlichkeit reli-
giöser Konflikte in multikulturellen Gesellschaften schärfen. Konflik-
te, die in zivilen Formen ausgetragen werden, dienen in dieser Per-
spektive gelingender Integration mehr als verordnete Leitbilder und 
Integrationsprogramme, mehr auch als interreligiöse Dialoge oder gar 
Leitkulturen. Dazu möchte ich (II.) aktuelle religionspolitische Pro-
bleme am Beispiel des Moscheebaus rekapitulieren und (III.) daraus 
neben der Architektur weitere Formgebungen zur Zivilisierung reli-
gionsbezogener Konflikte wie Recht, Mediation, Politik und Medien-
kommunikation entwickeln. Den Abschluss (IV.) bildet eine Überle-
gung zum Kern religiösen Handelns. 
 
 
I. EINLEITUNG: RELIGIÖSER PLURALISMUS UND 
DIE RELIGIÖSE FRAGE 
 
Bilder können den soziologischen Blick auf die kulturelle und religiö-
se Vielfalt moderner Gesellschaften schärfen. Die Tour der Fotografin 
Brigitte Krämer (2010) durch das Ruhrrevier führt eindrücklich vor 
Augen, welche religiöse Vielfalt und Gemengelage es dort mittlerwei-
le gibt. Weiter dominieren die beiden christlichen Kirchen, voran die 
Katholiken, die in Nordrhein-Westfalen zahlenmäßig bedeutendste 
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Religionsgemeinschaft, aber auch deren unterschiedliche Traditionen 
und innere Vielfalt kommen zum Ausdruck: Das katholische Milieu 
war (und ist heute wieder) von Einwanderung geprägt, polnisches und 
osteuropäisches Kolorit waren zum Ende des 19. wie des 20. Jahrhun-
derts mehr als ein marginales Wesenselement, und diese ethnischen 
und sprachlichen Färbungen sorgten stets für eine gelinde Irritation 
unter Alteingesessenen. Wenn eine Kirche zum Beispiel hauptsächlich 
von Polen besucht wird, sorgt das in der angestammten Nachbarschaft 
oft für eine ähnliche Verstimmung wie die Moschee um die Ecke. 
Moscheen wirken häufig aber als das große Problem unserer Zeit. 
Muslime sind in allen metropolitanen Ballungsräumen, aber oft auch 
in deren Hinterland, durch Einwanderung und Konversionen an die 
dritte Stelle gerückt und prägen, dank der auffälligen Streitsymbole 
Kopftuch und Minarett, das Weichbild der Städte. Wo bis dato rand-
ständige und unscheinbare Symbole des Islams ins Zentrum rücken, 
sorgt das häufig für latente und manifeste Konflikte mit Einheimi-
schen, die mehr als gegenüber anderen Glaubensrichtungen auf Dis-
tanz gehen und bekunden, sich gelegentlich sogar fremd im eigenen 
Land zu fühlen. Der Erfolg politisch-publizistischer Mobilisierung 
gegen die vermeintliche „Islamisierung“ in ganz Europa belegt die 
Brisanz dieser Gefühlslagen und Ressentiments. 
Wenn man so genau hinschaut wie eine Fotografin, entdeckt man 
rasch, dass diese Muslime ihrerseits sehr vielgestaltig sind, also nicht 
als der Monolith auftreten, als den oberflächliche Betrachter sie wahr-
nehmen. Es gibt nicht den Islam, wie uns religiöse Fundamentalisten, 
aber auch säkularistische und atheistische Kulturkämpfer weismachen 
wollen. Muslime im Westen praktizieren ihren Glauben oft laxer als 
daheim, manche auch strenger und unduldsamer. Säkularisierung und 
(Re-)Sakralisierung schreiten weltweit parallel voran. Auch andere 
Religionsgemeinschaften, die in Europa bislang kaum heimisch wa-
ren, spielen nun eine wichtigere Rolle, wobei sie sich teilweise mit 
alternativen und esoterischen Strömungen überlappen, die durch eta-
blierte Kirchen dann als „Sekten“ und von Soziologen als „neureligiö-
se Bewegungen“ deklariert werden. Zahlenmäßig fallen sie kaum ins 
Gewicht, aber in manchen Großstädten bilden sie kohärente sozial-
moralische Milieus, deren Kraft auf etablierte, manchen als verhält-
nismäßig langweilig vorkommende Mainstream-Gruppen ausstrahlt. 
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So haben sich unter dem weiten Dach der protestantischen Kirche 
auch in Zentraleuropa evangelikale, charismatische, pfingstlerische 
und andere Strömungen mit hohem missionarischen Elan verbreitet. 
Insgesamt ist Deutschland noch kein religiöser Supermarkt, wie 
man die US-amerikanische Religionslandschaft bezeichnet hat; von 
einer Entchristlichung, die oft an die Wand gemalt wird, kann trotz 
des demografischen Wandels und der zuletzt in Verbindung mit den 
bekannt gewordenen Missbrauchsfällen dramatisch zunehmenden 
Zahl der Kirchenaustritte keine Rede sein. Insgesamt hat die religiöse 
Vielfalt nach 1945 aber stark zugenommen. Deutschland kann sich 
nicht einfach auf das (ohnehin historisch problematische!) Konstrukt 
einer „christlich-jüdischen Leitkultur“ zurückziehen. Dass „der Islam 
ein Teil Deutschlands“ sei, hat als erster führender Politiker der dama-
lige Innenminister Wolfgang Schäuble zur Eröffnung der ersten Is-
lamkonferenz im September 2006 bekundet, und Bundespräsident 
Christian Wulff hat dies auf dem Höhepunkt der in vieler Hinsicht 
islamophoben Sarrazin-Debatte im vergangenen Jahr ausdrücklich 
unterstrichen. 
Zum Pluralismus kommt die Differenzierung, das heißt: Im Ver-
hältnis zu der einen Amtskirche, deren Organisationen Hunderttau-
sende von Katholiken binden und bewegen, wächst bei den zahlenmä-
ßig schwächeren Religionsgemeinschaften, beginnend im ausgefä-
cherten protestantischen Spektrum, die Organisationsvielfalt. Die an-
deren Religionen sind in aller Regel nicht als Kirchen organisiert, sie 
sprechen nicht mit einer Stimme, vertreten keine autoritative Lehr-
meinung. Somit stellen sie keinen einheitlichen Ansprechpartner für 
die Belange von Verwaltung, Gerichten und Politik, was sie in dem 
sehr eigentümlichen Staat-Kirche-Verhältnis in Deutschland per se zu 
einem Fremdkörper werden lässt – auch wenn eben dieses System von 
außen betrachtet mit seinen Kirchensteuern, dem halb-legalen Kruzi-
fix im Klassenzimmer, der Delegation staatlicher Sozialfürsorge an 
glaubensbasierte Gemeinschaften ziemlich strange (seltsam) wirkt. 
Neben dem Aspekt der Vielfalt und Buntheit des religiösen Lebens 
zeigt sich oft auch das Gemeinsame und Verbindende der Religionen, 
das weniger in theologischen Überzeugungen liegt (die Ökumene 
scheitert oft schon zwischen Protestanten und Katholiken) als in Ri-
tualen und Gesten, in Symbolen und Handlungen, die das Leben der 
74 | CLAUS LEGGEWIE 
Gläubigen von der Wiege bis zur Bahre begleiten und gerade kritische 
und problematische Übergänge markieren. So verschieden sie sind 
und sich der leichten Entschlüsselung entziehen, so deutlich wird hier 
das Numinose als Kern religiöser Glaubenserfahrung, die dann insge-
samt zum Anderen und Fremden einer religiös entwöhnten, durchsä-
kularisierten Welt wird.  
Bei genauerer Betrachtung fallen erst einmal die vielen Unter-
schiede auf, die im konkreten Alltag Neugier, aber oft auch Schwel-
lenängste und die Scheu hervorrufen, in fremden Gotteshäusern unan-
genehm aufzufallen und etwas falsch zu machen, die religiöse An-
dacht und Routine zu stören. Betrachtet man die Szenerie dann etwas 
unschärfer, erscheint umso klarer das Verbindende in der Gebetshal-
tung, in der inneren Einkehr, in der öffentlichen Darstellung (zum 
Beispiel bei einer Prozession). Es erscheinen vor allem die Gemeinde 
der Gläubigen, die mit der Kirche im Dorf, dem Tempel in der Nach-
barschaft und der Moschee im Stadtviertel verbundenen Feste und 
Feierlichkeiten, die Abschnitte einer individuellen Lebensgeschichte 
begehen und Wir-Gefühle bestärken. Und nicht zu vergessen sind die 
ganz weltlichen Begleiterscheinungen religiöser Versammlungen, 
wenn Sakralbauten zum Einkaufen einladen, als Jugend-Treffpunkt 
dienen oder von Kaffee- und Teehäusern, Kneipen und Buden flan-
kiert sind. 
Religionsgemeinschaften fällt es normalerweise schwer, die gera-
de auf offenen Religionsmärkten blühende Neigung zur Konversion 
und zum Synkretismus anzuerkennen oder zu tolerieren, oft setzen sie 
dem dogmatische Reinheitsgebote und institutionelle Berührungsver-
bote entgegen. Das hindert Gläubige aber nicht an Dialogen, es ver-
hindert keine „Mischehen“ (wie man vor gar nicht langer Zeit auch 
noch Verbindungen zwischen Katholiken und Protestanten bezeichnet 
hat) und stiftet hin und wieder religiöse Allianzen in öffentlichen An-
gelegenheiten, wenn es etwa um den Respekt vor religiösen Feierta-
gen geht oder um Gebetsräume in Betrieben, Schulen und Universitä-
ten. 
Nicht nur der vielen Möglichkeiten wegen ist Glauben heute eine 
Sache der individuellen Wahl. So unwahrscheinlich ein Atheist oder 
Agnostiker vor dreihundert Jahren war, so fraglich und begründungs-
pflichtig ist heute – tief im Westen – die Tatsache, die Charles Taylor 
RELIGIONSVIELFALT ALS PROBLEM? | 75 
(2009) zu seinem letzten großen Werk veranlasst hat: dass man an 
einen Gott glaubt (oder an mehrere). „Ich glaube nicht an Gott“, ist die 
Standardaussage, und wer glaubt, muss sich erklären, ob er oder sie 
sozusagen noch bei Verstand ist. „I don’t believe in God, but I miss 
him“, hat der Schriftsteller Julian Barnes angesichts einer Todeserfah-
rung angefügt, und an diesem Beispiel zeigt sich, dass auch das gegen 
Transzendenz abgeschottete Individuum noch Fragen hat. Religion hat 
immer schon die Antwort gesucht auf Erfahrungen des Leidens, des 
Bösen und der Rätselhaftigkeit, anders gesagt: Sie war ein „Ort der 
Fülle“ (vgl. ebd.).  
John Sulston, eine Schlüsselfigur in der Entzifferung des mensch-
lichen Genoms, Nobelpreisträger für Medizin und Mitglied der „Bri-
tish Humanist Union“ (eine Gruppe, die den „atheistischen Bus“ auf 
Aufklärungsfahrt geschickt hat), warf in einer Diskussion kürzlich in 
einem Anflug von Zweifel die Frage auf, wie seine Kinder eigentlich 
ohne jeden Glauben aufgewachsen und trotzdem gut geworden sind. 
„Weil sie ihren Verstand benutzen“, war die Antwort. Das ist die Aus-
kunft der Immanenz, und man gibt sie in der Erwartung, dass ein Le-
ben aus sich heraus erfüllt sein kann, in einer unpersönlichen, entzau-
berten Welt-Ordnung und säkularen Zeit. „Sei anständig, vermeide 
Leiden, bekämpfe das Böse!“, lautet die Parole. 
Die Fotografin Brigitte Krämer hat mit visuellen Mitteln eine So-
ziologie alter und neuer Nachbarschaften eröffnet, die mit der Indivi-
dualisierung unserer Lebensvollzüge und der Mediatisierung sozialer 
Beziehungen einen Mittelpunkt verloren haben und sich nun wie ein 
Diaspora-Flickenteppich über Straßen und Plätze des Reviers vertei-
len. Jenseits individueller Sinnsuche und diesseits politisierter Kultur-
kämpfe können wir die Bedeutung des Religiösen im öffentlichen 
Raum einschätzen. Eine Moschee zum Beispiel begründet weder 
automatisch sogenannte Parallelgesellschaften, noch ist sie als solche 
der privilegierte Ort der Integration, zu dem sie manche Politiker ma-
chen möchten. Doch beide Missverständnisse beherrschen die öffent-
liche Debatte und die Sorgen der Sozialpolitiker. Eine Moschee bleibt, 
genau wie eine Kirche, eine Synagoge oder ein Tempel, ein Pfahl in 
der profanen Umwelt, aber sie sollte ästhetisch zur Nachbarschaft 
sprechen und architektonisch das Stadtbild bereichern. 
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Die Diasporasituation wird zu einem transnationalen Normalfall, 
womit sich selbst entfernte oder indirekt auf Religion bezogene Ereig-
nisse lokal niederschlagen. Gerade daran, dass Verweltlichung und 
Sakralisierung in der öffentlichen und privaten Sphäre parallel voran-
schreiten, entzünden sich religiös motivierte oder gerahmte Konflikte, 
die eine vielen unheimliche Herausforderung für Integrationspolitik 
darstellen. Religionskonflikte erscheinen nämlich, anders als kulturel-
le Amalgamierungen, unteilbar und unverhandelbar; religiöses Enga-
gement legt gerade in säkularen Gesellschaften seine ganze Intransi-
genz an den Tag. Das Religiöse kann Hemmnis, aber auch Medium 
der Konfliktbearbeitung sein, und die genaue Analyse lokaler Reli-
gionsstreitigkeiten in Städten und Gemeinden belegt, dass Integration 
nicht zuletzt über die formelle oder informelle Aushandlung dieser 
Konflikte verläuft. Ihr Erfolg hängt vor allem davon ab, wie sie lokale 
religiöse Identitäten respektiert und inwieweit lokale religiöse Ge-




II. DER STREIT UM DIE VERWIRKLICHUNG 
 VON RELIGIONSFREIHEIT 
 
Vor allem am Bau repräsentativer Moscheen entzünden sich neuer-
dings erbitterte Konflikte und nationalpopulistische Mobilisierung. 
Minarette und Kuppeln beleuchten eine jahrzehntelange Einwande-
rungsgeschichte – und deren Versäumnisse; sie demonstrieren Präsenz 
und Selbstbewusstsein der muslimischen Immigration in Europa: Wer 
baut, will bleiben. Damit geraten Selbstbilder der Mehrheit genau wie 
Fremdbilder der islamischen Minderheit in Bewegung, zur Debatte 
stehen der Standort der Muslime in der deutschen Gesellschaft und die 
Bedeutung, die ihnen die Mehrheitsgesellschaft einräumen will.  
Wer gegen die derzeit grassierende Islamfurcht einen kühlen Kopf 
bewahren und einen europäisch-säkularen Islam fördern will, kämpft 
gewissermaßen an zwei Fronten. An der ersten für Artikel 4 des 
Grundgesetzes, der die Freiheit des Glaubens und ungestörte Reli-
gionsausübung garantiert, an der zweiten für die individuelle Auto-
nomie von Angehörigen jedweder Religionsgemeinschaft. Religions-
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freiheit hat bekanntlich eine positive und eine negative Seite: So sehr 
das Grundgesetz und andere liberal-säkulare Verfassungen die Freiheit 
eines Menschen schützen, sich einer beliebigen Religionsgemeinschaft 
anzuschließen und an deren religiösen Praktiken und Versammlungen 
teilzunehmen, so muss zugleich die Freiheit jedes Menschen gewahrt 
bleiben, keiner (bestimmten) Religionsgemeinschaft anzugehören und 
eine solche jederzeit verlassen zu können, also auch nicht indirekt zu 
einer Teilnahme an religiösen Praktiken genötigt zu werden. Das be-
deutet zum Beispiel: Muslime können nicht überall alles bauen. Eine 
moderne europäische Religionsverfassung erfordert vielmehr, dass 
jeder Bauherr einer Moschee, jede Stadt- und Gemeindeverwaltung, 
jeder Bürgermeister und jeder Anwohner als Gestalter eines urbanen 
oder dörflichen Ambientes auftritt – und somit stadtplanerisch wirkt. 
Eine Moschee muss im umfassenden Sinne ins Bild passen.  
Moscheekonflikte sind Interessens- und Anerkennungskonflikte. 
Letztere – das ist die ganze Crux religiöser Gefühle und Überzeugun-
gen – scheinen unteilbar zu sein und damit oft unlösbar. Bei ihnen gilt 
nicht das Mehr-oder-Weniger, das etwa einer materiellen Entschädi-
gung bei mit Nachteilen verbundenen Bauvorhaben zugrunde liegt, 
sondern das Entweder-Oder einer unbeugsamen Überzeugung, die 
besonders aggressiv wird, wenn sie von dem Gefühl getragen ist, mit 
dem Rücken zur Wand zu stehen. Unteilbar scheinen Konflikte, wenn 
nicht nur ein Dissens in der Sache besteht, der in pluralistischen Ge-
meinwesen gerade in religiösen Fragen üblich und für die Entwick-
lungsfähigkeit moderner Gesellschaften von zentraler Bedeutung ist, 
sondern wenn sich die Konfliktgegner nicht einmal über die Prozedu-
ren der Streitschlichtung einig werden können, weil sie die gegneri-
sche Position pauschal ablehnen und am liebsten, bisweilen wortwört-
lich: ausradiert sähen. 
Will man nicht in dieser Polarisierung verharren und ihren wo-
möglich schlimmen Konsequenzen erliegen – auf Moscheen in den 
Niederlanden, Österreich und Deutschland sind nach verbalen Atta-
cken auch schon Brandanschläge verübt worden –, muss man sich 
(mit Albert Hirschman (1994)) bemühen, unteilbare in teilbare Kon-
flikte zu verwandeln, also aus dem Entweder-Oder ein Mehr-oder-
Weniger zu machen. Der geheime und exemplarische Sinn von Mo-
scheekonflikten könnte folglich darin bestehen, dass ihre erfolgreiche 
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Bearbeitung unterm Strich mehr zur gesellschaftlichen Integration 
beiträgt als die Konsensfiktion interreligiöser Dialoge und 1000 Tage 
der Offenen Tür. Integration durch Konflikt, das ist die zugegeben 
schwierige Botschaft der modernen, an urbaner Unübersichtlichkeit 
erprobten Soziologie, für die interkulturelle Konflikte Normalität sind 
und interkulturelle Verhältnisse nicht erst mit der Einwanderung 
fremder Religionen beginnen. Jeder friedlich ausgetragene und glück-
lich ausgestandene Konflikt bringt die Gesellschaft insgesamt weiter. 
Schwierig ist diese Botschaft, weil sie allen Beteiligten einiges ab-
verlangt. Muslime reklamieren Religionsfreiheit, dafür müssen sie in 
der Diaspora (und von dort aus in den Kernländern des Islams!) Säku-
larisierung und Religionspluralismus nicht nur hinnehmen, sondern 
lernen, dass sie einen Gewinn für die eigene (Glaubens-)Überzeugung 
bringen. Hier liegt dann die zweite Front. Muslime sind angesichts der 
von Islamisten namens des Islam verübten Terroranschläge und Eh-
renmorde sowie eines unter Jugendlichen verbreiteten Rassismus gut 
beraten, sich nicht nur rhetorisch von religiös motivierter Gewalt und 
Diskriminierung zu distanzieren („Das hat mit dem Islam nichts zu 
tun!“), sondern eine Selbstinspektion jener Elemente im Islam vorzu-
nehmen, die ebenso einer Revision bedürfen wie frühere Unvereinbar-
keiten der Christenheit und des Judentums mit der Moderne. Dazu 
gehören vor allem die Missachtung der Rechte von Frauen und Homo-
sexuellen, der Dogmatismus einer wörtlichen Textauslegung, das Be-
harren auf einer religiösen Monopolstellung, die Ablehnung von Mei-
nungs- und Kunstfreiheit. 
 
 
III. FORMGEBUNGEN  
 
Moderne Gesellschaften mit einem hohen Grad an funktionaler Diffe-
renzierung sind stets auch kulturell ausdifferenziert, also schon ohne 
ethnische oder religiöse Vielfalt durch Interkulturalität charakterisiert. 
Formen (im Unterschied zu Inhalten) kommt hier eine große Bedeu-
tung zu. Um des lieben Friedens willen kann man, um noch einmal auf 
den Moscheebau zu kommen, die Höhe des Minaretts reduzieren, also 
Architektur und Baurecht ins Gegebene einpassen, und politische 
Kompromisse schließen, indem man etwa auf den lautsprecherver-
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stärkten Muezzinruf verzichtet. Das sind Beispiele für die Herbeifüh-
rung teilbarer Konflikte, in denen es nicht mehr ums Ganze geht, son-
dern ganz buchstäblich um Meter, Dezibel und Anzahl der Parkplätze. 
Der Architektur kommt hier, wie das Beispiel des Islamischen Zen-
trums in Penzberg gezeigt hat, eine wichtige Rolle zu: Sie soll nicht 
allein Wohlgefühl bei den Bauherren auslösen, sondern zur Verständi-
gung und Erneuerung der Gesellschaft beitragen. Damit sich das Al-
les-oder-Nichts eines religiös überladenen Territorialkonflikts tatsäch-
lich in einen bescheidenen Gewinn für alle verwandelt, bedarf es dann 
auch neutraler Instanzen, die den inhaltlichen Dissens des „Glaubens-
kampfes“ durch Formgebung zivilisieren. Form geben können neben 
der Architektur das Recht, der politische Kompromiss und die inter-
kulturelle Mediation. Derartige Vermittlung bewirkt Empathie für die 
jeweils andere Seite, indem sie die Übernahme des gegnerischen 
Standpunktes einübt und der Radikalität der eigenen Überzeugung die 
Spitze nimmt. 
Diese Beispiele von Formgebungen religiös kontroverser Inhalte 
lassen sich ein Stück weit systematisieren, beginnend mit der religiö-
sen Kernfrage nach der Wahrheit selbst.  
(a) Diese wird, wie in akademischer Tradition bis heute üblich, 
disputiert, also vor der corona einer interessierten Fakultät zwischen 
Proponenten und Respondenten abgewogen. Herkunftsort dieses aka-
demischen Streit-Rituals ist die theologische Fakultät, die Disputatio-
nen der Rechtfertigungslehre Luthers in Leipzig oder Heidelberg kön-
nen als frühe Höhepunkte akademischen Streits, in diesem Fall mit 
hochpolitischen Folgen, genannt werden. Merkmale dieser intellek-
tuell-diskursiven Auseinandersetzung sind die Fokussierung auf die 
Begründung, Ableitung und Geltung einer religiösen Überzeugung, 
die Begrenzung des Teilnehmerkreises auf religiöse Virtuosen und die 
Ausstrahlung auf ein weniger kenntnisreiches Publikum „einfacher 
Gläubiger“ in den Gemeinden. Das Hobbes’sche Diktum „Auctoritas, 
non veritas facit legem“ (Autorität, nicht Wahrheit schafft das Recht) 
gilt hier nicht, allerdings ist das Ergebnis eines Disputs wissenssozio-
logisch durch die Autorität einer kirchlichen Organisation und durch 
soziale Konventionen gestützt. Die Wahrheitsfrage kann (durch den 
Sieg eines Disputanten) vorläufig entschieden werden, wobei dem 
Unterlegenen in der Regel lediglich ein Reputationsverlust droht; al-
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lerdings tendieren Dispute zur Neuauflage, und eine Niederlage in 
einem Theologenstreit kann auch zur Exklusion der Unterlegenen als 
Ketzer, Spalter und Ungläubige führen. Disputationen drehen sich um 
theologische Kernfragen, sie berühren allerdings stets auch ethisch-
moralische Fragen der daraus resultierenden Lebensführung in der 
allgemeinen sozialen Lebenswelt. Das Streitpotenzial dieser Veran-
staltungen ist hoch, oft werden sie zwischen religiösen Gemeinschaf-
ten und theologischen Strömungen mit großer Leidenschaft geführt; 
andererseits kann die (aus der Scholastik tradierte) Formgebung dieses 
Disputs exemplarisch Streit schlichten und Frieden stiften. 
(b) Gesamtgesellschaftlich haben solche Rituale und Prozeduren 
seit dem 16. und 17. Jahrhundert in übergeordnete Toleranzedikte ge-
mündet, die eine auf religiösen Grundlagen ruhende Territorialord-
nung pazifizieren sollten. Dementsprechend war es nun jedem Gläubi-
gen im Prinzip möglich, nach eigener Fasson selig zu werden; andere 
Glaubensüberzeugungen waren zu dulden, obwohl und gerade weil sie 
dem eigenen Wahrheitsanspruch widersprachen. Grundlage dafür war 
in säkularen Gemeinwesen eben die Durchsetzung des Diktums, dass 
(staatliche) Autorität vor (religiöser) Wahrheit gehen müsse. Dies 
setzte die Neutralität der im staatlichen Gewaltmonopol verankerten 
Rechtsordnung voraus, also ihre Blindheit gegenüber dieser oder jener 
Überzeugung, solange ihre Vertretung nicht andere Rechtsgüter erheb-
lich beschädigte. Dem Recht kommt hier also eine schon antizipierte 
und in Konfliktfällen aktualisierte Potenz der Streitschlichtung zu, die 
es im Übrigen erlaubt, Streitigkeiten nicht zu unterdrücken, sondern 
sie in zivilen Formen eben auszutragen. Aus rechtssoziologischer 
Sicht kann man hier die verschiedenen Funktionen des Rechts gerade 
bei der Moderation religiöser Wahrheitskonflikte resümieren: 1.) seine 
Funktion für die Wahrung des sozialen Friedens durch materielle und 
Verfahrensregelungen sowie bindende Beschlüsse, die einen Streit 
beenden, 2.) seine Garantiefunktion für die Aufrechterhaltung einer 
Ordnung, der vorhersehbare und allgemein gültige Regeln verliehen 
werden, und 3.) die normative Ordnungsrolle, die Orientierungen bie-
tet und die Integration und Legitimation eines Gemeinwesens ver-
bürgt. 
(c) Gesetzgebung und gerichtlicher Konfliktregulierung zur Seite 
gestellt sind zunehmend außergerichtliche Verfahren, die zivilrechtli-
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che Auseinandersetzungen vor Gericht vermeiden sollen und das 
Selbsteinigungspotenzial von Streitparteien aufrufen; dazu können 
Schlichtungsstellen eingerichtet werden und professionelle bzw. eh-
renamtliche Mediatoren tätig werden. Mediation kommt am besten 
präventiv und projektbegleitend zum Einsatz, wenn man sich noch auf 
ein allseits akzeptiertes Verfahren einigen kann. Mediation unter-
scheidet sich von Psychotherapie, bei der seelische Befindlichkeiten, 
Blockaden und Muster durchaus zur Sprache kommen. Hier wird kein 
Urteil gesprochen und keine psychische Disposition aufgedeckt, viel-
mehr ist Mediation ein strukturiertes und freiwilliges Verfahren zur 
Vermeidung oder konstruktiven Beilegung eines Konflikts. Ideale 
Voraussetzung für ihr Gelingen ist, dass alle Konfliktparteien zu einer 
einvernehmlichen Lösung kommen wollen, die ihren Interessen ent-
spricht, und dazu auf eine idealtypisch dritte Instanz zurückgreifen, 
die keine eigenen Interessen und Wahrheitsansprüche verficht. Die in 
Kulturkonflikten wahrgenommene Fremdheit der jeweils anderen 
Seite wird durch diese Triangulation versuchsweise aufgehoben; wie 
Fremde agieren nun die Mediatoren. Sie respektieren die Autonomie 
der am Konflikt Beteiligten und sind überzeugt, dass diese sich im 
Prinzip selbst helfen können, im gegebenen Fall aber eines Anstoßes 
und der Begleitung von außen bedürfen. Sie verordnen somit keine 
besten Lösungen. Mediation kann die Beteiligten lediglich dazu anhal-
ten, die für sie bestmögliche Lösung (oder die am wenigsten schlech-
te) herauszufinden und mit dem Gegenüber auszuhandeln.  
Auch wenn Mediation oftmals ein informelles Verfahren ist, gel-
ten einige goldene Regeln: Die Teilnahme an formellen Mediations-
verfahren muss in jedem Fall freiwillig sein, alle Konfliktbeteiligten 
müssen einbezogen werden und den gleichen Informationsstand ha-
ben. Mediatoren üben möglichst strikte Neutralität und ergreifen nicht 
Partei, sie greifen höchstens hilfsweise auf Respektspersonen zurück, 
die bei den Beteiligten Ansehen genießen. Ein Mediationsverfahren 
startet damit grundsätzlich ergebnisoffen, Vorbedingungen dürfen 
nicht gestellt werden. Im Verfahren fragen Mediatoren (anders als 
Richter oder Historiker) nicht nach einer vergangenen Schuld oder 
Verantwortung für den Ausbruch eines Konfliktes, sie eröffnen zu-
künftige Auswege und Lösungschancen. Ein Mediationsverfahren 
erstreckt sich üblicherweise von der Vereinbarung von Verhandlungs-
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themen über das Sammeln theoretischer Lösungsmöglichkeiten bis zur 
(schriftlichen) Vereinbarung eines konkreten Ergebnisses. 
(d) Auf die komplementären Möglichkeiten einer Streitschlichtung 
durch ästhetische und architektonische Vorkehrungen ist am Beispiel 
des Moscheebaus bereits ausführlicher hingewiesen worden. Gestalt 
und Performanz eines Gebäudes sind ein ideales Konkretisierungsmit-
tel und ein zur Kooperation Anlass gebender Planungssachverhalt. 
Aus der nachbarschaftsverträglichen Gestaltung von Einzelobjekten 
müssten sich noch stärker als bisher die Planung und Realisierung 
größerer baukultureller Ensembles in multireligiösen Nachbarschaften 
und Vierteln entwickeln. Zu berücksichtigen ist hier auch die mögli-
che Ausstrahlung und Inklusionswirkung religiöser Stätten für Stadt-
viertel und ländliche Umgebungen. In Gestalt des Bau- und Planungs-
rechts wird dieses Feld stark durch Verrechtlichung beeinflusst. 
(e) Ein wichtiges Medium der Begleitung und Beilegung religiöser 
Konflikte sind natürlich die Medien selbst. Ihnen obliegt die Pflicht 
zur Information über Ereignisse von öffentlichem Belang und die 
Aufgabe, auf der Grundlage breiter und gründlicher Information zur 
Meinungs- und Urteilsbildung beizutragen. So erwünscht letztere ist, 
um einer pluralistischen Gesellschaft eine Orientierung zu verleihen, 
so schmal ist der Grat, dass Medien zu Streitparteien werden und zur 
rhetorischen Eskalation von Konflikten beitragen, gerade im Fall elek-
tronischer (Bild-)Medien, die an hohen Einschaltquoten interessiert 
sind und dazu auf (visuelle) Stereotypen und Polarisierung setzen. 
Nicht minder problematisch wäre eine politisch-korrekte Behandlung 
oder übertrieben abwiegelnde Rhetorik religiöser Konflikte; Medien 
haben diesbezüglich keinen pädagogischen Auftrag, müssen sich aber 
medienethisch von Fall zu Fall einstellen und dabei von allen genann-
ten Beteiligten die am wenigsten parteilich engagierte Position nüch-
terner Abwägung und Darstellung suchen.  
(f) Eine übergeordnete Ebene der Prävention, Schlichtung und 
Austragung religiöser Konflikte ist die Verhandlungsdemokratie. Die 
ihr eigenen Kompromisse gelten – anders als Gerichtsentscheidungen 
– vielen von vornherein als faul, oftmals ohne Ansehen des jeweiligen 
Inhaltes. Dabei kann Politik in pluralistischen Gesellschaften mit aus-
geprägten Interessensgegensätzen ihre Ziele gegenüber starken Lob-
bies immer nur partiell durchsetzen, so dass Kompromisshaftigkeit 
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prinzipiell jeder Kollektiventscheidung eigen ist. Darin liegt der Vor-
teil von Verhandlungsdemokratien, die allerdings nur funktionieren, 
wo organisierte und artikulationsfähige Interessen im Spiel sind. Die 
Verrechtlichung von Moscheekonflikten könnte suggerieren, eine rein 
auf Bauherren und Verwaltung beschränkte Interaktion sei erstre-
benswert. Doch sind größere Vorhaben in der Regel öffentlich so um-
stritten, dass die politische Ebene einbezogen werden muss. Zugleich 
ist bei religiös-kulturellen Konflikten eine Politisierung wahrschein-
lich: Vor allem rechtspopulistischen Gruppen bieten sie eine Chance 
zur Mobilisierung, die sich zum einen gegen Fremde, zum anderen 
gegen die da oben richtet. So geartete Proteste unterlaufen das sachra-
tionale Verwaltungshandeln und stellen sich auch quer zu Vermitt-
lungs- und Mediationsprozessen.  
Folgende Akteursgruppen wirken am Beispiel von Moscheekon-
flikten an diesem politischen Spiel mit: 
 
• die Moscheevereine, die ihrer rechtlichen Natur und Entstehungsge-
schichte als Kulturvereine folgend para-politische Organisationen 
darstellen und oft mit großen Dachverbänden verflochten sind 
• die stets auch politisch agierenden beziehungsweise reflektierenden 
 Verwaltungsdezernate (unter Einschluss von Integrationsstellen)  
• die kommunalen Beratungs- und Entscheidungsgremien (Stadtrat, 
 Ortsbeirat und Bezirksvertretungen, Ausländerbeiräte, Bürgermeis-
 ter) 
• politische Parteien 
• (fallweise) politische Einzelunternehmer und außerparlamentarische 
Bürger-Initiativen, die sich durch einen Moscheekonflikt profilieren 
im vorpolitischen Raum kirchliche und säkulare Advokaten.  
 
In dieser variablen Konstellation sind ebenso viele Sollbruchstellen 
wie Bündnisse (auf Zeit) denkbar.  
Die Ressourcen für die Auseinandersetzung sind unterschiedlich 
verteilt, wenn auch längst nicht mehr entlang der einfachen Konflikt-
linie zwischen Alteingesessenen und Muslimen. Letztere mögen, so-
fern sie nicht die deutsche oder doppelte Staatsangehörigkeit besitzen, 
als Wähler nicht so stark ins Gewicht fallen und auch passive Objekte 
von Islamophobie sein, einer grundsätzlich negativen Einstellung 
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gegenüber Muslimen, die in ihren Stereotypen in vielerlei Hinsicht an 
den Antisemitismus erinnert. Aber zahlreiche Moscheevereine verfü-
gen mittlerweile über beachtliche interne oder externe Ressourcen 
finanzieller und personeller Natur. Außerdem unterhalten sie Netz-
werke in die etablierte Stadtgesellschaft hinein, darunter Geschäftsleu-
te, Selbständige und überregionale Verbandsfunktionäre. Sie können 
also, gerade wo sie mit Dachverbänden verbunden sind, ihr Gewicht 
gegenüber den politischen Repräsentanten der Mehrheitsgesellschaft 
einsetzen und eine gewisse Funktionärsmacht in ihren eigenen Reihen 
geltend machen. 
Bei Auseinandersetzungen um Sakralbauten stellt man immer wie-
der fest, wie wichtig jenseits der baurechtlichen Umstände die kon-
sequente Unterstützung seitens der politischen Spitzen von Städten 
und Gemeinden und gerade der Durchhaltewille von Bürgermeistern 
sind. Sie setzen die Instrumente der Verhandlungsdemokratie ein und 
zugleich, im Stil aufgeklärter Monarchen, unpopuläre Universalrechte 
gegen Beharrung und Widerstand durch. Bedeutend ist überdies die 
(meist moderierende) Konfliktintervention durch die beiden christli-
chen Kirchen. Seitens anerkannter Autoritäten, lokaler Meinungsfüh-
rer und ehrlicher Makler kann also von oben eine Menge geschehen 
(und unterlassen werden), was Moscheevorhaben begünstigt oder er-
schwert. Andererseits lehnen solche prädestinierten Akteure die ihnen 
angetragene Rolle oftmals ab oder scheitern praktisch an ihr, sobald 
ihnen von unten die Unterstützung ihrer Klientel entzogen wird. Der 
überregional diskutierte Moscheekonflikt in Köln hat dafür ein gutes 
Beispiel geliefert. Das kann mit dem konkreten Moscheeprojekt zu tun 




IV. ZURÜCK ZUM RELIGIÖSEN KERNGESCHÄFT? 
 
Der angemessene Umgang mit Moscheekonflikten fordert allen Betei-
ligten ein hohes Maß an „urbaner Kompetenz“ (Färber/Spielhaus 
2010: 96ff.) ab – Toleranz und Perspektivenübernahme, Diskursfähig-
keit und Selbstreflexivität, Anerkennung der Rechtssphäre und zivile 
Autonomie. Das sind ebenso hohe wie seltene Güter, und die Frage 
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bleibt, wohin politisch-religiöse Meinungsverschiedenheiten innerge-
sellschaftlich und im globalen Rahmen tendieren – sind sie eine Quel-
le der Kooperation bei der Bewältigung drängender Zukunftsproble-
me, oder leisten sie der gewalttätigen Destruktion der Zukunftsgrund-
lagen Vorschub? Es wäre oft schon viel gewonnen, wenn im interreli-
giösen Dialog (unter Einschluss der Agnostiker, Skeptiker und Atheis-
ten) statt über politisch-religiöse Dogmen über die Dinge selbst gere-
det würde. Der technische und medizinische Fortschritt hat Grenzfra-
gen von Leben und Tod aufgeworfen, zu denen ein Wort der Reli-
gionsgemeinschaften zu erwarten wäre. Ebenso zur Bewahrung der 
Schöpfung, deren biologische Vielfalt dramatisch abnimmt und deren 
Grundlagen durch wahrhaft planetarische Bedrohungen wie den Kli-
mawandel in Frage stehen. Ein Fortschritt wäre also, wenn Religionen 
nach einer Phase der Überpolitisierung zu ihrem Kerngeschäft zu-
rückkehrten, also vornehmlich Erfahrungen religiöser Andacht und 
Transzendenz ermöglichten.  
Das erlaubt zugleich, religiöse Identität (nur) als eine mögliche 
neben der öffentlichen und privaten Existenz als Staatsbürger, Fami-
lienmitglied, Nachbar und Reiter diverser Steckenpferde anzunehmen. 
Religiöse Menschen nähmen sich ernster, wenn sie Religion nicht 
mehr so wichtig nehmen müssten. Wenn Menschen nicht nur religiös 
verschieden sind und sein dürfen, sondern natürlich auch in jeder an-
deren Hinsicht, dann geht es in multikulturellen Gesellschaften um 
solche Gruppenzugehörigkeiten, die man im Zweifel aus freien Stü-
cken verlassen darf. Kern eines so verstandenen Multikulturalismus 
sind demnach die individuelle Freiheit und Selbstbestimmung. Solche 
Ansprüche findet man in allen Kulturen und Religionen, und deswe-
gen muss auch der Westen über den Schatten seiner Kultur springen 





1 Der ausgearbeitete mündliche Vortrag beruht auf früheren Aus-
arbeitungen in Beinhauer-Köhler, Bärbel/Leggewie, Claus (2009): 
Moscheen in Deutschland. Religiöse Heimat und gesellschaftliche 
Herausforderung, München und Leggewie, Claus (2010): Welt-
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Grenzen der Religionsfreiheit ausloten 
Zur Diskussion um Kopftuch- und Burka-Verbote  





In Frankreich ist seit Oktober 2010 ein Gesetz in Kraft, das Frauen in 
der Öffentlichkeit verbietet, eine Ganzkörperverschleierung (Burka oder 
Niqab) zu tragen. Bei einem Verstoß gegen das Verbot können die 
Frauen zur Zahlung von 150 Euro und/oder zum Besuch eines Staats-
bürgerkundekurses gezwungen werden. Männern, die ihre Frauen zum 
Tragen von Schleiern zwingen, drohen ein bis zwei Jahre Haft und eine 
Geldstrafe von mindestens 30.000 Euro.1 In Belgien beschloss das Par-
lament im Mai 2010, das Tragen von Kleidung, „die das Gesicht ganz 
oder teilweise verdeckt“, ins Strafgesetzbuch aufzunehmen. Bei einem 
Verstoß dagegen sollten Bußgelder bis zu 250 Euro und eine Woche 
Haft drohen.
 
Das Votum ist durch die Neuwahlen vom 13. Juni 2010 
allerdings hinfällig geworden. Weil das Gesetzgebungsverfahren vor 
den Wahlen nicht abgeschlossen wurde, muss es im neuen Parlament 
neu beginnen.2
 
In Deutschland hat Hessen im Februar 2011 per Erlass 
öffentlichen Bediensteten das Tragen einer Burka im Dienst verboten. 
Anlass war die Mitarbeiterin eines Bürgeramtes in Frankfurt, die mit 
Burka arbeiten wollte (Budras 2010).3 Einige Politiker haben zudem 
über ein Burka-Verbot in der Öffentlichkeit nachgedacht.4 Lehrerin-
nen wird darüber hinaus in acht Bundesländern gesetzlich untersagt, 
ein Kopftuch – oder eine Burka – im Schuldienst zu tragen. 
Drei europäische Länder – ein Ansinnen: Das sichtbare Tragen 
von weiblicher muslimischer Verhüllung ist – zumindest in bestimm-
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ten Bereichen – nicht erwünscht. Aber warum nicht? Warum wollen 
diese freiheitlich-demokratischen europäischen Staaten – ebenso wie 
Italien5, Spanien6, die Niederlande7 und andere europäische Staaten 
(siehe Berghahn 2009: 437ff.) – muslimische Frauen daran hindern, 
sich so zu kleiden, wie sie es wünschen? Was sagt dieses Bestreben 
über diese europäischen Staaten und Gesellschaften selbst aus? Wel-
che Lösung bietet sich für den diesen Verbotsbestrebungen zugrunde 
liegenden Konflikt zwischen Musliminnen8 und einem Teil der nicht-
muslimischen Gesellschaft an? 
Diesen Fragen will ich in dem vorliegenden Beitrag nachgehen. 
Mein Hauptaugenmerk wird dabei auf der juristischen und gesell-
schaftlichen Debatte zu Kopftuch und Burka tragenden Musliminnen 
in Deutschland liegen. Zunächst werde ich den gegenwärtigen Um-
gang mit Kopftuch und Burka in Deutschland darstellen (1). Sodann 
werde ich dieses restriktive Verhalten gegenüber Kopftuch- und Bur-
ka-Trägerinnen vor dem Hintergrund unserer liberal-demokratischen 
Gesellschaftsordnung betrachten. Hier will ich auch die 2010 in den 
Medien geführte Debatte über Islamkritik und den feministischen 
Blick auf das Burka-Tragen bzw. die Burka-Verbote darstellen (2). 
Daraufhin werde ich erörtern, welche Lösung unsere Verfassung für 
diese Konflikte nahelegt. Hier werde ich mich insbesondere mit den 
geschlechtsspezifischen Aspekten des Kopftuch- und Burka-Tragens 
auseinandersetzen (3). Anschließend will ich die diesbezügliche deut-
sche Rechtsprechung im europäischen Kontext betrachten: Wie gehen 
andere europäische Staaten mit muslimischer Verhüllung um, welche 
Vorgaben macht die europäische Menschenrechtskonvention und was 
lässt sich daraus für die europäische Identitätsdebatte ableiten (4)? Die 
Zusammenfassung des Beitrags und ein rechtspolitischer Ausblick 






GRENZEN DER RELIGIONSFREIHEIT AUSLOTEN | 89 
I. WIE DÜRFEN MUSLIMINNEN IN DEUTSCHLAND 
SICH IN DER ÖFFENTLICHKEIT KLEIDEN UND 
WAS IST IHNEN VERBOTEN? 
 
In Deutschland dürfen Musliminnen Kopftuch und Burka auf Straßen 
und in Parks ebenso wie in öffentlichen Gebäuden9, also in der gesell-
schaftlichen Öffentlichkeit, tragen.10 Im öffentlichen Dienst dagegen 
werden das Tragen von Kopftuch, Burka (Ganzkörperverhüllung mit 
textilem Gitternetz vor dem Gesicht) und Niqab (Ganzkörperverhül-
lung, nur die Augen sind unbedeckt) sowie andere religiöse Bekun-
dungen reglementiert. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat 
2003 mit seiner Entscheidung im Fall Fereshta Ludin den Bundeslän-
dern die Möglichkeit gegeben, das Tragen des Kopftuches im Schul-
dienst gesetzlich auszugestalten (BVerfG 2003).11 Acht Bundesländer 
– Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Saarland – haben daraufhin ihre Schul- 
bzw. Beamtengesetze so geändert, dass sie das Tragen bestimmter 
religiöser Symbole oder Kleidungsstücke im Schuldienst, in Hessen 
und Berlin auch in anderen Bereichen des Staatsdienstes, untersagen.12 
Von diesen acht haben drei Bundesländer Verbote erlassen, die sich 
auf alle religiösen und weltanschaulichen Bekundungen beziehen.13 
Dagegen haben die anderen fünf Länder eine Formulierung gewählt, 
durch die christliche (und eventuell auch jüdische) Bekenntnisse mehr 
oder weniger deutlich privilegiert werden sollen.14 So nimmt zum 
Beispiel die baden-württembergische Vorschrift „die Darstellung 
christlicher und abendländischer Bildungs- und Kulturwerte“ von dem 
Verbot, als Lehrerin religiöse Bekundungen in der Schule abzugeben, 
aus (§ 38 Abs. 2 Schulgesetz für Baden-Württemberg). 
In den übrigen acht Bundesländern ohne gesetzliche Kopftuch-
Verbote wird über religiöse Bekundungen von Lehrern im Einzelfall 
auf der Grundlage der bestehenden Beamtengesetze und arbeitsrecht-
lichen Vorschriften entschieden.15  
Auf der Grundlage der reformierten Schulgesetze wurde Lehrerin-
nen bzw. Lehramtsanwärterinnen in Baden-Württemberg, Bremen und 
Nordrhein-Westfalen das Tragen eines Kopftuches verboten.16 In Ba-
den-Württemberg wurde neben Fereshta Ludin 2004 einer weiteren 
Lehrerin untersagt, das Kopftuch zu tragen. Diese Lehrerin unterrich-
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tete lange mit Kopftuch, ohne dass dadurch Probleme entstanden. Erst 
durch das Verfahren gegen Fereshta Ludin wurden die Behörden auf 
ihr Kopftuch aufmerksam. Das Verwaltungsgericht Stuttgart gestattete 
ihr zunächst, mit Kopftuch zu unterrichten, weil zeitgleich in Baden-
Württemberg Nonnen im Habit unterrichteten.17 Das Bundesverwal-
tungsgericht hielt jedoch – ebenso wie zuvor der Verwaltungsge-
richtshof18 – das Kopftuch-Verbot für rechtmäßig.19 Die drei Ordens-
schwestern im Habit seien nur ein historisch bedingter atypischer 
Sonderfall.20 Gegen diesen Beschluss hat die Lehrerin im Februar 
2009 Verfassungsbeschwerde erhoben.  
Bremen ließ 2005 eine Frau nicht zum Lehramtsreferendariat zu, 
weil sie ihr Kopftuch nicht ablegen wollte. Das BVerwG hob diese 
Entscheidung jedoch auf. Wegen des staatlichen Monopols bei der 
Lehrerausbildung seien an die Referendarin geringere Anforderungen 
zu stellen als an eine dauerhaft tätige Lehrkraft. Hier reiche eine ab-
strakte Gefährdung des Schulfriedens durch das Kopftuch nicht aus, 
vielmehr müsse die Schulbehörde nachweisen, dass von der Frau eine 
konkrete Gefahr ausgehe.21 
Besonders kurios sind die Kopftuchfälle in Nordrhein-Westfalen.22 
Dort wurde einer Lehrerin auch verboten, eine Haare und Ohren bede-
ckende Mütze zu tragen. Die Sozialpädagogin hatte zunächst ein 
Kopftuch getragen und dieses nach der Weisung, das Tragen des 
Kopftuches im Unterricht zu unterlassen, gegen eine Baskenmütze 
eingetauscht. Das Arbeitsgericht schlug ihr vor, statt einer Basken-
mütze eine Echthaarperücke zu tragen (Arbeitsgericht Düsseldorf 
2007). Dieses Vergleichsangebot lehnte die Sozialpädagogin jedoch 
ab. Im August 2009 bestätigte das Bundesarbeitsgericht (BAG) das 
Verbot, die Mütze zu tragen (BAG 2009b). Ebenso hielt das BAG im 
Dezember 2009 das an eine Lehrerin für muttersprachlichen Ergän-
zungsunterricht in Türkisch gerichtete Verbot, ein Kopftuch im Dienst 
zu tragen, aufrecht (BAG 2009a). Gegen beide Urteile des Bundesar-
beitsgerichts liegen Verfassungsbeschwerden beim Bundesverfas-
sungsgericht vor.23 Bemerkenswert sind die Kopftuch-Verbote in 
Nordrhein-Westfalen auch insofern, als zeitgleich eine Nonne im Ha-
bit – wenngleich an einer Blindenschule – unterrichtet hat.24 
In Hamburg bewarb sich im Sommer 2010 eine Frau mit Kopftuch 
für den Lehramtsdienst, ihr wurde aber mitgeteilt, dass Hamburger 
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Schulen beschlossen hätten, keine Lehrerin mit Kopftuch einzustel-
len.25 In Rheinland-Pfalz unterrichten drei Lehrerinnen mit Kopf-
tuch.26 Aus den übrigen Bundesländern ist nicht bekannt, dass dort 
eine Lehrerin mit Kopftuch unterrichtet oder dass einer Lehrerin un-
tersagt wurde, das Kopftuch zu tragen. 
Schülerinnen dürfen in der Schule grundsätzlich ein Kopftuch tra-
gen, wenngleich einzelne Schulleiter versucht haben, durch die Haus-
ordnung Schülerinnen das Tragen des Kopftuches zu verbieten (Dicks 
2008). Zudem werden in der Politik immer wieder einmal Kopftuch-
Verbote für Schülerinnen gefordert.27 Das Tragen einer Burka kann 
Schülerinnen in einigen Ländern von der Schulleitung verboten wer-
den.28 Bislang sind jedoch – soweit der Verfasserin bekannt – nur 
zweimal in Deutschland Schülerinnen mit einer Ganzkörperverschlei-
erung zur Schule gekommen (siehe Mahrenholz 1998: 287ff.). In Nie-
dersachsen wurde 1998 an einer Schule darüber nachgedacht, einer 
Schülerin den Niqab zu verbieten, da durch die Verschleierung, so die 
Aussage der Schule, eine pädagogische Interaktion nicht mehr mög-
lich war. Bevor sie ein solches Verbot aber umsetzen konnte, hatte die 
Schülerin die Schule verlassen (siehe Mahrenholz 1998). In Bonn 
wurden 2006 zwei Schülerinnen vom Unterricht ausgeschlossen, 
nachdem sie mit Burka erschienen waren.29 Zuletzt hat das Kultusmi-
nisterium in Sachsen die Hausordnung einer Schule insoweit für 
rechtswidrig erklärt, als dort Schülerinnen und Schülern das Tragen 
jeglicher Kopfbedeckung verboten wurde. Das Tragen einer Burka 
könne Schülerinnen aber weiterhin verboten werden.30 
Auch in privaten Anstellungs- ebenso wie in Dienstleistungsver-
hältnissen stoßen Frauen in Deutschland wegen ihres Kopftuches auf 
Ablehnung. So kündigte zum Beispiel 2009 in Dortmund ein Arzt 
einer Arzthelferin, als sie begann, ein Kopftuch zu tragen.31 In Hessen 
weigerte sich 2010 ein Arzt, Frauen und Mädchen mit Kopftuch zu 
behandeln.32 Und in Neuss kündigte im Februar 2011 eine Reini-
gungsfirma einer Putzfrau wegen ihres Kopftuches.33 
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II. WARUM DÜRFEN MUSLIMINNEN IN 
DEUTSCHLAND SICH NICHT ÜBERALL SO 
KLEIDEN, WIE SIE WOLLEN? 
 
Eine politische Antwort auf diese Frage findet sich vielleicht in der zu 
Kopftuch und Burka öffentlich geführten Diskussion. Das Kopftuch 
ist in Deutschland seit Jahren – jedenfalls seitdem Fereshta Ludin 
1998 mit Kopftuch Eintritt in den Lehramtsdienst begehrte – Anlass 
für erregte Debatten über den Umgang mit dem Islam. Das „Minarett-
verbot“ in der Schweiz von November 200934 und die – intendierten – 
Burka-Verbote in Frankreich und in Belgien haben diese Diskussion 
2010 neu belebt.  
Die einen sehen Islam und Scharia als unvereinbar mit den westli-
chen Werten an (Kelek 2010a, 2010b; Broder 2010; Sarrazin 2010: 
268f.).35 Sie fürchten, dass die westliche Gesellschaft durch muslimi-
sche Fundamentalisten gefährdet werde (Broder 2009).36 Zwischen 
Islam und Islamismus zu trennen, sei aber kaum möglich (Sarrazin 
2010: 277f.; wohl auch Kelek 2010a). Gerade um der Errungenschaf-
ten der Aufklärung willen müsse das Vordringen des Islams in die 
westlichen Gesellschaften verhindert werden (in diese Richtung Ma-
ron 2010). Diese dem Islam gegenüber kritisch eingestellten Autorin-
nen fordern deshalb von den Muslimen in Deutschland, sich an die 
westlichen Werte anzupassen und letztlich möglichst wenige ihrer 
kulturellen Eigenheiten geltend zu machen (Weidner 2010). Der Islam 
soll reformiert werden (Ate 2010), wobei die Meinungen darüber 
auseinandergehen, ob der Islam überhaupt reformierbar ist (eher skep-
tisch Kelek 2010b).37 Die Muslime sollen sich deshalb vom politi-
schen Islam lossagen (Kelek laut Steinfeld 2010). Das Kopftuch müs-
se als „Flagge des Islamismus“ verboten werden (Schwarzer 2006).38  
Die anderen dagegen kritisieren dieses restriktive deutsche Verhal-
ten gegenüber Musliminnen als Widersprüchlichkeiten einer liberalen 
Gesellschaft. Unsere liberale Gesellschaft könne und müsse grund-
sätzlich das Tragen von Kopftuch und Burka zulassen (für das Kopf-
tuch: Ekardt 2009; Ladewig 2009; für die Burka: Finke 2010).39 Aber 
Teile der politischen Klasse weigerten sich, führt zum Beispiel die 
Rechtsprofessorin Sabine Berghahn an (Berghahn 2010a: 129), libera-
le Grundsätze auch auf die eigene hegemoniale Kultur anzuwenden 
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und den „Fremden“ die gleichen Rechte und Gestaltungsmöglichkei-
ten zuzubilligen. Es fehle eine gleichberechtigte, pluralistische Reor-
ganisation kultureller und religiöser Verhältnisse an den Schulen und 
im öffentlichen Dienst (Berghahn 2010a: 128). Die harsche Abgren-
zung gegenüber den muslimischen Mitbürgern scheine für einen Teil 
der politischen Klasse und vermutlich auch der Wahlbevölkerung im 
Ringen um eine neue nationale Identität sozialpsychologisch notwen-
dig zu sein (Berghahn 2010a: 128). Das hänge auch damit zusammen, 
dass sich die erst vor wenigen Jahren ausgerufene Einwanderungsge-
sellschaft durch die Musliminnen überfordert fühle (Berghahn 2010a: 
111). Deutschland sei tendenziell immer noch eher auf Kollektivität, 
Homogenität und – folglich – Illiberalität ausgerichtet (Berghahn 
2010a: 110). Die Kopftuch-Verbote seien Ausdruck der Abgrenzung 
gegenüber dem Islam (Berghahn 2010a: 128).40 
Ähnlich dialektisch verläuft auch die feministische Debatte zu den 
Kopftuch- und Burka-Verboten. Zum Teil wird argumentiert, die Bur-
ka und das Kopftuch seien Symbole für die erwünschte sichtbare Un-
terordnung von Frauen. Dies hinzunehmen widerspreche unserem 
Gleichberechtigungsgrundrecht (Bendkowski 2010). Feminismus sei 
in Stellung zu bringen gegen Frauenhandel, Sexualverstümmelung, 
Ehrenmorde und Zwangsverhüllung (Bendkowski 2010). 
Dass Frauen Burka und Kopftuch auch freiwillig tragen, wird in 
Frage gestellt. So verweist zum Beispiel die bosnische Schriftstellerin 
Safeta Obhodjas für Bosnien darauf, dass Mädchen von klein auf einer 
Gehirnwäsche unterworfen seien (Obhodjas 2010: 7). Bei einem 
christlich-islamischen Dialog hätten ihr drei junge Türkinnen von 
ihrer Angst vor der Hölle berichtet. Als Grund für diese Angst hätten 
sie angegeben: „Wenn du dich gegen deine Eltern oder später gegen 
deinen Ehemann auflehnst, werden dir die Folterknechte in der Hölle 
die Nägel ausreißen; wenn du deine Haare offen und gepflegt trägst 
und damit den Männern den Verstand verdrehst, werden sie dir die 
Haare auf dem Kopf abfackeln; wenn du mit der Erotik irgendetwas 
zu tun hast oder zu viel nackte Haut zeigst, werden sie dich tagelang 
über einem ewigen Feuer hängen lassen“ (Obhodjas 2010: 8). Sie 
fordert ein Burka-Verbot in Deutschland (Obhodjas 2010: 9). 
Ähnlich argumentiert Brigitte Rauschenbach, emeritierte Professo-
rin für Gender und Politik: Die Anerkennung des Anderen als einen 
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Anderen setze die Anerkennung seines Andersseinkönnens voraus 
(Rauschenbach 2010: 16). Bezüglich der Burka bezweifelt sie wohl, 
ohne dies ausdrücklich zu sagen, dass die Trägerin die Freiheit des 
Andersseinkönnens habe; denn Religion und Kultur bemächtigten sich 
subtil von früh auf „unserer Körper, unserer Gefühle und unseres Ver-
standes“ (Rauschenbach 2010: 17). Genitalverstümmelung und Stei-
nigungen seien gefrorene Geschlechterkultur, „eingeübte, zweite Na-
tur gewordene freiwillige Unterwerfung von langer Hand“ (Rauschen-
bach: ebd.). „Haben wir vergessen, dass Männer zu Männern, Frauen 
zu Frauen, Burkaträgerinnen zu Burkaträgerinnen gemacht werden?“, 
fragt sie (Rauschenbach: ebd.). Deshalb appelliert sie, für das Anders-
seinkönnen des Anderen Verantwortung zu tragen, um „uns schließ-
lich unverborgen auf gleicher Augenhöhe zu treffen“ (Rauschenbach: 
ebd.). 
Dagegen wird die Freiheit, ein Kopftuch oder eine Burka zu tra-
gen, von anderen Autorinnen gerade als Anerkennung der Würde des 
Anderen eingefordert. Viel beachtet hat sich im Sommer 2010 die 
amerikanische Philosophin Martha Nussbaum gegen Burka-Verbote 
ausgesprochen (Nussbaum 2010a und 2010b). Religiöser Glaube und 
religiöse Bräuche seien Teil der Würde des Einzelnen. Diese Würde 
könne auch dann verletzt werden, wenn Personen daran gehindert 
würden, Bräuche, die ihr Glaube verlange, offen auszuführen. Zwar 
seien legitime Gründe, aus denen diese Glaubensfreiheit eingeschränkt 
werden könne, denkbar („compelling state interests“). Für ein Verbot 
des Burka-Tragens gebe es jedoch keinen legitimen Grund. Insbeson-
dere könne das Argument, die Burka sei ein Symbol der männlichen 
Vorherrschaft, kein Verbot der Burka rechtfertigen. Denn die Gesell-
schaft sei von „Symbolen männlicher Überlegenheit, die Frauen wie 
Objekte behandeln, durchdrungen“: Sexzeitschriften, Nacktfotos, enge 
Jeans und Schönheitschirurgie – „durch sie alle werden Frauen mehr 
oder weniger zu Objekten“ (Nussbaum 2010a).41 
Burka-Verbote selbst seien jedenfalls – so zwei Mitarbeiterinnen 
von „terre des femmes Schweiz“ – in einer westlichen Gesellschaft 
Sexismus (Zimmermann/Trummer 2010: 69) und Kopftuch-Verbote 
Symbolpolitik am weiblichen Körper (von Braun 2010). Birgit Rom-
melspacher, Professorin für Psychologie, kritisiert den „antimuslimi-
schen Feminismus“ (Rommelspacher 2010). Sie wendet sich dagegen, 
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dass die Unterdrückung von Frauen untrennbar mit einer bestimmten 
Kultur, wahlweise auch einer bestimmten Religion oder Tradition 
verknüpft wird (Rommelspacher: ebd.).42 
Der hier wiedergegebenen öffentlichen Diskussion nach zu schlie-
ßen wären Kleidungsvorschriften für Musliminnen in Deutschland 
also notwendig, um erstens muslimische Frauen vor Unterdrückung 
durch ihre Männer zu schützen und damit zugleich zu verhindern, dass 
die Geschlechtergleichberechtigung auch für nichtmuslimische Frauen 
geschwächt wird, und um zweitens die deutsche Gesellschaft vor ei-
nem kulturellen und politischen System namens Islam, dessen Werte 
dem Grundgesetz entgegenstehen, zu schützen, indem die Muslimin-
nen zur Anpassung an die Lebensweise der (numerischen) Mehrheit 
gedrängt werden.  
Doch diese Notwendigkeit wird, wie oben gezeigt worden ist, 
nicht von allen Autorinnen akzeptiert. Die Kritik an der islamkriti-
schen Position verweist darauf, dass die liberale Gesellschaft – inner-
halb bestimmter Grenzen – durchaus andere Werte etc. integrieren 
könne; zugleich sei es widersprüchlich, muslimische Frauen mehr als 
nichtmuslimische Frauen schützen zu wollen. Ein Kopftuch-Verbot 
sei – so die Kritik an der Islamkritik – letztlich der Versuch, einen Teil 
der Gesellschaft durch Abgrenzung gegenüber Muslimen als Mehr-
heitsgesellschaft zu definieren.43  
Ich meine, dass die behauptete Notwendigkeit der Abgrenzung ge-
genüber dem Islam empirisch zu hinterfragen ist. Das gebietet unser 
Grundgesetz. Das Grundgesetz ist die Ordnung, auf die sich unsere 
liberale Gesellschaft geeinigt hat und die der Maßstab sein muss, 
wenn Konflikte gelöst werden sollen, die Freiheiten Einzelner betref-
fen.44 Das Grundgesetz verlangt in Artikel 4, dass die Religionsfreiheit 
geschützt wird. Das Tragen von Kopftuch und Burka hat, darüber 
besteht kaum Streit, mit der muslimischen Religion zu tun. Es liegt 
also nahe, dass Kopftuch- und Burka-Verbote die Religionsfreiheit 
betreffen. Zu fragen ist deshalb: 
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III. ERLAUBT UNSER GRUNDGESETZ, 
MUSLIMINNEN IN IHRER KLEIDERWAHL  
ZU BESCHRÄNKEN?  
 
Artikel 4 Absatz 1 Grundgesetz (GG) garantiert: „Die Freiheit des 
Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltan-
schaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.“ Zusätzlich heißt es in 
Absatz 2 des Artikels 4: „Die ungestörte Religionsausübung wird ge-
währleistet.“ Das Tragen von Kopftuch und Burka sind also von die-
ser Religionsfreiheit geschützt. Zwar weisen einige Autoren darauf 
hin, dass der Koran Frauen nicht vorschreibt, ihr Haupt zu verhüllen 
(zum Beispiel Khoury 2006: 529). Aber darauf kann es nicht ankom-
men. Entscheidend ist vielmehr, dass die Trägerinnen selbst ihr Kopf-
tuch-Tragen bzw. ihre Vollverschleierung als glaubensgeleitet verste-
hen und dies plausibel ist (Wiese 2008: 71; Finke 2010: 1128). Denn 
der religiös neutrale Staat ist nicht befugt, eine bestimmte Interpretati-
on des Korans für verbindlich zu erklären (Traub 2010; Wiese 2008: 
75). Die Glaubens-Motivation für das Tragen des Tuches ist plausibel, 
weil zumindest einige Muslime und Islamwissenschaftlerinnen aus 
dem Koran eine entsprechende Pflicht lesen.45 
Die Religionsfreiheit wird aber nicht unbegrenzt gewährt, sie kann 
vielmehr eingeschränkt werden, wenn durch die Religionsausübung 
Grundrechte anderer und sonstige Güter von Verfassungsrang verletzt 
werden. Das Grundgesetz schließt also nicht aus, Musliminnen das 
Tragen von Kopftuch und Burka in bestimmten Situationen zu verbie-
ten. Es schließt aber aus – wie im Folgenden gezeigt werden soll –, 
das Tragen von Kopftuch und Burka grundsätzlich im öffentlichen 
Dienst oder gar in der Öffentlichkeit zu verbieten. 
In der Argumentation ist sowohl zwischen religiös motiviertem 
Kopftuch- und Burka-Tragen einerseits im öffentlichen Dienst und 
andererseits in der Öffentlichkeit als auch zwischen einerseits dem 
Tragen des Kopftuches und andererseits dem Tragen der Burka zu 
unterscheiden.  
Ich beginne mit dem Kopftuch-Tragen im öffentlichen Dienst:46 
Muslimische Lehrerinnen genießen auch im Unterricht für das Tragen 
eines Kopftuches die Religionsfreiheit. Wird Musliminnen, wie ge-
genwärtig in acht Bundesländern, das Tragen des Tuches verboten, so 
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können zumindest einige Kopftuch-Trägerinnen den Lehramtsberuf 
nicht ergreifen. Denn für einige kommt es nicht in Frage, das Kopf-
tuch abzunehmen, weil dies ein wesentlicher Teil ihrer Identität ist.47 
Für diese Kopftuch tragenden Musliminnen bleibt im Fall eines Ver-
botes deshalb nur die Möglichkeit, auf die Stelle als Lehrerin im öf-
fentlichen Dienst zu verzichten.48 Aber auch auf dem privaten Ar-
beitsmarkt stoßen Musliminnen mit Kopftuch auf Ablehnung.49 Das 
Verbot, ein Kopftuch im Lehramtsdienst zu tragen, schränkt deshalb 
die Religionsfreiheit einiger Kopftuch-Trägerinnen erheblich ein. Die-
se Beschränkung kann nicht durch die Religionsfreiheit der Schüler 
und Schülerinnen, die in der Schule mit dem Kopftuch konfrontiert 
sind, gerechtfertigt werden. Denn Religionsfreiheit schützt nicht vor 
der Konfrontation mit religiösen Symbolen (Wiese 2008: 114).50 
Einer Lehrerin mit Kopftuch kann auch nicht entgegengehalten 
werden, dass der Staat zu religiös-weltanschaulicher Neutralität ver-
pflichtet ist. Zwar trifft den Staat eine solche Pflicht (BVerfG 2002, 
2000, 1995, 1965); das gebietet vor allem das Gleichbehandlungsge-
bot des Grundgesetzes (Huster 2002: passim). Diese Pflicht, sich in 
religiös-weltanschaulichen Dingen neutral zu verhalten, verlangt vom 
Staat aber nicht, religiöse Sichtbarkeit aus seinem Bereich gänzlich zu 
verdrängen. Vielmehr steht der Staat den Religionen in offener, 
freundlicher Neutralität gegenüber. Eine Neutralitätspflicht in Form 
einer strikten Trennung von Staat und Religion lässt sich daher aus 
dem Grundgesetz nicht herleiten. Eine solche strikte Neutralität würde 
ja konsequenterweise nicht nur Religionsunterricht an staatlichen 
Schulen verbieten, sondern auch Schülerinnen wie Lehrern untersa-
gen, in einer staatlichen Schule durch Kopftuch oder Kreuz Religion 
sichtbar zu machen. Dem steht aber entgegen, dass Religionsfreiheit – 
wie alle Grundrechte – der Einzelnen das Recht gewährt, in den ver-
schiedenen Lebensbereichen zu tun und zu lassen, was sie will. Zu-
dem haben Grundrechte im demokratischen Prozess die Funktion, der 
Herrschaft der Mehrheit Schranken zu setzen und auf diese Weise den 
Schutz von Minderheiten zu gewährleisten (Kutscha 1998: 674). Reli-
gionsfreiheit verlangt also grundsätzlich, dass Bürger auch im staatli-
chen Raum wie dem öffentlichen Dienst religiös aktiv sein dürfen. 
Das gilt gerade auch für Musliminnen als numerische Minderheit 
(Bryde 2009: 111ff.).  
98 | KIRSTEN WIESE 
Eine Neuinterpretation und Anwendung der Neutralitätspflicht hin 
zu einem Herausdrängen religiöser Bekenntnisse aus staatlichen Insti-
tutionen wird auch nicht durch muslimischen Fundamentalismus und 
sonstige vom Islam vermeintlich oder möglicherweise ausgehende 
Gefahren geboten. Grundsätzlich ist zwar denkbar, dass sich die ge-
sellschaftliche Situation so verändert, dass religiöse Aktivitäten der 
Bürger im staatlichen Raum pauschal eingeschränkt werden können. 
Sollte zum Beispiel an staatlichen Schulen ein geordneter Betrieb 
wegen religiöser Konflikte kaum noch möglich sein, weil muslimische 
Schüler Schülerinnen ohne Kopftuch als Schlampen bezeichnen, auf 
dem Schulhof christliche, jüdische und muslimische Schüler über die 
richtige Religion streiten und Sport- und Schwimmunterricht wegen 
der Befreiungsanträge muslimischer Mädchen ausfallen muss51, dann 
wäre es sicherlich gerechtfertigt, religiöse Aktivitäten an staatlichen 
Schulen ganz zu verbieten. Das würde Kopftücher von Lehrerinnen 
und Schülerinnen gleichermaßen betreffen. Gegenwärtig ist eine sol-
che Situation aber nicht erkennbar.  
Jedenfalls müsste sich ein Verbot religiösen Verhaltens in staatli-
chen Institutionen gegen alle Religionen gleichermaßen richten. Eine 
Ausnahme zugunsten des Christentums erlaubt das Grundgesetz nicht. 
Dem steht das Gleichbehandlungsgebot des Grundgesetzes entgegen. 
Dieses gebietet dem Staat, alle Religionen gleich zu behandeln. Inso-
weit spielt es keine Rolle, ob und inwieweit die bundesdeutsche Ge-
sellschaft christlich geprägt ist (Wiese 2008: 229ff.).  
Ein einseitiges Zurückdrängen muslimischer Glaubensaktivitäten 
aus öffentlichen Institutionen kann auch deshalb nicht gerechtfertigt 
werden, weil nach Behauptung der „Islam-Kritiker“ dem Islam ein 
besonderes Konfliktpotentzial innewohnt. Denn dieses Konfliktpoten-
zial müsste nachgewiesen werden. Es ist aber bereits wenig plausibel, 
dass der Islam als Glaubenssystem dem Grundgesetz entgegensteht, 
schließlich gibt es unterschiedliche muslimische Glaubensrichtungen 
und einen innerislamischen Dialog gerade zu den problematischen 
Glaubensvorstellungen wie etwa der Forderung nach einer Gottesherr-
schaft oder der Gewalt gegen Abtrünnige (Wiese 2008: 100ff.). Jeden-
falls müsste zudem eine Mehrzahl der Muslime Glaubensvorstellun-
gen haben, die mit dem Grundgesetz nicht zu vereinbaren sind. Das 
lässt sich gegenwärtig empirisch nicht belegen. Musliminnen sind 
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jedenfalls nicht überwiegend fundamentalistisch eingestellt. So stellte 
der Verfassungsschutzbericht 2009 36.270 Personen mit Islamis-
muspotenzial in Deutschland fest (Bundesministerium des Innern 
2009a: 216). Das heißt bei ca. 3,8 bis 4,3 Millionen in Deutschland 
lebenden Musliminnen (Bundesministerium des Innern 2009b), dass 
2009 weniger als ein Prozent dieser Muslime Mitglieder oder Anhä-
nger einer islamistischen Gruppe waren. Nach dem von der Bertels-
mann Stiftung 2008 erstellten Religionsmonitor erklärten 86 % der 
befragten 2.007 Muslime und Musliminnen, man solle offen gegen-
über allen Religionen sein (Thielmann 2008: 17).  
Negative Religionsfreiheit und Neutralitätsgebot können also kein 
Kopftuch-Verbot im öffentlichen Dienst stützen. Verlangt aber die 
Geschlechtergleichberechtigung, das Kopftuch zumindest im öffentli-
chen Dienst zu verbieten? Die Antwort auf diese Frage fällt mir am 
schwersten.52  
Geschlechtergleichberechtigung ist in Artikel 3 des Grundgesetzes 
sowohl als Gleichheitsrecht der Einzelnen als auch als Auftrag an den 
Staat verankert, die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern zu fördern und auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile vor allem für Frauen hinzuwirken. Gleichberechti-
gung im Sinne des Grundgesetzes heißt faktische Gleichstellung zwi-
schen Männern und Frauen; tradierte Geschlechterrollen, die zu Nach-
teilen für Frauen führen, darf der Staat nicht festschreiben (BVerfG 
2005 und 1992). Diese Gleichberechtigung von Männern und Frauen 
ist Erziehungsziel in der Schule. Den Lehrern und Lehrerinnen kommt 
die Aufgabe zu, dieses Erziehungsziel im Unterricht zu vermitteln. Sie 
dürfen den Schülerinnen und Schülern deshalb keine Festlegung auf 
tradierte Geschlechterrollen nahelegen.  
Wenn das Kopftuch muslimischen Frauen in Deutschland von den 
Männern überwiegend aufgezwungen würde – wie etwa im Iran oder 
in Saudi-Arabien –, dann dürfte der Staat keine Lehrerin beschäftigen, 
die ein Kopftuch trägt. Denn ein solcher männlicher Zwang gegenüber 
Frauen widerspricht gänzlich der Gleichberechtigung im Sinne des 
Grundgesetzes. In diesem Fall würde die Lehrerin durch das Kopftuch 
die Schüler und Schülerinnen sehr deutlich auf dieses Unterwerfungs-
verhältnis hinweisen, unabhängig davon, ob sie selbst freiwillig das 
Tuch trägt.  
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Ein solcher Unterwerfungsgehalt kann dem Kopftuch aber in 
Deutschland gegenwärtig nicht zugeschrieben werden. Dafür sprechen 
viele Tatsachen: So haben Sozial- und Religionswissenschaftlerinnen 
in qualitativen Studien einen neuen Typus junger deutschsprachiger 
Muslima mit Kopftuch beobachtet, die Neo-Muslima, die nicht „kultu-
relle Abgrenzung“ im Sinne von religiöser Traditionalität und weibli-
cher Unterordnung verkörpern, sondern mit Kopftuch berufstätig sein 
und am gesellschaftlichen Geschehen teilhaben wollen (Amir-
Moazami 2006; Klinkhammer 2000; Karakaolu-Aydin 2000; Nökel 
2002). Die Ergebnisse dieser qualitativen Studien werden bestätigt 
von einer 2006 veröffentlichten Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung 
(Jessen/von Wilamowitz-Moellendorff 2006). Im Rahmen dieser Stu-
die wurden 315 türkischstämmige Frauen mit Kopftuch im Alter von 
18-40 Jahren in Deutschland zu den Motiven zum Tragen des Kopftu-
ches und nach ihren Einstellungen zu Familie, Islam und gewünschter 
Staatsform befragt. Die Forscher schlussfolgerten, dass der Einfluss 
männlicher Familienmitglieder auf die Entscheidung, das Kopftuch zu 
tragen, eine untergeordnete Rolle spielt (ebd.: 41). Ebenso ergab die 
im Rahmen des Religionsmonitors 2008 durchgeführte Befragung von 
Musliminnen, dass 38 % der Frauen und nur 28 % der Männer das 
Tragen eines Kopftuches für sehr wichtig halten (Wunn 2008: 65). 
Die Untersuchungen zeichnen also das Bild von muslimischen 
Frauen, die sich durchaus selbstbestimmt dafür entscheiden, ein Kopf-
tuch zu tragen. Diese Selbstbestimmtheit ist aber zu hinterfragen und 
damit wird die Antwort auf die Frage, ob das Erziehungsziel der Ge-
schlechtergleichberechtigung ein Kopftuch-Verbot rechtfertigen kann, 
schwierig. Autorinnen wie Brigitte Rauschenbach und Safeta Obhod-
jas gehen – wie oben ausgeführt – davon aus, dass es muslimischen 
Frauen kaum möglich sei, sich frei für oder gegen ein Kopftuch zu 
entscheiden, weil sie von klein auf zur Unterwerfung unter den Mann 
erzogen würden. Ebenso nimmt Necla Kelek für Deutschland an, dass 
junge Mädchen und Frauen das Kopftuch tragen, weil ihnen dies in 
Familie, Gemeinde und Koranschule so vorgelebt werde und sie so am 
ehesten den Erwartungen der Umma genügen könnten (Kelek 2006).  
Gegen die Annahme, dass muslimische Frauen in Deutschland 
nicht wirklich frei darüber entscheiden können, ob sie ein Kopftuch 
tragen oder nicht, sprechen zwar zunächst die Zahlen: 70 % aller Mus-
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liminnen in Deutschland tragen nie ein Kopftuch – so das Ergebnis 
einer 2009 vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durchge-
führten Studie. Selbst jede zweite stark religiöse Frau trägt kein Kopf-
tuch (Bundesministerium des Innern 2009b). Dennoch hängt die ver-
meintlich freie Entscheidung für das Kleidungsstück vom männlichen 
Willen ab. Denn Kopftuchträgerinnen beziehen sich auf den Koran, 
der an vielen Stellen den Mann über die Frau stellt (Heller/Mosbahi 
1997: 115; Loenen 2002: 426). Die zum Teil aus dem Koran heraus-
gelesene Kopftuchpflicht selbst ist – so die These dieses Beitrages – 
Folge der männlichen Vorrangstellung. Zum Beispiel schreibt die 
Soziologin Ursula Mihciyazgan, dass der Frau im muslimisch gepräg-
ten Konzept der Geschlechtertrennung eine sexuelle Anziehungs- und 
Verführungskraft zugesprochen werde, die den Mann in seiner Ver-
nunft beeinträchtige und damit letztlich auch die Ordnung der Gesell-
schaft gefährde. Deshalb müsse die Frau ihre sexuellen Reize verhül-
len (Mihciyazgan 1989: 48; ähnlich Mernissi 1987: 30). Tragen die 
Musliminnen das Kopftuch aber als Folge einer solchen Pflicht zur 
Verhüllung, ist es plausibel zu vermuten, dass sie diese nur an Frauen 
gerichtete Verhaltenspflicht, die den Mann schützen soll, akzeptie-
ren.53 
Das Kopftuch einer muslimischen Lehrerin zeigt damit die Tren-
nung der Geschlechter in der islamisch geprägten Gesellschaftsord-
nung an. Dieses Konzept der Geschlechtertrennung, das den Hinter-
grund für das Kopftuch-Tragen bildet, basiert – so die These dieses 
Beitrags – auf einer Hierarchie, in der Männer das dominierende Ge-
schlecht sind. Eine solche klassische Einteilung in Geschlechterrollen 
widerspricht aber dem Verfassungsauftrag zur Geschlechtergleichbe-
rechtigung. Denn das Kopftuch markiert eine Rolle zum Nachteil von 
muslimischen Frauen: Diese können sich in den Augen gläubiger 
Muslime nur dann in der Öffentlichkeit zeigen, wenn sie ein Kopftuch 
tragen und damit die männlichen Erwartungen an die weibliche Rolle 
erfüllen. 
Das Kopftuch kann deshalb die Fähigkeit einer Lehrerin, den 
Schulkindern zu vermitteln, dass sie losgelöst von ihrem Geschlecht 
ihre Rolle im Leben finden können, einschränken. Einer solch kriti-
schen Sicht auf das Kopftuch steht übrigens nicht entgegen, dass – wie 
Martha Nussbaum anführt (Nussbaum 2010a) – unsere Gesellschaft 
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auch mit anderen Zeichen männlicher Überlegenheit wie Pornographie 
und Schönheitschirurgie durchdrungen ist. Denn erstens werden auch 
diese Handlungen hinsichtlich ihres Frauen diskriminierenden Gehalts 
durchaus kritisch betrachtet und entsprechende Gesetzesinitiativen 
gefordert (vgl. Baer/Slupik 1986) und zweitens formuliert das Verfas-
sungsrecht Idealvorstellungen. Es gilt selbst dann, wenn es in der Pra-
xis verletzt wird. Der Verfassungsauftrag zur Durchsetzung der 
Gleichberechtigung leitet sich schließlich gerade daraus ab, dass diese 
bisher nicht vollständig erreicht werden konnte. 
Aber auch die Lehrerin kann sich auf den Verfassungsauftrag zur 
Durchsetzung der Gleichberechtigung berufen. Das macht die Antwort 
auf die Frage nach der Bedeutung dieses Verfassungsauftrages für die 
Zulässigkeit des Kopftuch-Tragens besonders schwierig. Lehrerinnen 
darf es nicht grundsätzlich verboten werden, im Dienst ein Kopftuch 
zu tragen. Indem der Staat Musliminnen ermöglicht, mit ihrem Kopf-
tuch in einem akademischen Beruf zu arbeiten, fördert er sie zugleich 
in ihrer Emanzipation und schafft so positive Vorbilder für Mädchen 
aus traditionell-muslimischen Familien. Die Schulleitung muss aber 
im Auge behalten, dass die Lehrerin mit dem Kopftuch die Vermitt-
lung von Gleichberechtigung in der Schule zumindest gefährden und 
bei Schülerinnen, Schülern und Eltern durchaus den Anschein erwe-
cken könnte, sie stehe für eine klare Schlechterstellung von Frauen. 
Der Schulleiter, die Schulleiterin sollte die Lehrerin mit Kopftuch 
deshalb dazu verpflichten, im Klassenraum und auf Elternabenden 
deutlich zu machen, dass das Kopftuch für sie mit weiblicher Emanzi-
pation vereinbar ist und sie die Schüler und Schülerinnen nach bestem 
Gewissen auf einem selbstbestimmten Weg unterstützen wird. Ver-
weigert die Lehrerin das deutliche Bekenntnis zur Gleichberechtigung 
im Sinne des Grundgesetzes, kann der Schulleiter bzw. die Schulleite-
rin sie auffordern, das Kopftuch abzunehmen und disziplinarische 
Maßnahmen bis zur Entlassung ergreifen.  
Im Ergebnis darf Lehrerinnen also nach der hier vertretenen Auf-
fassung das Kopftuch-Tragen im Schuldienst nicht grundsätzlich, son-
dern nur in Einzelfällen verboten werden. Anders ist aber die Burka 
einer Lehrerin zu beurteilen. Eine Lehrerin wird kaum den Unter-
richtsstoff vermitteln können, wenn sie ihr Gesicht mit einem Schleier 
bedeckt. Denn Erziehung ist ein personaler Prozess, der direkt von 
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Lehrer/Lehrerin zu Schüler/Schülerin, von Angesicht zu Angesicht 
erfolgt. Da eine Lehrerin primär zur Unterrichtung der Schüler ver-
pflichtet ist, muss sie dem ihre Persönlichkeitsentwicklung unterord-
nen. Deshalb kann ein Gesichtsschleier nicht zulässig sein (Bielefeldt 
2010: 5; Wissenschaftlicher Dienst (WD) 2010a: 11; Human Rights 
Watch 2010). Dasselbe gilt auch für andere Berufe, die eine Kommu-
nikation von Angesicht zu Angesicht notwendig machen (ebenso 
Traub 2010).  
Schülerinnen kann das Kopftuch-Tragen aber auch im Einzelfall 
nicht verboten werden, weil sie gegenüber anderen Schülerinnen 
Gleichberechtigung nicht vermitteln müssen. Dagegen kann die Schul-
leitung in Einzelfällen Schülerinnen das Tragen von Burka und Niqab 
verbieten (ebenso Coumont 2009), zum Beispiel dann, wenn sie sich 
wegen ihrer Kleidung nicht mehr am Unterrichtsgeschehen beteiligen. 
Hier steht die Schulleitung aber in der Pflicht abzuwägen, ob das Be-
mühen, Schülerinnen mit Burka oder Niqab zu bewegen, diese abzu-
nehmen, nicht letztlich dazu führt, dass diese erst recht nicht am Un-
terricht teilnehmen und ganz zu Hause bleiben. 
Im öffentlichen Raum kann Frauen nicht verboten werden, Kopf-
tuch, Burka oder Niqab zu tragen (ebenso Bielefeldt 2010: 5; WD 
2010b: 10; 2010c: 9). Insbesondere besteht keine rechtliche Pflicht zu 
Kommunikation mit offenem Antlitz (Finke 2010: 1130). Eine Kom-
munikation mit Blickkontakt gehört zwar im Allgemeinen zum Stan-
dard eines sozialen Miteinanders (Berghahn 2010b). Unter morali-
schen Gesichtspunkten ist auch einzufordern, dass Menschen sich mit 
unbedecktem Gesicht begegnen (Rauschenbach 2010; anderer Ansicht 
wohl Nussbaum 2010b). Der Staat kann dies aber nicht verbindlich 
und sanktionsbewehrt für das öffentliche Miteinander vorschreiben, 
solange nicht überzeugend argumentiert wird, zu den wesentlichen 
Funktionsbedingungen der Demokratie gehöre, dass alle mit freiem 
Gesicht miteinander kommunizieren. Etwas anderes gilt für Identitäts-
feststellungen durch die Polizei oder in anderen Situationen, in denen 
die Feststellung der Identität notwendig ist, wie bei Wahlen oder bei 
Prüfungen. Über ein Burka- und Niqab-Verbot in der Öffentlichkeit 
sollte aber ernsthafter nachgedacht werden, wenn sich nachweisen 
ließe, dass Frauen, die in Deutschland eine Burka tragen, zumindest 
mehrheitlich unter dieses Kleidungsstück gezwungen werden. Dann 
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wäre allerdings zugleich zu überlegen, ob ein Burka-Verbot das rich-
tige Mittel wäre oder ob es nicht faktisch dazu beitrüge, den Bewe-
gungsspielraum der betroffenen Frauen einzuschränken (Bielefeldt 
2010: 5; Berghahn 2010b). Jedenfalls müsste ein solcher Zwang empi-
risch nachgewiesen werden. 
 
 
IV. WIE VEHÄLT ES SICH IN ANDEREN 
EUROPÄISCHEN STAATEN? 
 
Kopftuch- und Burka-Verbote werden, wie oben aufgezeigt worden 
ist, nicht nur in Deutschland praktiziert bzw. diskutiert, sondern auch 
in anderen europäischen Ländern. Welche rechtlichen und politischen 
Gründe bestehen in Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Spani-
en für Kopftuch- und Burka-Verbote und welche Bedeutung hat die 
dortige Diskussion für Deutschland? 
Am härtesten begrenzt – neben der Türkei (Wrase 2010: 361ff.) – 
Frankreich das Tragen religiöser Kleidung und Zeichen. Hier dürfen 
nicht nur Lehrerinnen keine religiöse Kopfbedeckung tragen, sondern 
seit 2004 wird dies auch Schülerinnen gesetzlich untersagt.54 Selbst 
Nutzerinnen des öffentlichen Dienstes müssen ebenso wie dessen Be-
schäftigte auf religiöse Zeichen und Kleidung verzichten.55 Im Juli 
2008 wurde einer gebürtigen Marokkanerin die Einbürgerung verwei-
gert, weil sie ihre Burka nicht ablegen wollte (Wiegel 2008), und im 
Februar 2010 wurde ein gebürtiger Marokkaner nicht eingebürgert, 
weil er seine Frau gezwungen hatte – so die Annahme der Behörden –, 
einen Ganzkörperschleier zu tragen (Wiegel 2010).  
Dass nun seit Oktober 2010 auch das Burka-Tragen im öffentli-
chen Raum unter Strafe steht, entspricht einerseits dem französischen 
Grundsatz der Laizität und der republikanischen Tradition. Laizität, 
die völlige Enthaltsamkeit des Staates in weltanschaulichen Fragen, ist 
als eigenständiges Rechtsprinzip in der französischen Verfassung fest-
gelegt.56 Sie ist Gründungsbaustein der Französischen Republik. Die 
französische Debatte um Burka-Verbote wurde primär unter dem As-
pekt „Schutz der republikanischen Werte: Freiheit, Gleichheit, Brüder-
lichkeit“ geführt. Demnach ist es eine Pflicht, sich in die Gesellschaft 
zu integrieren und dabei das Gesicht zu zeigen, anstatt es mit einem 
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Schleier zu verhüllen. Das Bewahren der laizistischen Grundausrich-
tung und der öffentlichen Ordnung („ordre publique“) sind die zentra-
len Ziele für das Zusammenleben der verschiedenen Religionsgemein-
schaften (Deutscher Bundestag 2010: 3). Die Einwanderungspolitik 
setzt dementsprechend auf ein Konzept der Assimilation, das ein Ja 
zur Republik und ein Nein zur eigenen Herkunft verlangt (Wrase 
2010: 364). 
Andererseits ist aber auch das französische Burka-Verbot unter 
feministischen Gesichtspunkten kritisiert worden (Spieler 2010: 32ff.). 
Der Ausschuss des Deutschen Bundestages für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe, der im Juli 2010 Frankreich zum Thema „Religions-
freiheit und europäische Identität“ bereiste, vermutet, dass in Frank-
reich hinter der wachsenden Ablehnung des Islams soziale und wirt-
schaftliche Probleme stecken (Deutscher Bundestag 2010: 3). In diese 
Richtung gehend wird in der Presse vermutet, dass der französische 
Präsident Sarkozy mit dem Burka-Verbot von innenpolitischen Prob-
lemen ablenken wolle (Simon 2010). 
In Deutschland zeigt sich im Vergleich zu Frankreich ein wesent-
licher Unterschied: Laizität wurde gerade nicht ins Grundgesetz ge-
schrieben, nicht einmal Neutralität ist im Grundgesetz wörtlich er-
wähnt. Vielmehr räumt die bundesdeutsche Verfassung in Artikel 4 
der Religionsfreiheit einen hohen Wert ein. Das verbietet pauschale 
Verbote religiöser Kleidungsstücke und Symbole wie in Frankreich.  
Gemeinsam ist den europäischen Staaten durch die Europäische 
Menschenrechtskonvention jedenfalls das Rechtsregime, das den Um-
gang mit Kopftuch und Burka letztlich regelt. Artikel 9 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK) schützt die Religionsfrei-
heit in all ihren Aspekten. Eine Beschränkung ist zwar zulässig, muss 
aber gerechtfertigt werden. Nach Artikel 9 Absatz 2 sind Einschrän-
kungen zulässig, wenn sie gesetzlich vorgesehen und in einer demo-
kratischen Gesellschaft notwendig sind. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) hat bisher den Konventionsstaaten  
überwiegend einen erheblichen Entscheidungsspielraum eingeräumt, 
wenn das Verhältnis von Staat und Religion betroffen ist. Dies wurde 
in der Literatur mehrheitlich begrüßt, da der Gerichtshof in politisch 
umstrittenen Fragen kaum eine Vorreiterrolle übernehmen könne. 
Insbesondere wäre er mit einer Bewertung des jeweiligen nationalen 
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Religionsverfassungsrechts wohl überfordert (WD 2010a: 9f.). Bis-
lang hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte deshalb 
Verbote religiöser Kleidung in staatlichen Bildungseinrichtungen als 
im Einklang mit Artikel 9 EMRK gesehen: 2001 hielt der Gerichtshof 
das vom Kanton Genf an eine Grundschullehrerin gerichtete Verbot, 
ein Kopftuch im Dienst zu tragen, für rechtmäßig (EGMR 2001). Im 
Verfahren Leyla ahin gegen die Türkei erlaubte die Große Kammer 
des Gerichtshofs türkischen Universitäten, das Tragen von Kopftü-
chern auf dem Universitätsgelände und in Lehrveranstaltungen zu 
verbieten (EGMR 2005; zuvor EGMR 2004). Ebenso entschied der 
Gerichtshof im Verfahren Dogru gegen Frankreich, dass ein Verbot, 
während des Sportunterrichts ein Kopftuch zu tragen, nicht gegen die 
Religionsfreiheit verstoße (EGMR 2008). 2009 hielt der EGMR meh-
rere Verbote, religiöse Kleidung in französischen Schulen – auch jen-
seits des Sportunterrichts – zu tragen, für rechtmäßig (EGMR 2009 b)-
e)). Die Verbote betrafen nicht nur Kopftücher, sondern auch Turbane 
von zwei Sikh-Schülern (EGMR 2009 f) und g)). Sie waren aufgrund 
des französischen Gesetzes vom 15. März 2004, das das Tragen von 
religiösen Kleidungsstücken in staatlichen Schulen und Universitäten 
allgemein verbietet, ausgesprochen worden. 
Mit den Urteilen zum Kruzifix in einer italienischen Schule und 
zur religiösen Bekleidung einer Gruppe in der Türkei ist der Gerichts-
hof aber ein Stück von dem großen Ermessensspielraum, den er den 
Mitgliedsstaaten bislang in religiösen Belangen zugebilligt hat, abge-
wichen: Im Fall Lautsi gegen Italien entschied der Gerichtshof im 
November 2009, dass eine staatliche italienische Schule keine Kruzi-
fixe aufhängen darf (EGMR 2009). Ausschlaggebend war für den 
Gerichtshof das Argument, dass Neutralität im Kontext von Bildung 
Pluralismus garantieren solle (EGMR 2009: Nr. 47 e)). Dass der Staat 
ein Symbol zeigt, das so offensichtlich mit dem Christentum in Ver-
bindung steht, unterstütze aber keinen Pluralismus (EGMR 2009: Nr. 
56). Dagegen hatte der italienische Staat argumentiert, dass es ihm – 
und nicht dem Gerichtshof – zustehe, Säkularismus zu interpretieren 
und umzusetzen (EGMR 2009: Nr. 41; in diese Richtung auch Augs-
berg/Engelbrecht 2010). Diesem Vorbringen folgte der Gerichtshof 
aber nicht, sondern räumte Italien gar keinen Ermessensspielraum zur 
Deutung des Kreuzes ein.  
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Im Fall Arslan gegen die Türkei erklärte der Gerichtshof im Feb-
ruar 2010 ausdrücklich, dass dem türkischen Staat beim Tragen religi-
öser Kleidung in der Öffentlichkeit nicht derselbe Beurteilungsspiel-
raum zustehe wie beim Tragen religiöser Kleidung in Bildungseinrich-
tungen (EGMR 2010: Nr. 49). In der strafrechtlichen Verfolgung der 
Mitglieder einer religiösen Gruppe, die religiös gekleidet durch die 
Straßen von Ankara gelaufen waren, sah der Gerichtshof deshalb ei-
nen Verstoß gegen Artikel 9 EMRK. Der Gerichtshof ging zwar da-
von aus, dass das türkische Gesetz, auf dessen Grundlage die Strafe 
verhängt worden war, dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie den Rechten anderer diene (EGMR 2010: Nr. 43), die 
Türkei habe aber nicht ausreichend nachgewiesen, dass diese Güter 
tatsächlich durch die religiöse Kleidung in der Öffentlichkeit verletzt 
worden seien (EGMR 2010: Nr. 44ff.). Von einer Gefahr durch die 
Gruppe sei – nach Ansicht des Gerichtshofes – insbesondere deshalb 
nicht auszugehen, weil es sich bei den Männern um einfache Bürger 
und nicht um staatliche Repräsentanten gehandelt habe (EGMR 2010: 
Nr. 48). 
Was bedeutet diese Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte für den staatlichen Umgang mit Kopftuch 
und Burka in den europäischen Mitgliedsstaaten? Kopftuch- und Bur-
ka-Verbote in staatlichen Bildungseinrichtungen wird der Gerichtshof 
wohl auch dann billigen, wenn sie in nichtlaizistischen Ländern wie 
Deutschland ausgesprochen werden. Für diesen Bereich billigt der 
Gerichtshof den Mitgliedsstaaten zu, weitestgehend selbstständig zu 
beurteilen, ob ein Verbot zum Schutz der Rechte und Freiheiten ande-
rer, der öffentlichen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung notwen-
dig ist. Dagegen würde ein allgemeines Burka-Verbot auch vom Ge-
richtshof wahrscheinlich als unverhältnismäßiger und damit unge-
rechtfertigter Eingriff in die Religionsfreiheit nach Artikel 9 EMRK 
gewertet werden (Finke 2010: 1130). Darauf deuten die Ausführungen 
des Gerichtshofes im Fall Arslan gegen die Türkei hin. Die Ausfüh-
rungen des Gerichtshofs zeigen, dass bei Bekleidungsverboten außer-
halb staatlicher Bildungseinrichtungen die Begründungslast für den 
Staat und die Prüfungsdichte durch den Gerichtshof höher sind (WD 
2010a: 9). 
108 | KIRSTEN WIESE 
Von dem Verstoß eines allgemeinen Burka-Verbotes gegen die 
Europäische Menschenrechtskonvention ging auch der französische 
Staatsrat in einem Gutachten im März 2010 aus (Conseil d’Etat 2010: 
18). Ebenso hat der Europarat am 23. Juni 2010 in einer Entschlie-
ßung einstimmig gegen ein allgemeines Burka- oder Niqab-Verbot 
votiert (Europarat 2010a). Bereits im März 2010 hatte der Menschen-
rechtskommissar des Europarats, Thomas Hammarberg, dieselbe Posi-
tion vertreten. Er führte als Grund an, dass diejenigen, die einen Bann 
fordern, bislang nicht hätten darlegen können, dass das Tragen von 
Burka oder Niqab die Demokratie, die öffentliche Sicherheit, die öf-
fentliche Ordnung oder Moral untergrabe. Er schreibt: „Women 
should be free to choose how to dress, without interferences neither 





In Deutschland verbieten acht Bundesländer Lehrerinnen und zum 
Teil auch anderen Beamtinnen, religiöse Kleidung zu tragen. Im öf-
fentlichen Raum kann sich dagegen noch jede Frau religiös kleiden, 
wie sie möchte. Verbote werden zwar diskutiert, sind aber bisher nicht 
ernsthaft in Erwägung gezogen worden.  
Die gesetzlich festgelegten pauschalen Kopftuch-Verbote für Leh-
rerinnen stimmen nach der hier dargelegten Auffassung nicht mit dem 
Grundgesetz überein. Das haben die Gerichte aber bisher anders gese-
hen. Vom BVerfG ist leider nicht unbedingt ein Urteil zu einem ver-
fassungskonformeren Umgang mit dem Kopftuch im öffentlichen 
Dienst zu erwarten. Zwar wird sich das BVerfG wohl in 2011 erneut 
mit dem Kopftuch beschäftigen müssen, denn drei Verfassungsbe-
schwerden sind dazu anhängig. Zu erwarten ist aber, dass das BVerfG 
seinen im Ludin-Urteil von 2003 gesetzten Maßstäben folgt. Damals 
gestattete das BVerfG den Ländern, Lehrerinnen das Tragen von 
Kopftüchern gesetzlich zu verbieten (BVerfG 2003), und davon haben 
diese Gebrauch gemacht. Die Ländergesetze sind überwiegend dem 
Wortlaut nach zwar grob gleichheitswidrig, das Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG) hat in seinem zweiten Ludin-Urteil aber einen Weg 
zur verfassungskonformen Auslegung gewiesen (BVerwG 2004). Eine 
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leise Hoffnung für eine andere Entscheidung des BVerfG hinsichtlich 
der bestehenden Kopftuch-Verbots-Gesetze besteht jedoch: Die Län-
dergesetze, die das Tragen religiöser Kleidung im Staatsdienst verbie-
ten, haben bislang in der Praxis nur Frauen mit Kopftüchern erfasst 
und wirken damit – wenn nicht unmittelbar, so doch zumindest mit-
telbar – diskriminierend (Walter/von Ungern-Sternberg 2008: 880ff.; 
Baer/Wiese 2008). Zudem haben die bestehenden Gesetze auch nega-
tive Folgen für den privaten Arbeitsmarkt, wo Arbeitgeberinnen im-
mer wieder Frauen wegen ihres Kopftuches die Einstellung verwei-
gern. Im Ludin-Urteil hat das BVerfG aber eine Gleichbehandlung 
aller religiösen Kleidungsstücke und Symbole eingefordert. 
Dagegen verstoßen Burka-Verbote auf öffentlichen Plätzen nicht 
nur gegen das Grundgesetz, sondern auch gegen die Europäische 
Konvention für Menschenrechte. Hier ist – gerade nach den Entschei-
dungen des Europarates und dessen Menschenrechtskommissar – zu 
erwarten, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte das 
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Zum Verhältnis von Religion, Recht und 





In der öffentlichen Diskussion wird seit einigen Jahren deutlicher zwi-
schen Islam und Islamismus unterschieden, als dies früher der Fall 
war, und dies sehr zu Recht: Der Islam ist eine Weltreligion mit weit 
über einer Milliarde Anhängern, die ihn in vielerlei Weise leben und 
erleben. Sunniten unterscheiden sich in gewissen Dingen von Schiiten, 
schriftgläubige Muslime von liberalen; die einen suchen einen spiritu-
ellen Weg zu Gott, andere stehen der Mystik fern; manche leben 
streng puritanisch, andere ausgesprochen lebensfroh; viele sehen in 
der Politik eine wichtige Dimension ihrer Religion, andere lehnen 
Politik im Namen des Islam strikt ab. Die unterschiedlichen Möglich-
keiten, Islam zu verstehen und zu leben, reichen weit in die Geschich-
te zurück; in der Gegenwart treten sie mit eigenen, spezifisch moder-
nen Akzenten auf. Der Islam ist insgesamt sicher ebenso vielgestaltig 
wie das Christentum, ist es von frühester Stunde an gewesen, und 
zwar gerade mit Blick auf die Vorstellungen von Gemeinschaft und 
Gesellschaft, vom guten Leben und von guter Regierungsführung, die 
sich Musliminnen und Muslime in der Vergangenheit gemacht haben 
und heute machen. Der Islamismus, der in der öffentlichen Debatte so 
viel Beachtung findet, bildet daher nur eine Möglichkeit unter mehre-
ren, islamische Lehren auf individuelle Lebensführung und gesell-
schaftliche Ordnung anzuwenden. Die Grenze zwischen Islam und 
Islamismus ist freilich nicht immer leicht zu ziehen: Auf vielen Fel-
dern dominieren Islamisten heute derart das Geschehen, dass man 
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meinen könnte, in ihnen tatsächlich die einzig legitimen Vertreter des 
Islam anzutreffen, als die sie sich selbst verstehen. Dies gilt in beson-
derem Maße für die hier interessierenden Fragen von Gesellschaft, 
Recht, Politik und Kultur, bei denen Islamisten im wahrsten Sinne des 
Wor-tes den Ton angeben. Von einem „Scheitern des politischen Is-
lam“, den einige Beobachter noch vor wenigen Jahren zu erkennen 
glaubten, kann daher keine Rede sein (vgl. Roy 1996; Kepel 2002).2 
Das Thema Säkularisierung belegt es deutlich. 
Es sind islamistische Thesen, die hier die allgemeine Wahrneh-
mung bestimmen (auch und gerade im Westen), an vorderster Stelle 
die islamistische Formel von der „Einheit von Religion und Staat“, die 
Säkularisierungstendenzen von vornherein als unzulässig, wenn nicht 
unmöglich erscheinen lässt. Aus islamistischer Sicht können und dür-
fen beide nicht voneinander getrennt werden. Jegliche Trennung ver-
stößt ihnen zufolge wider den Islam und beschädigt zugleich – indivi-
duell und kollektiv – die Identität der Muslime (zur Einführung in die 
umfangreiche Literatur zu diesem Thema vgl. Krämer 2005a, 1999). 
Die Verknüpfung von Religion, Identität und Authentizität ist in die-
sem Zusammenhang von fundamentaler Bedeutung. Der Islam, so 
postulieren die Islamisten, bildet ein in sich geschlossenes, allumfas-
sendes, ganzheitliches Gefüge von Normen und Werten, kurz Scharia, 
das sowohl die individuelle Lebensführung als auch die gesellschaftli-
che Ordnung, die Wirtschaft, das Recht und die Politik gestalten muss. 
Dieses Gefüge von Normen und Werten ruht auf göttlicher Satzung 
und erschließt sich allein über den Koran als dem unverfälschten Wort 
Gottes und über die Prophetentradition (Sunna), die Aufschluss gibt 
über das Verhalten des Propheten Mohammed, der Gottes Gebot vor-
bildlich und verbindlich verkörperte. Da von Gott verfügt und vom 
Propheten mustergültig vorgelebt, ist die Scharia im Kern unwandel-
bar und jedem menschlichen Zugriff entzogen (ein Argument, das sich 
erkennbar gegen autoritäre Herrschaftsansprüche richtet und daher 
auch vielen Musliminnen und Muslimen attraktiv erscheint, die an-
sonsten keine islamistischen Neigungen hegen).  
Für viele Muslime bedeutet Islam ganz wesentlich die Zugehörig-
keit zur Gemeinschaft der Muslime, arabisch Umma. Muslim sein 
heißt für sie, Teil einer weltweiten Gemeinschaft von Gläubigen zu 
sein, die prinzipiell die Grenzen der lokalen oder nationalen Gesell-
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schaft überschreitet, ohne mit dieser notwendigerweise in Konflikt zu 
stehen. Glaube stiftet Zugehörigkeit; beide müssen durch frommes 
Tun bekundet werden. Die Islamisten gehen an dieser Stelle einen 
Schritt weiter: Ihnen zufolge lässt sich Islam nur im Rahmen einer 
islamischen Ordnung verwirklichen, in der die göttlichen Gebote für 
alle – Gläubige wie Ungläubige – verbindlich durchgesetzt werden; 
auch nichtpraktizierende Muslime, Agnostiker und Nichtmuslime 
unterstehen demnach grundsätzlich der Scharia, die Letzteren in ge-
wissen Bereichen wie dem Ehe- und Familienrecht allerdings Frei-
räume gewährt. Der Islam, so das Motto der Islamisten, verlangt die 
Anwendung der Scharia als der von Gott für alle Zeiten und Orte fest-
gelegten Rechts- und Werteordnung. Die Anwendung der Scharia aber 
setzt eine islamische Staatsgewalt voraus. Der Islam ist daher nicht 
nur, wie von vielen gläubigen Muslimen in Vergangenheit und Ge-
genwart angenommen, „Religion und Welt“ (al-islm dn wa-duny). 
Er ist „Religion und Staat“ (al-islm dn wa-daula). 
Was hier als Aussage über den Islam erscheint, als Norm, von der 
Geschichte bestätigt, ist in Wirklichkeit Argument in einer politischen 
Auseinandersetzung, ja, eines regelrechten Kulturkampfes. Der Feind 
der Islamisten steht zum einen außen: Es ist der Westen, der, so glau-
ben sie zumindest, in der Kolonialzeit konsequent islamische Normen, 
Werte und Institutionen zurückdrängte3 und der nun im Zeichen des 
Kampfes für die Menschenrechte und die Grundsätze guter Regie-
rungsführung von den Muslimen eine Aufklärung fordert, eine Re-
formation und als Voraussetzung für den Eintritt in die Moderne einen 
Prozess der Säkularisierung, ja, mehr als das, die Bejahung des säku-
laren Prinzips. Der Feind steht zum anderen innen, wo er in Gestalt 
der Säkularisten beharrlich und polemisch bekämpft, selten allerdings 
genauer definiert wird: Neben einzelnen Intellektuellen und Literaten 
sind es vor allem Politiker wie Kemal Atatürk und Habib Bourguiba, 
die in der Türkei und in Tunesien tatsächlich auf autoritärem Weg eine 
Säkularisierung von Staat, Recht und Gesellschaft anstrebten und in 
gewissem Umfang auch durchsetzten. Zum Feind gerechnet werden 
aber auch Personen und Gruppierungen, die sich lediglich der Forde-
rung nach einer integralen Anwendung der Scharia verweigern. Die 
Anschuldigungen klingen vertraut: Säkularismus sei gleichbedeutend 
mit Gottlosigkeit, er kenne keine Werte und erkenne die Grenzen von 
130 | GUDRUN KRÄMER 
Sitte und Anstand nicht an.4 Zugleich – und hier liegt das Besondere 
der Diskussion in nichteuropäischen Ländern, namentlich solchen mit 
kolonialer Vergangenheit – seien säkularistische Ideen und Bestre-
bungen fremdbestimmt, vom Westen im mindesten inspiriert, wenn 
nicht ferngesteuert und nur auf autoritärem Weg in muslimischen Ge-
sellschaften zu verwirklichen. Der innenpolitische Gegner wird so 
nicht nur mit dem äußeren Feind in Verbindung gebracht, sondern 
auch mit den Feinden der Demokratie.5  
Säkularisierung und Säkularismus (zwischen beiden wird in der 
politischen Debatte selten unterschieden, noch seltener geschieht dies 
mit Bezug auf Säkularismus und Laizismus) stehen mithin unter einer 
schweren Hypothek, an der ihre Fürsprecher ebenso schwer zu tragen 
haben.6 Die Kritiker attackieren Idee und Prozess der Säkularisierung 
als Kern einer von außen aufgezwungenen Modernisierung, die zu-
gleich die Identität muslimischer Gesellschaften beschädigt, wenn 
nicht zerstört, und dies zum Vorteil ihrer Feinde. Das politische Ar-
gument – Säkularisierung und Säkularismus als Werkzeuge der Kolo-
nialisierung und Entfremdung, die Säkularisten als Vertreter und 
Handlanger autoritärer Regime – zählt in diesem Zusammenhang viel, 
gerade in den Zeiten der Globalisierung. Wer dies übersieht, versteht 
die Heftigkeit der Auseinandersetzung nicht, die in aller Regel mit 
wenig Bereitschaft zur Differenzierung geführt wird. Am deutlichsten 
zeigt sich dies in der arabischen Welt und im Iran. In der Türkei, den 
zentralasiatischen Nachfolgestaaten der Sowjetunion oder den musli-
mischen Gesellschaften Südasiens und Südostasiens gestalten sich die 
Verhältnisse deutlich anders (vgl. Bhargava 1999; Tamimi/Esposito 




Ich möchte im Wesentlichen der von José Casanova (1994, 1996) 
vorgeschlagenen Unterscheidung in verschiedene Dimensionen von 
Säkularisierung folgen, sie allerdings ein wenig abwandeln.7 Casanova 
nennt: 
Erstens, Säkularisierung als Bedeutungsverlust von Religion für 
die individuelle Weltdeutung und Lebensführung, die zum erklärten 
Agnostizismus und in letzter Konsequenz zum Atheismus führen kann 
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– und insofern der Angstvorstellung der Islamisten entspricht. (Der 
Religionsbegriff, der diesem Verständnis zugrunde liegt, ist zwar nicht 
zu verallgemeinern, für monotheistische, auf einer persönlichen Got-
tesvorstellung beruhende Religionen allerdings, zu denen der Islam 
eindeutig zählt, scheint er angemessen.) Säkularisierung ist hier 
gleichbedeutend mit der abnehmenden Relevanz und Bindekraft reli-
giöser und religiös-rechtlicher Normen und Werte für alltägliches 
Handeln, politische Orientierung und öffentliche Ordnung.  
Zweitens, Säkularisierung als Zurückdrängung oder Rückzug von 
Religion in die Privatsphäre. (Zwischen Zurückdrängung und Rück-
zug besteht ein offenkundiger Unterschied, wobei ohnehin zu klären 
bleibt, wie in einzelnen Kulturen und Gesellschaften zu unterschiedli-
chen Zeiten die Sphären von öffentlich und privat definiert und gege-
benenfalls voneinander abgegrenzt wurden und werden.) 
Drittens, Säkularisierung als institutionelle und konstitutionelle 
Trennung von Kirche und Staat. (Hier wird die Orientierung an den 
christlich geprägten Gesellschaften Europas und Amerikas besonders 




I. DIE TRENNUNG VON KIRCHE UND STAAT 
 
Man kann es sich leicht machen und die institutionelle Dimension mit 
Blick auf den Islam für irrelevant erklären: Der Islam kennt keine 
verfasste Kirche als hierarchisch geordnete Institution mit festgelegter 
Lehrautorität und damit auch keine kirchliche Heilsanstalt als Ort 
heilsrelevanter Leistungen (vgl. Graf 2004). Er hat sie nie entwickelt 
und zeigt auch in der Gegenwart keine Tendenz, dies zu tun. Der Kon-
trast zur katholischen Kirche sticht ins Auge, er wird in innermuslimi-
schen Diskussionen auch häufig thematisiert. Weniger ausgeprägt sind 
die Unterschiede zu den protestantischen Kirchen; erkennbar groß ist 
die Parallele zum Judentum.8 Sehr früh sind allerdings Religions- und 
Rechtsgelehrte („ulama“ und „fuqaha“) hervorgetreten mit dem An-
spruch, die religiösen und rechtlichen Lehren des Islam zu erfassen, zu 
systematisieren und der Gemeinschaft der Muslime zu vermitteln (vgl. 
Iogna-Prat/Veinstein 2003; Gaborieau/Zeghal 2004; Krämer/Schmidt-
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ke 2006; einen knappen Überblick bietet Krämer 2005b). In ihrer gro-
ßen Mehrheit waren dies Männer, auf einzelnen Feldern wie etwa der 
Sammlung der Prophetentradition (Hadithe, Sunna) aber auch Frauen. 
Im Kern konzentrierte sich ihre Tätigkeit auf die Auslegung der nor-
mativen Texte sowie des auf diesen Texten aufbauenden Kanons auto-
ritativer Schriften, nicht um Heilsvermittlung (zumindest gilt dies für 
die Mehrheit der sunnitischen Muslime; anders stellen sich die schiiti-
schen Lehren von Rechtleitung und Imamat sowie mystische Vorstel-
lungen von einem spirituellen, nicht primär auf Buchwissen beruhen-
den Pfad der Gotteserkenntnis dar, auf die hier nicht näher eingegan-
gen werden kann). 
Die Auslegung der Texte und die Weitergabe des religiös relevan-
ten Wissens, die beide die Beherrschung des klassischen Arabisch 
voraussetzten, wurden ganz allmählich reglementiert und professiona-
lisiert. Erst im 11. und 12. Jahrhundert christlicher Zeitrechnung, meh-
rere Jahrhunderte nach dem Tod des Propheten, entstanden als private 
wie als herrscherliche Stiftungen die ersten religiösen Hochschulen 
(Madrasen) als Institutionen der Aneignung, Vermittlung und Weiter-
gabe religiös relevanten Wissens (vgl. Elboudrari 1993; Grandin/ 
Gaborieau 1997; auch Brandenburg 1978). Ausbildung und Habitus 
legen es nahe, dort, wo die Professionalisierung fortgeschritten war, 
von den Ulama als einer eigenen sozialen Gruppe zu sprechen, die 
sich gegenüber anderen sozialen Gruppen abgrenzt und abgrenzen 
lässt. Selbst von einem Klerus kann man in einzelnen Fällen sprechen, 
der nicht nur über religiös relevantes Wissen verfügt, sondern auch 
religiöse Aufgaben wahrnimmt (Freitagsgebet, Predigt, religiöse Un-
terweisung generell, auch die Verwaltung religiöser Stiftungen) und 
die entsprechenden Institutionen und Finanzen kontrolliert: Dies gilt 
für die schiitischen Ulama im Iran seit dem 16. Jahrhundert, in anderer 
Weise auch für die Zeit seit der Islamischen Revolution von 1979. 
Eine hierarchisch gestaltete Institution Kirche aber hat sich nicht ein-
mal im Iran herausgebildet. Die Gelehrtenhierarchie im Osmanischen 
Reich („ilmiyye“) ließ gerade keine eigenständige Kirche entstehen, 
sondern einen bürokratischen Apparat, der diejenigen umfasste, die 
sich in den Dienst des Sultans stellten. Auch heute kennt die sunniti-
sche Welt zwar Lehrstätten mit internationaler Ausstrahlung wie die 
Al-Azhar-Universität in Kairo, aber dennoch nichts, was einer verfass-
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ten Kirche entsprechen würde (vgl. Zeghal 1996; Skovgaard-Petersen 
1997). 
Betrachtet man nun die andere Seite der Gleichung, den Staat bzw. 
die Obrigkeit, so fällt der Kontrast vormoderner islamischer zu vor-
modernen europäischen Gesellschaften schwächer aus: Religion und 
Herrschaft waren in islamisch geprägten Gesellschaften bis ins  
19. Jahrhundert nicht enger miteinander verbunden als in europäi-
schen. Bekanntlich war auch dort die Spanne der Möglichkeiten, Reli-
gion und Staat oder Thron und Altar miteinander zu verknüpfen, groß. 
Mohammed als Prophet und charismatischer Führer seiner Gemeinde 
ist und bleibt eine Ausnahme – faktisch beschränkt sich die propheti-
sche Ära auf das Jahrzehnt nach seinem Auszug aus Mekka (der 
Hijra), währenddessen Mohammed in Medina an der Spitze der Ge-
meinde stand (622-632 n. Chr.). Ob zu seinen Lebzeiten Religion, 
Recht und Politik tatsächlich so unauflöslich ineinander verwoben 
waren, wie von gläubigen Muslimen angenommen und von den meis-
ten Nichtmuslimen ohne weiteres Nachdenken übernommen wird, sei 
im Übrigen dahingestellt. 
Unter den frühen Kalifen (von arab. „khalifa“, Nachfolger, Stell-
vertreter) waren Religion, Recht und Politik sicher miteinander ver-
bunden, aber sie gingen nicht ineinander auf. (Hier ist, wie zuvor, von 
der sunnitischen Mehrheitsströmung die Rede, nicht von den schiiti-
schen Imamatslehren, die gesondert zu betrachten wären.) Der Kalif 
verstand sich zwar als „Schatten Gottes auf Erden“; auch der sunniti-
sche Islam kennt durchaus das Prinzip des Gottesgnadentums (grund-
legend hier noch immer Crone/Hinds 1986; weiter gespannt Crone 
2004). Aber er hatte nach sunnitischer Lehre keinen Anteil an der 
prophetischen Sendung, die mit Mohammed als „Siegel der Prophe-
ten“ endete.9 Der Kalif hatte die Religion zu schützen, indem er die 
Grenzen des Islam nach außen verteidigte, ja idealerweise ständig 
erweiterte (daher die große Bedeutung des Jihad im Sinne des bewaff-
neten Kampfes für die Sache Gottes). Im Innern war er verantwortlich 
für die Wahrung von Recht und Ordnung, das heißt, die Einhaltung 
der Scharia (die weitestgehend freilich nicht von den Kalifen erarbei-
tet wurde, sondern von den Religions- und Rechtsgelehrten). Weitrei-
chend war sein Einfluss auf das Rechts- und Bildungswesen, wobei 
Patronage eine zentrale Rolle spielte. Der Kalif ernannte zumindest in 
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den größeren Zentren des Reiches die Richter, er nahm Einfluss auf 
die Besetzung der Lehrpositionen in den Madrasen, er gründete Stif-
tungen für Religions- und Rechtsgelehrte ebenso wie für Mystiker 
(„Sufis“). Direkt oder indirekt steuerte er damit auch die Verbreitung 
oder Marginalisierung theologischer und juristischer Schulen. Als 
Hüter des Glaubens kam ihm zugleich die Unterdrückung der Häreti-
ker zu und die Verfolgung von Apostasie, Freidenkertum und allen 
anderen als unislamisch oder islamwidrig verurteilten Überzeugungen 
und Praktiken. Daraus resultierte unweigerlich ein Spannungsverhält-
nis zu den Religions- und Rechtsgelehrten, die sich in Abwehr kalifa-
ler Ansprüche auf Kontrolle, ja auf Dogmenkompetenz vom 9. Jahr-
hundert an dezidiert und selbstbewusst zu den Erben der Propheten 
(im Plural!) erklärten (vgl. Zaman 1997; Cooperson 2000). 
Der auch im islamischen Kontext immer wieder gebrauchte Be-
griff der Staatsreligion erweist sich alles in allem als problematisch. 
Der Herrscher war zumindest innerhalb des islamischen Herrschafts-
bereichs („dar al-islam“) Muslim. Die Scharia galt (wenn auch in vie-
lerlei Ausformungen) als Fundament von Moral und Recht; vom Herr-
scher gefördert wurden in erster Linie islamische Einrichtungen von 
Moscheen über Heiligenschreine und Sufikonvente bis zu islamischen 
Lehrstätten. Aber die Untertanen wichen vielfach von der religiösen 
Überzeugung der Herrschenden ab, sei es, dass sie Nichtmuslime wa-
ren, sei es, dass sie einer anderen islamischen Richtung folgten. Für 
Ersteres (eine nichtmuslimische Bevölkerungsmehrheit) dienen das 
frühislamische, das Osmanische oder auch das Mogul-Reich in Indien 
als Beispiele, wo mit den Hindus überdies eine Religionsgruppe die 
Bevölkerungsmehrheit stellte, die nach klassisch-islamischer Lehre 
gar nicht mehr hätte existieren dürfen, zählten sie doch nicht zu den 
monotheistischen Schriftbesitzern, denen der Status von Schutzbefoh-
lenen („Dhimmis“) eingeräumt wurde. Muslimische Gemeinschaft, 
islamisch geprägte Gesellschaft und islamischer Staat fielen hier also 
nicht zusammen. Ein Musterbeispiel für Letzteres (ein abweichendes 
islamisches Bekenntnis der Bevölkerungsmehrheit) bieten der 
Maghreb und Ägypten unter der Herrschaft der ismailitischen Fatimi-
den in der Zeit vom 9. bis zum 12. Jahrhundert. 
Das aus dem Augsburger Religionsfrieden von 1555 bekannte 
Prinzip des „cuius regio eius religio“, demzufolge die Untertanen der 
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Konfession ihres Fürsten zu folgen hatten, war im Islam gerade nicht 
leitendes Prinzip. Am nächsten kommt einer Staatsreligion noch die 
Durchsetzung der Zwölferschia im safawidischen Iran des 16. und  
17. Jahrhunderts, die von der Verfolgung andersgläubiger Muslime 
begleitet war (vgl. Arjomand 1984; Abisaab 2004; für gegenläufige 
Tendenzen vgl. Babayan 2002). So wenig jedoch der Cäsaropapismus 
das Verhältnis von Thron und Altar im Christentum bestimmte, so 
wenig ist das safawidische Experiment charakteristisch für vormoder-
ne islamische Staaten und Herrschaftsverbände. Der osmanische Sul-
tan beispielsweise war, selbst als er im 16. Jahrhundert häufiger vom 
Kalifentitel Gebrauch machte, als Herrscher nicht islamischer als der 
französische oder spanische König christlich (immerhin Allerchrist-
lichste Majestäten). Gerade weil die Institution Kirche fehlte, verfügte 
der Sultan-Kalif nicht über deren Möglichkeiten der religiösen Ein-
flussnahme auf die eigenen Untertanen. Mit der Abschaffung des Ka-
lifats in der neu entstandenen Türkischen Republik fand 1924 eine 
Institution ihr förmliches Ende, die ihre einstige Stellung bereits vor 
Jahrhunderten eingebüßt hatte. Beachtung verdient allerdings der An-
spruch des marokkanischen Königs auf religiöse Autorität, die er aus 
seiner (behaupteten) Abkunft vom Propheten und der ihm eigenen 
Heil- und Segenskraft („baraka“) ableitet und gerade auf dem Feld des 
islamischen Rechts zur Geltung bringt (nicht zuletzt zur Durchsetzung 
frauenfreundlicher Gesetzesreformen) – im sunnitischen Islam ganz 
außergewöhnlich und heute von keinem anderen muslimischen Mo-
narchen mehr reklamiert (vgl. Hammoudi 1997; Tozy 1999; weiter 
gefasst ist mein Beitrag Krämer 2000a). 
 
 
II. BEDEUTUNG UND BEDEUTUNGSVERLUST 
 RELIGIÖS-RECHTLICHER NORMEN, ODER:  
 DIE ANWENDUNG DER SCHARIA 
 
Blickt man auf den Islam in Vergangenheit und Gegenwart, so sind es 
nicht die Institutionen Kirche (bzw. Klerus) und Staat, deren Verbin-
dung oder Trennung den Grad gesellschaftlicher Ausdifferenzierung 
und Säkularisierung anzeigen. Im Mittelpunkt steht vielmehr die Gül-
tigkeit der Scharia als Fundament, Richtschnur und Rahmen individu-
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eller Lebensführung, gesellschaftlicher Ordnung und politischen Han-
delns. Die prinzipielle Gültigkeit der Scharia wird von der Mehrheit 
der Muslime nicht in Frage gestellt. Allerdings verstehen sie unter 
Scharia recht unterschiedliche Dinge (von Anstand, Moral und Ge-
rechtigkeit ganz allgemein über eine saubere Wirtschaft und Gesell-
schaft bis hin zu einer strikten Law-and-order-Politik), und sie erstre-
ben keineswegs alle ihre integrale Anwendung. Dies tun, wie erwähnt, 
die zeitgenössischen Islamisten (für die sich Vorläufer bereits in 
früheren Jahrhunderten finden lassen). Die Befürworter einer Anwen-
dung der Scharia sprechen in der Regel nur von den ihr eigenen Nor-
men und Werten, nicht von den Modalitäten ihrer Auslegung und tat-
sächlichen Anwendung – und auch nicht von dem hierzu berechtigten 
Personal. Man könnte von einer Fiktion der Evidenz sprechen, die 
hier zum Tragen kommt, der Annahme, Koran und Sunna seien ein-
deutig, für jeden (Gläubigen) unmittelbar verständlich und ohne Um-
stände auf die Praxis anzuwenden. Die Annahme ist angesichts der 
sprachlichen und methodischen Bedingungen eines plausiblen Text-
verständnisses hoch problematisch. An diesem Punkt setzen, vor allem 
unter den Sunniten, auch die innermuslimischen Kritiker an den is-
lamistischen Thesen an, die vor den Gefahren einer menschlichen 
Verfügung über die göttlichen Normen warnen und immer wieder 
darauf verweisen, dass es im Islam keine klerikale Herrschaft und, wie 
sie stets betonen, kein Papsttum gibt und geben darf. Ähnlich argu-
mentieren im Übrigen schiitische Kritiker der Islamischen Republik 
Iran (vgl. Krämer 2000b: 80-86; Amirpur 2006; weiterführend auch 
Amirpur/Ammann 2006). 
Die Kritik stellt die Frage der religiösen Autorität mit neuer Schär-
fe – gerade heute, nachdem das sunnitische Kalifat seit längerem ab-
geschafft und der Imam nach zwölferschiitischer Lehre seit mehr als 
einem Jahrtausend entrückt ist, um erst am Ende der Zeiten als Erlöser 
(„Mahdi“) zurückzukehren: Wer verfügt in dieser Situation legitimer-
weise über die Interpretation religiöser und religiös-rechtlicher Nor-
men, die im Allgemeinen als göttlich dargestellt werden? Die Antwort 
fällt nicht leicht, bedenkt man, was eben zu Klerus und Kirche gesagt 
wurde und wie kontrovers die These von einer zunehmenden Indivi-
dualisierung religiöser Überzeugungen und Praktiken in unterschiedli-
chen muslimischen Milieus und Gesellschaften diskutiert wird (vgl. 
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Salvatore/Amir-Moazami 2002; Tezcan 2003). In der wissenschaftli-
chen Diskussion hat es sich eingebürgert, generell von einer Fragmen-
tierung religiöser Autorität in der Moderne zu sprechen. Ich halte den 
Begriff der Pluralisierung für angemessener, nicht zuletzt um dem 
Eindruck entgegenzuwirken, in früheren Zeiten sei religiöse Autorität 
unhinterfragt, einheitlich und daher nicht fragmentiert gewesen. Das 
aber ist nicht der Fall. Allerdings hatten in der Regel nur wenige Men-
schen Zugang zu alternativen Islamauffassungen, konkurrierenden 
Autoritäten und eigenständigen Möglichkeiten der Information und 
Meinungsbildung. Diese haben sich im Zeichen zunehmender Brei-
tenbildung, hoher Mobilität und globaler Kommunikation signifikant 
erweitert und mit ihnen der Anspruch auf religiöse Autonomie und 
Autorität (vgl. ausführlicher Krämer/Schmidtke 2006; auch Eickel-
man/Anderson 1997; Eickelman/Anderson 1999; Bunt 2003). 
So laut die Islamisten nach einer Durchsetzung der Scharia rufen, 
wird sie in den meisten muslimischen Ländern heute doch nicht integ-
ral und exklusiv angewandt, nicht einmal in der Islamischen Republik 
Iran oder im Königreich Saudi-Arabien (vgl. Asad 2001; Bowen 2001; 
exzellente Überblicke bieten Na’im 2002 und Peters 2005). In vielen 
Staaten prägen allerdings aus Koran und Sunna abgeleitete und mit 
der Scharia identifizierte Normen das Ehe- und Familienrecht. Weni-
ger einschlägig sind sie auf den Gebieten der Wirtschaft (Verbot von 
Zinsen und Versicherungen), der sozialen Sicherung (Almosensteuer) 
und der Politik. Nur wenige Staaten wenden in der einen oder anderen 
Form die strafrechtlichen Normen der Scharia an. (Die Aufgliederung 
in diese Felder entspricht, nebenbei bemerkt, einer modernen Betrach-
tungsweise, nicht Struktur und Geltungsanspruch des klassischen is-
lamischen Rechts selbst.) Von wenigen Ausnahmen abgesehen, kann 
weder von einer integralen Anwendung der Scharia gesprochen wer-
den (was immer das genau heißen mag) noch von einer völligen Ab-
kehr von islamrechtlichen Normen. Kennzeichnend sind vielmehr 
Ausweich- und Vermeidungsstrategien, die tradierte Rechtsnormen 
substantiell oder prozedural einhegen; die förmliche Suspendierung 
oder Abrogierung islamrechtlicher Normen ist selten, zumal wenn sie 
eine explizite koranische Textgrundlage aufweisen.10 Nur in wenigen 
Staaten wie der Türkei und den ehemaligen zentralasiatischen Sowjet-
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republiken ist die Geltung der Scharia förmlich außer Kraft gesetzt 
worden. 
Von zentraler Bedeutung für die sogenannte Anwendung der 
Scharia ist all das, was man im weitesten Sinn unter öffentliche Moral 
fassen kann, ein Feld, das nicht nur Themen wie Drogen, Alkohol und 
Prostitution umfasst sowie alternative Lebensformen und -entwürfe 
und unkonventionelle Verhaltensmuster generell, sondern auch die 
Freiheit der Medien, der Wissenschaft und der Kunst. Einen entschei-
denden Punkt markiert die Frage der Religionsfreiheit, genauer des 
freien Religionswechsels von Muslimen – und zwar nicht, weil dieser 
häufig vorkäme, sondern weil er die Bindekraft religiöser Normen und 
religiöser Zugehörigkeit illustriert. Das Feld der Moralpolitik bietet 
damit zugleich einen gleitenden Übergang zur dritten Dimension: 
 
 
III. BEDEUTUNG UND BEDEUTUNGSVERLUST DER 
 RELIGION FÜR INDIVIDUELLE LEBENSFÜHRUNG 
 
Die überwiegende Mehrheit der Musliminnen und Muslime hält an 
ihrem Glauben fest, selbst wenn sie über ihn nicht ständig reflektiert. 
Öffentliche Kritik an religiösen Grundannahmen ist strikt verpönt. 
(Konservative) Vorstellungen von Sitte und Anstand, die, zu Recht 
oder Unrecht, auf den Islam zurückgeführt werden, gelten weithin als 
verbindlich. Das ist zwar keineswegs identisch mit ihrer konsequenten 
Einhaltung, erleichtert jedoch eine Zensur missliebiger Ausdrucks- 
und Verhaltensweisen. Relevant wird dies vor allem im Zusammen-
hang mit alternativen Lebensformen und sexuellen Präferenzen, der 
künstlerischen und der akademischen Freiheit. Das Bekenntnis zum 
Islam verbindet sich mit der nicht selten demonstrativen Einhaltung 
der religiösen Pflichten (der sogenannten Pfeiler des Islam: Glaubens-
bekenntnis, Ritualgebet, Almosengabe, Fasten im Monat Ramadan, 
Pilgerfahrt nach Mekka), der Beachtung bestimmter Speise- und Klei-
dungsvorschriften sowie weitergehender Verhaltensnormen, die ent-
gegen der Überzeugung vieler Beteiligter nicht unbedingt in der Form 
in Koran oder Sunna festgeschrieben sind, die im einzelnen Fall prak-
tiziert oder gefordert werden. Sie gelten im Übrigen für Männer wie 
für Frauen. Im Mittelpunkt stehen hier der Verzicht auf Alkohol, die 
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Geschlechtertrennung in der Öffentlichkeit und züchtige Kleidung, na-
mentlich der Schleier in seinen verschiedenen Ausprägungen vom 
Kopftuch bis zu Burka und Tschador. Die Hinwendung zum Islam, die 
unter dem Vorzeichen der Reislamisierung intensiv beobachtet (wenn 
auch durchaus nicht flächendeckend dokumentiert) wurde, manifes-
tiert sich in der Verbreitung islamischer Medien und einer islamischen 
Konsum- und Massenkultur, die deutlich weiter reichen als der Arm 
des politischen Islam.11 
Der Islam ist eine öffentliche Religion par excellence. Das Mina-
rett hat nach klassischer Rechtsauffassung alle anderen Gebäude zu 
überragen – was heute zwar längst nicht mehr gilt, da selbst im saudi-
schen Riad moderne Hochhäuser alle Minarette in den Schatten stel-
len, in unmittelbarer Nachbarschaft von Moschee und Kirche, Tempel 
oder Synagoge aber nach wie vor thematisiert wird. In den meisten 
muslimischen Mehrheitsgesellschaften verkündet der Gebetsruf öf-
fentlich die Wahrheit der islamischen Botschaft. Vergleichbare Prak-
tiken anderer Religionsgemeinschaften werden stark eingeschränkt, 
soweit sie überhaupt anerkannt sind. Gleichzeitig sind nichtmuslimi-
sche religiöse Stätten und Markierungen (Kleidung, Haartracht, Kopf-
bedeckungen) in den meisten muslimischen Gesellschaften selbstver-
ständlicher Teil des Alltags. 
In zwei Punkten kommt der Dominanzanspruch des Islam auf is-
lamischem Boden deutlich zum Tragen: im Verbot nichtmuslimischer 
Mission und des uneingeschränkten Religionswechsels. Beide gelten 
faktisch fast überall, selbst dort, wo sie nicht strafrechtlich definiert 
sind. Zwar hat eine Vielzahl islamisch geprägter Staaten die UN-
Menschenrechtserklärung von 1948 und die darauffolgenden Men-
schenrechtspakte unterzeichnet. Nicht wenige aber haben gegen das 
Recht auf freien Religionswechsel, das auch Muslimen die Möglich-
keit einräumt, ihren Glauben aufzugeben (sogenannte Apostasie, „Ab-
fall“ vom Glauben), Vorbehalt eingelegt. Viele Verfassungen garan-
tieren die Religionsfreiheit ihrer Bürger, schränken sie an anderer 
Stelle jedoch wieder ein, und nicht immer sind diese Einschränkungen 
ohne weiteres zu erkennen (ein Beispiel bietet die Eheauflösung bei 
Apostasie). Damit ist auch die Grenze zwischen öffentlich und privat 
verwischt oder von vornherein so definiert, dass der (an sich private) 
Akt des Religionswechsels als (öffentlicher, politischer) Akt des Ver-
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rats an Heimatland und muslimischer Gemeinschaft erscheint: „Der 
Islam“, so ist in diesem Zusammenhang zu hören, „ist des Muslims 
Vaterland“ (vgl. Krämer 2006; Saeed/Saeed 2004; weiterführend 
Bielefeldt 1998 und Krämer 2005c). 
Es handelt sich dabei nicht allein um staatliche Restriktionen; in 
vielen Ländern ist die Mehrheit der Gesellschaft in diesen Dingen 
wenig liberal eingestellt. Das Recht auf freie Rede, das auch die öf-
fentliche Kritik an religiösen Dogmen beinhaltet, wenn nicht über-
haupt an der Religion des Islam, wird derzeit selten gewährt. Der Ka-
rikaturenstreit hat 2005/06 einen Einblick in die Emotionen geboten, 
die freigesetzt werden (beziehungsweise von interessierten Kreisen 
gezielt geschürt werden können), wenn nach gängiger Auffassung die 
religiösen Werte des Islam beleidigt werden – hier in Gestalt einer 
Verunglimpfung des Propheten. (Nach klassischer Rechtslehre zählt 
die „Schmähung des Propheten“ („sabb an-nabi“) zum Delikt der 
Apostasie und zieht die hierfür vorgesehenen zivil- und strafrechtli-
chen Sanktionen nach sich.) Anders als in europäischen Gesellschaf-
ten, anders vor allem als in den USA, besteht in den muslimischen 
Mehrheitsgesellschaften somit kein freier Markt der Religionen, der 
neben einer Vielzahl muslimischer Strömungen und Bewegungen 
auch nichtmuslimischen Religionen und Kulten offensteht. Ein solcher 
freier Markt wird von der Mehrzahl der Muslime auch nicht als erstre-
benswert betrachtet. Konkurrenz gibt es nur innerhalb des Rahmens 






All das ergibt sich nicht zwingend und quasi natürlich aus dem Islam 
– genauer gesagt, den normativen Textgrundlagen von Koran und 
Sunna. Es reflektiert vielmehr zeitgenössische Deutungen, die nicht 
zuletzt von politischen Erfahrungen und Erwartungen sprechen. Wie 
ein Blick (und sei er noch so vogelflugartig) über die Geschichte zeigt, 
waren Religion und Staat im Islam – sieht man von der möglichen 
Ausnahme der charismatischen Führung der Gemeinde durch den 
Propheten ab – in der Regel nicht enger miteinander verknüpft als im 
SÄKULARISIERUNG IM ISLAM | 141 
Europa des Mittelalters, der Frühen Neuzeit und in Einzelfällen selbst 
noch der Neuzeit. Spezifisch für islamisch geprägte Gesellschaften 
sind vielmehr Bedeutung und Verständnis der islamischen Rechts- 
und Werteordnung, der Scharia, die auch im Zentrum aktueller Ausei-
nandersetzungen stehen. Nicht die Trennung von Kirche und Staat ist 
somit das Thema, sondern das Verhältnis von Scharia, öffentlicher 
Ordnung und individueller Lebensführung. 
Ein ebenso vogelflugartiger Blick auf die Gegenwart zeigt, dass 
Muslime (gläubige, praktizierende Muslime) sehr wohl in säkularen 
Staaten leben können. Sie tun es nicht nur in der nichtmuslimischen 
Diaspora – in Westeuropa, den USA, Kanada oder Australien –, in der 
nach klassischer Rechtsauffassung andere Regeln gelten als im islami-
schen Herrschaftsbereich, dem „dar al-islam“. Sie tun es in Indien, das 
über Jahrhunderte unter islamischer Herrschaft stand. Sie tun es selbst 
in muslimischen Mehrheitsgesellschaften wie der Türkei, den zentral-
asiatischen Republiken oder Tunesien, die auf autoritärem Weg von 
oben (zumindest in Teilen) säkularisiert wurden, und in Indonesien, 
wo der Islam im Namen der Staatsideologie der Pancasila nur eine von 
mehreren anerkannten Religionen darstellt. Manche bejahen eine wei-
tergehende, offen deklarierte Säkularisierung von Verfassung, Recht 
und Politik, und zwar nicht zuletzt in der Hoffnung, sie möge dem 
verbreiteten politischen Gebrauch von Religion Schranken setzen und 
Gewalt einhegen, wo sie im Namen der Religion ausgeübt wird. Die 
Mehrheit hat Vorbehalte gegen das Prinzip des Säkularismus, weil sie 
es als politisch belastet und befrachtet ansieht. Der Konflikt ist somit 






1 Dieser Aufsatz wurde zuerst abgedruckt in: Joas, Hans/Wiegandt, 
Klaus (Hg.) (2007): Säkularisierung und die Weltreligionen, 
Frankfurt am Main. 
2 Am meisten Aufmerksamkeit haben die französischen Politikwis-
senschaftler Roy (1996) und Kepel (2002) gefunden. Der 11. Sep-
tember hat auf breiter Front zu einer Neubewertung des politischen 
Islam geführt. 
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3 Dies ist nicht der Ort, um die Religionspolitik der europäischen 
Kolonialmächte zu durchleuchten, die im Allgemeinen eher eine 
Politik der Nichteinmischung in religiöse Angelegenheiten ver-
folgten, um auf diesem so sensiblen Feld Konflikten vorzubeugen. 
In Indien allerdings griffen die Briten mit der Einführung des so-
genannten Anglo-Muhammadan Law nachhaltig in die bestehende 
Rechtsordnung ein. Im Osmanischen Reich hingegen, das nie di-
rekt kolonisiert wurde, gingen die Reformen von Recht, Verfas-
sung und Verwaltung im Zeitalter der Tanzimat (1839-78), die 
einzeln und in ihrer Gesamtheit einen Säkularisierungsschub be-
wirkten, von den osmanischen Eliten aus, die sich von europäi-
schen Vorbildern lediglich inspirieren ließen.  
4 Der im Arabischen lange vorherrschende Terminus für Säkularis-
mus, „la-diniyya“, macht dies deutlich: Er verweist auf die Abwe-
senheit oder Verleugnung der Religion. Heute ist im Arabischen 
„‘almaniyya“ üblicher, das, sprachlich nicht ganz überzeugend, 
meist mit „‘ilm“, Wissen, in Verbindung gebracht wird. 
5 Die säkularismuskritische, vielfach polemische Literatur ist um-
fangreich; stellvertretend sei eine Schrift des einflussreichen Muf-
tis und Predigers Yusuf al-Qaradawi (2001) genannt, zu Qaradawi 
(geb. 1926) vgl. ausführlicher meinen Beitrag Drawing Boundari-
es. Yusuf al-Qaradawi on Apostasy (2006). Kritische Einblicke in 
die Diskussion bieten Ibrahim Abu Rabi (2004) und Kate Zebiri 
(1998). 
6 Nicht wenige arabische Säkularisten publizieren in französischer 
Sprache; vgl. Fouad Zakariya (1991) (Ägypten), Mohamed-Chérif 
Ferjani (1991) (Tunesien) oder, besonders lesenswert, Abdou Fila-
li-Ansary (2002) (Marokko); mit anderer Stoßrichtung der in Eu-
ropa wirkende islamische Aktivist und Intellektuelle Tariq Rama-
dan (1994). Zu den bekanntesten Vertretern säkularen Denkens 
zählt der aus Syrien stammende Islamwissenschaftler Aziz al-
Azmeh (vgl. 1992, 1996). 
7 Neben José Casanova ist Krämer, Gudrun (2005a): Wettstreit der 
Werte: Anmerkungen zum zeitgenössischen islamischen Diskurs, 
in: Joas, Hans/Wiegandt, Klaus (Hg.): Die kulturellen Werte Eu-
ropas, Frankfurt am Main, S. 469-492. (1996, 2005) sehr einfluss-
reich. Anregend auch Hervieu-Léger, Danièle (1999) sowie, im 
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deutschen Kontext viel diskutiert, Habermas, Jürgen/Ratzinger, 
Joseph (2005). 
8 Ein Vergleich mit nichtmonotheistischen Religionen (der Religi-
onsbegriff kann hier nicht problematisiert werden) findet in der 
Regel weder in der innermuslimischen Diskussion noch in der 
wissenschaftlichen Literatur statt. 
9 Tatsächlich sind in der islamischen Geschichte wiederholt charis-
matische Figuren aufgetreten, die, zum Teil unter Rückgriff auf 
zyklische Geschichtsvorstellungen, für sich prophetischen Rang 
beanspruchten oder diesen Rang von ihren Anhängern zugespro-
chen bekamen. Die Mehrheit ging aus schiitischen Milieus hervor, 
wobei gerade die Schia sich früh in unterschiedliche Gruppierun-
gen auffächerte. Vor allem im 14./15. und im 19. Jahrhundert kam 
es zur Gründung neuer Gemeinschaften, die sich in einigen Fällen 
sogar in aller Form von der islamischen Umma lösten (zu nennen 
sind vor allem die Babis und Bahais, während die Aleviten und die 
Ahmadis nach eigenem Verständnis nach wie vor Muslime sind 
und die Drusen sich je nach Lage und Interessen der muslimischen 
Gemeinschaft zurechnen oder auch nicht). Ein Überblick hierzu 
findet sich in Krämer (2005b).  
10 Musterbeispiele bilden hier die Modifikationen des Eheschlie-
ßungs- und Scheidungsrechts, die zum einen die Möglichkeiten 
muslimischer Männer einengen, bis zu vier Frauen zu ehelichen 
(was ihnen nach gängiger Koraninterpretation zusteht) oder sich 
von ihrer Ehefrau jederzeit und ohne Angabe von Gründen schei-
den zu lassen. Zum anderen erweitern sie die Möglichkeiten von 
Ehefrauen, eigenständig die Scheidung einzureichen und verbes-
sern ihren Rechtsanspruch auf Unterhalt und das Sorgerecht für 
die gemeinsamen Kinder. 
11 Die Zeitschrift ISIM Report berichtet regelmäßig und mit beachtli-
cher geographischer Streuung über diese Themen. Unter den (noch 
nicht allzu zahlreichen) Einzelstudien vgl. bspw. Seufert (1997) 
oder Starrett (1998). 
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Der Islam in der Moderne1 





Steinigungen von Ehebrechern in Pakistan, Enthauptungen von zum 
Tode Verurteilten in Saudi-Arabien, Morde an Anhängern der Bahai-
Religion im Iran, Drohungen und Verfolgungen bis hin zur Ermor-
dung kritischer Schriftsteller oder Intellektueller in etlichen Ländern 
der islamischen Hemisphäre, „Ehrenmorde“ und Zwangsheiraten unter 
türkischen Muslimen in Deutschland, Feme-Verbrechen nach den 
Regeln der Blutrache in der Türkei, tödlicher Streit über Mohammed-
Karikaturen – dies sind nur wenige Stichworte aus jüngster Zeit, wel-
che die Frage aufkommen lassen, ob Islam und Moderne überhaupt 
zusammen gehen. Dazu gehört auch die immer wieder gestellte Frage, 
ob Islam und Demokratie miteinander vereinbar seien. 
Unter dem Eindruck des 11. September 2001 und dem Einfluss 
von Islamisten und Dschihadisten innerhalb und außerhalb des „dar-
al-islam“ („Haus des Islam“; die muslimische Welt) mag mancher in 
den westlichen Ländern glauben, die Moderne – eine im Wesentlichen 
in Europa und Amerika entstandene, auf Säkularisierung, Technisie-
rung und rationalem Diskurs beruhende Lebensweise in einer pluralis-
tisch-liberalen, zunehmend auch individualistischen „Bürgergesell-
schaft“, die mittlerweile sogar Japan, Südkorea und andere Länder 
erfasst hat – habe den islamischen Orient noch gar nicht erreicht. Die-
se Auffassung ist falsch, doch gibt sie durchaus einen richtigen Ein-
druck wieder: In der islamischen Welt findet seit einigen Jahrzehnten 
ein erbitterter Kampf zwischen Erneuerern und Traditionalisten statt, 
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der seinen geistigen Schauplatz auch in der Konfrontation mit dem 
Westen findet. 
Das Phänomen des Islamismus oder des ideologisierten Islams, 
dessen militante Form sich im Terror des Dschihadismus Bahn bricht, 
ist von westlichen Analytikern gelegentlich als „revolt against the 
west“ (Hedley Bull) – und damit gegen die Moderne – charakterisiert 
worden. Der von Samuel Huntington schon vor mehr als einem Jahr-
zehnt diagnostizierte „clash of civilizations“ findet jedoch ganz ent-
schieden zunächst im Islam selbst statt. Berechtigte Versuche, das 
vorherrschende Bild eines monolithischen Islams aufzubrechen, kön-
nen nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Protagonisten einer Ver-
söhnung von Moderne und Islam, die gar nicht so kleine Zahl von 
islamischen Reformdenkern, im Augenblick keinen leichten Stand 
haben. Viele von ihnen leben im westlichen Exil, andere sind in ihren 
Ländern dem Druck der Islamisten oder der Regime selbst ausgesetzt. 
Einige wurden sogar ermordet. 
Was in vielen islamischen Ländern auffällt, ist der herbe Kontrast 
zwischen dem äußeren zivilisatorischen Erscheinungsbild und teilwei-
se äußerst traditionsverhafteten Denk- und Verhaltensweisen, die das 
öffentliche Bewusstsein und häufig auch die Politik dieser Länder 
prägen. Dies gilt auch dort, wo scheinbar Welten der historischen 
Entwicklung einen breiten Graben aufgerissen haben – etwa zwischen 
der „verwestlichten“ Türkei und dem Jemen oder Pakistan. Das hat 
manche davon sprechen lassen, der Islam habe im Großen und Ganzen 
nur eine „halbe Moderne“ (Bassam Tibi) hervorgebracht: Man habe 
zwar westliche zivilisatorische Errungenschaften übernommen, was 
man dem Bild der Städte ansehe, auch manche Institutionen im Bil-
dungswesen und in der Wirtschaft, vor allem auch im Militär könnten 
als Beispiele dafür gelten; dies alles aber spiegele nicht den tatsächli-
chen kulturellen und zivilisatorischen Entwicklungsstand wider. Als 
Musterbeispiel dafür mag Saudi-Arabien gelten, das sich mit Hilfe 
enormer Öleinnahmen binnen zweier Generationen ungeheuer moder-
nisiert hat, bis hin zu einer futuristischen Architektur, das aber den-
noch der strikten, unveränderten wahhabitischen Lehre des Islams 
folgt, die selbst vielen Muslimen in ihrer freudlosen Strenge archaisch 
anmutet. 
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 Zuletzt hatte der dritte Bericht der Vereinten Nationen über die 
menschliche Entwicklung in der arabischen Welt (Arab Human De-
velopment Report 2004) auf vielen Gebieten eklatante Rückstände 
und Fortschrittshindernisse im Nahen Osten festgemacht, vom Erzie-
hungswesen bis hin zum Feld der technischen Innovationen. Vor al-
lem beklagte der Report die noch immer große Benachteiligung der 
muslimischen Frau in der Gesellschaft. Man muss der Tatsache ins 
Auge sehen: Die islamische Zivilisation, die einmal, vor etwa tausend 
Jahren, die am höchsten entwickelte der Welt gewesen ist, hat in der 
Folgezeit lange Epochen der geistigen Erstarrung erlebt, die dazu 
führten, dass die Muslime im „taqlid“, der geistig und politisch ziem-
lich unfruchtbaren Nachahmung der Altvorderen, ihr Ideal sahen und 
religiöse wie geistige Innovationen als „unerlaubte Neuerung“ 
(„bid’a“) bekämpften. Diese theologische Maxime, die man im sunni-
tischen Islam als „Schließung des Tors der freien Koranauslegung“ 
(„bab al-idschtihad“) bezeichnete, schlug auch zivilisatorisch zu Bu-
che. Trotz mancher Höhepunkte, die diese Kultur noch im Osmani-
schen Reich oder im Reich der indischen Moguln erreichte, wurde der 
islamische Orient vom christlichen, sich aber reformierenden und 
immer stärker säkularisierenden Europa mehr und mehr an den Rand 
gedrängt. 
Es war ein unsanfter Schock, der den Orient aus seiner Lethargie 
herausriss: die militärische Invasion Bonapartes in Ägypten. Der 
Überfall Napoleons brachte den Ägyptern 1798 zwar weder die De-
mokratie noch die Menschenrechte, doch wurde das Land am Nil 
durch ihn zum Einfallstor der Moderne im Orient. Unter der darauf-
folgenden Herrschaft Mehmet Alis, der viele Jahrzehnte regierte, und 
seiner bis 1952 herrschenden Nachfahren erfuhr Ägypten einen Mo-
dernisierungsschub, den die Machthaber vor allem auswärtigen Fach-
leuten der verschiedensten Gebiete, die sie engagierten, verdankten. 
Westliche Techniken und Methoden gelangten in die Region. Ein wei-
terer Schwerpunkt der Modernisierung (was immer auch Verwestli-
chung hieß) wurde etwa zur selben Zeit Konstantinopel/Istanbul, der 
Sitz des osmanischen Sultans und Kalifen, dem Ägypten zu jener Zeit 
nominell noch unterstand. Seit Sultan Selim III. (1789-1807) bemüh-
ten sich die türkischen Herrscher nicht nur um eine Modernisierung 
der Armee, sondern auch des Staates und seiner veralteten Institutio-
152 | WOLFGANG GÜNTER LERCH 
nen. Befördert wurde dies durch die beiden Reformerlasse der soge-
nannten Tanzimat-Ära, die 1839 und 1856 unter Sultan Abdulmed-
schid veröffentlicht wurden. Sowohl im Ägypten Mehmet Alis als 
auch im Reich des Sultans regte sich der Widerstand der „Ulema“, der 
Schriftgelehrten, und der „softalar“, der Studenten in den theologi-
schen Schulen, gegen jenen Teil der Modernisierungsbestrebungen, 
die ihnen geeignet schienen, den islamischen Charakter der Gesell-
schaft anzutasten. 
Hinzu kam, dass die Modernisierung parallel zu den Bestrebungen 
der wichtigsten westlichen Mächte lief, den islamischen Orient direkt 
oder indirekt zu dominieren. Zwischen Algerien, wo die Franzosen 
1830/31 landeten, und Indien, wo die Briten schon seit dem 18. Jahr-
hundert herrschten, entstand ein System von europäisch beherrschten 
abhängigen Dynastien, Kolonien oder später, im 20. Jahrhundert, Völ-
kerbund-Protektoraten, dessen negative Wirkungen auf die einheimi-
schen Bevölkerungen bis heute ein Problem bei der Wahrnehmung 
des Westens, seiner Politik und seiner Ziele und Werte darstellt. Mo-
dernisierung des Islams wird nicht zuletzt deshalb vor allem als „Ver-
westlichung“ verstanden, was ein Teil der islamischen Reformer und 
Modernisierer durchaus bejaht, ein anderer Teil hingegen – vor allem, 
sofern er dem Islamismus nahe steht – entschieden ablehnt. 
Das Eindringen der Moderne in die islamische Welt sowie die im-
perialistische Fremdbestimmung durch äußere Mächte zeitigten meh-
rere ideologische Reaktionen in der Region, die ich mit den Begriffen 
„Panislamismus“, „Nationalismus“ und „Islamismus“ bezeichne. Sie 
alle sind Resultat des Zusammenpralls der islamischen Zivilisation mit 
der europäischen Moderne, inhaltlich aber Versuche einer indigenen 
Selbstbestimmung in gewandelter Zeit, obschon es auch dabei ohne 
äußere Anleihen nicht abging. 
 
 
I. PANISLAMISMUS UND NATIONALISMUS 
 
Geistiger Schöpfer des Panislamismus, einer Ideologie, die bis heute 
nachwirkt, ist Dschamal al-Din al-Afghani (1838-1897). Er kann als 
der panislamische Revolutionär kat’ exochen angesehen werden, der 
in Fragen der Religion weniger festgelegt war als in denen der Politik. 
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Zwar wollte seine Bewegung durchaus auch der Wiederbelebung des 
Islams dienen, dies aber vor allem im politischen und auch kulturellen 
Sinne. Er ist der Stammvater aller Bestrebungen, die aus der Weltreli-
gion Islam eine „dem Westen“ gleichberechtigte kämpferische Ideolo-
gie machen wollen. Es ging ihm um Machtpolitik. Afghani warb, 
nachdem er schon 1868 seine Heimat Iran verlassen musste, sowohl in 
Ägypten als auch am Sultanshof zu Istanbul für seine Ideen, die sich 
gegen den Imperialismus wandten und den Islam durch eine Über-
nahme moderner Errungenschaften erneuern wollten. Er tat dies nicht 
zuletzt in der Zeitschrift „Das feste Band“ („al-urwa al-wuthqa“), die 
er zusammen mit seinem bekanntesten Schüler, dem ägyptischen 
Theologen Muhammad Abduh (1849-1905), herausgab. Den sicht-
barsten Einfluss hatte Afghanis Panislamismus auf den türkischen 
Sultan Abdulhamid II. (1876-1909), dem diese Ideologie dazu diente, 
das zerbröckelnde Osmanische Reich, den „kranken Mann am Bospo-
rus“, gegen die nichtmuslimischen Minderheiten und die europäischen 
Mächte zusammenzuhalten. 
Auch der arabische und osmanisch-türkische, danach rein türki-
sche Nationalismus strebte den Kampf gegen den Imperialismus und 
die Unabhängigkeit von den europäischen Mächten an. Ziele waren 
die Entwicklung und Modernisierung der vom Islam geprägten Regio-
nen, allerdings mit dem Schwerpunkt auf Entwürfen, die auf dem 
Konzept des Volkes basieren. Der arabische und türkische Nationalis-
mus drängte den Islam zugunsten eines Nationenbegriffs zurück, den 
man dem europäischen Denken entnahm. Die türkischen Revolutionä-
re um Ziya Gökalp (1876-1924), deren Bestrebungen im Werk von 
Mustafa Kemal Atatürk (1881-1938) gipfelten, nahmen sich mehrheit-
lich die französische Verfassung zum Vorbild, eine weltliche Repu-
blik, welche die Religion weitgehend zur Privatsache machen sollte. 
Der Schöpfer der positivistischen Philosophie, Auguste Comte, wurde 
ihr Vorbild. 
Nicht ganz so weit gingen die Theoretiker des arabischen Nationa-
lismus, etwa Sati al-Husri (1882-1968) oder Michel Aflaq (1910-
1989), die sich mehr am „organischen“ Nationenbegriff des deutschen 
Idealismus, an Herder, Fichte, Arndt und Hegel, orientierten. Für sie 
gehörte der Islam zum ewigen Wesen des Arabertums, war insofern 
nicht nur Privatsache. Es sollte freilich ein laizistischer Islam sein. Der 
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arabische Nationalismus wurde zwischen dem Ersten Weltkrieg und 
dem Jahre 1967 die Ideologie, die unter den Intellektuellen, aber auch 
bei den Volksmassen den meisten Anklang fand, zumal er – im Ma-
ghreb, in Ägypten, in Syrien und im Irak, aber auch anderswo – Erfol-
ge bei der Befreiung von kolonialer Bevormundung und der Entste-
hung von modernen Nationalstaaten in der Region verzeichnen konn-
te. Der Nasserismus und der syrische wie irakische Baathismus stell-
ten die historisch einflussreichsten Formen dieses Nationalismus dar. 
Die Modernisierungsprozesse, die der Nationalismus einleitete, trugen 
freilich den Charakter einer autokratischen Aufklärung von oben. 
 
 
II. ABWEHR DER MODERNE: ISLAMISMUS 
 
Die Politisierung und Ideologisierung der Weltreligion Islam, mit der 
wir es heute als sichtbarster, teilweise auch militantester Strömung zu 
tun haben, entwickelte sich parallel zu den nationalistischen Strömun-
gen; ihre Wurzeln reichen jedoch teilweise weiter in die Vergangen-
heit zurück. Dies gilt vor allem für den Wahhabismus, eine besonders 
strikte Auslegung des islamischen Scharia-Rechts, die im 18. Jahr-
hundert auf der Arabischen Halbinsel entstand. Ihr Schöpfer war Mu-
hammad Ibn Abdal Wahhab (1703-1791), ein Theologe, der sich vor 
allem gegen die Dynastie der Osmanen wandte. Diese herrschten da-
mals über die heiligen Stätten in Mekka und al-Medina, hatten für den 
Ablauf der Pilgerfahrt zu sorgen und profitierten vom Pilgerwesen. 
Abdal Wahhab warf den Osmanen, die der als liberal geltenden 
Rechtsschule der Hanafiten folgten, vor, sie hätten den Islam verbogen 
und entstellt sowie durch einen überflüssigen Heiligenkult und viele 
andere Praktiken dem Aberglauben Tür und Tor geöffnet. Die Musli-
me müssten zurückkehren zum reinen, unverstellten Islam des Prophe-
ten. 
Der Puritanismus Abdal Wahhabs fand ein geneigtes Ohr beim 
Clan der Al Saud, die sich auch familiär an den Prediger banden. Im 
19. Jahrhundert gelang es den Al Saud, zweimal die Herrschaft über 
große Teile der Arabischen Halbinsel zu erringen; ihre dritte Reichs-
gründung gelang ihnen, als ihr fähigster Führer, König Abdal Rahman 
Ibn Saud, zu Beginn des 20. Jahrhunderts das alte Herrschaftsgebiet 
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der Sauds aus den Händen der Al Raschid und der Banu Haschim 
(Haschemiten) zurückeroberte und das moderne Königreich Saudi-
Arabien begründete. Dank des beginnenden Erdölexportes wurde die-
ser Staat zu einem der einflussreichsten nicht nur in der islamischen 
Welt. Bis heute hält die Symbiose zwischen dem Herrscherhaus der 
Al Saud mit seinen vielen tausend Prinzen und der Familie des Be-
gründers der Wahhabiten-Sekte, den Al Sheikh. Außer dem Öl und 
der bloßen Macht ist es der auch religiös begründete Anspruch, über 
die heiligen Stätten des Islams zu herrschen und sie zu verwalten, der 
die Al Saud legitimiert. Deshalb waren und sind sie versucht, überall 
auf der Welt islamische Bewegungen strengster Observanz finanziell 
und ideell zu fördern. 
Saudi-Arabien ist bis heute der Hauptsponsor von Fundamentalis-
mus, ja Islamismus. Vor allem unter den Muslimen des indischen 
Subkontinents, insbesondere im modernen Pakistan, hat das König-
reich mit seiner radikalislamischen Lehre jenen Einfluss gehabt, der 
schließlich mit zur Schaffung militant-islamistischer Gruppen bis hin 
zu den Terrororganisationen im Umkreis von Al Kaida („Basis“) bei-
getragen und sich am Ende gegen den Sponsor selbst gewendet hat. 
Saudi-Arabien ist heute ebenso sehr Ziel von Terroristen wie der Wes-
ten, mit dessen Führungsmacht es verbunden ist. In Pakistan waren es 
vor allem die Theologen der Deobandi-Gemeinschaft, die den saudi-
schen Islam weitertrugen, aus dem sich die radikalislamischen, vor-
modernen Taliban in Afghanistan speisten. Die Herrschaft der Tali-
ban, die bis 2001 währte, bestärkte große Teile der Welt in ihrer Auf-
fassung, der Islam und die Moderne seien nicht zu versöhnen. 
Ein weiteres Zentrum des Widerstandes gegen die Moderne wurde 
Ägypten, just zu jener Zeit, da dort eine bürgerliche Emanzipations-
bewegung erste Erfolge verzeichnete: unter den Frauen, in der Litera-
tur, in der neu entstandenen Filmindustrie, ja sogar in der Theologie, 
wo ein „Dissident“ wie Ali Abdal Raziq (1888-1966) nach einer His-
torisierung der Quellen strebte, um sie der Moderne anzupassen. Da-
gegen wandte sich die 1928 von dem Lehrer Hassan al-Banna in Is-
mailia gegründete Organisation der Muslimbrüder („Ikhwan al-
muslimin“). „Den Ideologien des Westens muss widerstanden wer-
den!“, schrieb al-Banna und gab damit die Richtung des Kampfes vor. 
Ziel war es, die aus Europa und Amerika herandrängende Moderne 
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und ihre Werte, insbesondere die Laizität des Staates (Trennung von 
Religion und Politik) sowie den Individualismus abzuweisen. 
Der dritte Führer der Muslimbruderschaft, der 1966 unter Präsi-
dent Gamal Abdel Nasser hingerichtete Sajjid Qutb, wurde zum bis 
heute wichtigsten antimodernen Theoretiker des Islamismus. Die 
Muslimbruderschaft, die sich in viele islamische Länder ausdehnte, 
wurde zur Keimzelle zahlreicher islamistischer Zirkel und Gruppie-
rungen, keineswegs nur in Ägypten. Bis heute kommt den Muslim-
brüdern und anderen Organisationen dieser Prägung zugute, dass sie 
innerhalb politisch autokratischer, korrupter und ineffizienter politi-
scher Regime oft die einzige für das Volk glaubwürdige Alternative 
darstellen. Dies gilt selbst dann, wenn man sieht, dass die Islamisten 
dort, wo sie die Macht errungen haben, keine durchgreifende Besse-
rung der Lebensverhältnisse bewirken: Man denke an den Iran, den 
Sudan oder an die Taliban in Afghanistan, deren Herrschaft durch den 
Angriff der USA Ende 2001 beendet wurde. 
Das vorige Jahrhundert islamischer Geschichte stellt sich als kom-
plexes Mit- und Gegeneinander reformerischer, panislamischer, natio-
nalistischer und islamistischer Strömungen dar, wobei bis 1967 der 
arabische Nationalismus mit seiner auch weltlichen Tendenz vor-
herrschte. Die islamistischen Ideen erhielten nach der vernichtenden 
Niederlage der Araber gegen Israel im Sechstagekrieg wieder Ober-
wasser. Heute gibt es kaum ein Land in der arabischen Welt, in dem 
nicht starke fundamentalistische bis islamistische Strömungen auf 
dem Vormarsch wären oder zumindest den öffentlichen Diskurs in 
maßgeblicher Weise mitbestimmten. 
 
 
III. ISLAM, SCHARIA UND MODERNE 
 
Beim Zusammenprall mit der Moderne zeigen sich die Antagonismen 
zwischen einer über weite Strecken noch funktionierenden Sakralkul-
tur und einer stark verweltlichten Zivilisation, die alles und jedes der 
Kritik preisgibt, einschließlich ihrer eigenen Prinzipien. Zwar gibt es 
viele Formen des Islams, von denen der mystische Islam der Sufis die 
offenste, liberalste ist. Vorherrschend ist jedoch noch immer – und 
sogar wieder mehr – die Auffassung, der Islam sei eine Gesellschafts- 
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und Werteordnung unveränderlichen Charakters, deren Grund und 
Form die Scharia sei, das islamische Recht, wie es in den ersten bei-
den Jahrhunderten nach dem Tode Mohammeds von den Überlieferern 
und den Sakraljuristen („fuqaha’“) entwickelt worden ist. Dieses Re-
gelwerk von Verhaltensweisen, welches das Leben des Gläubigen von 
der Wiege bis zur Bahre zu prägen beansprucht, gründet auf dem 
Prinzip der Souveränität Gottes, zudem auf einer theokratischen Kos-
mologie, die sich mit der Anthropozentrik der Moderne auf das Herbs-
te stößt. 
Bis heute sind die Quellen der islamischen Lebenswelt zwar aus-
legbar, aber nicht im Sinne einer Quellenkritik hinterfragbar. Der Ko-
ran, so könnte man formulieren, enthält nicht Gottes Wort, sondern er 
ist es. Unter dem Einfluss des Islamismus findet diese vormoderne 
Auffassung der heiligen Schrift des Islams heute mehr Verfechter als 
noch vor zwei Generationen. Die Vertreter sowohl des Traditionalis-
mus als auch des Islamismus beschränken sich im Wesentlichen auf 
jene Methoden der Auslegung, die sich mit den Stichworten „Analo-
gieschluss“ („qiyas“) und „consensus omnium“ („idschma’“) be-
schreiben lassen. Sie sind weit davon entfernt, einen mutigen Zugriff 
auf eine sich verändernde Gegenwart oder gar Zukunft zu ermögli-
chen. 
Das heißt nicht, dass eine Reformtheologie und ein kritisches, sich 
zur Moderne öffnendes Reformdenken im Islam nicht existiert. In 
allen Ländern gibt es mutige Geister, die versuchen, mit Hilfe herme-
neutischer Mittel den Quellen der Religion einen neuen, modernen 
Sinn abzugewinnen. Am weitesten dürfte dabei die Ankaraner Schule 
in der Türkei gehen. Deren Theologen sind von der 1954 gegründeten 
Theologischen Fakultät der Universität Ankara geprägt, der ersten 
ihrer Art in einem muslimischen Land überhaupt, die sich mit Mitteln 
der modernen Religionswissenschaft und der vergleichenden Reli-
gionskunde, die auch andere Religionen und Glaubensvorstellungen 
studiert und vermittelt, der Überlieferung stellt. Inzwischen gibt es in 
der Türkei 24 solcher Fakultäten. Der wichtigste Interpret dieser Schu-
le ist Mehmet Aydin, der mutige Schritte hin zu einer aufgeklärten 
Religiosität befürwortet. Deutlich erkennbar im türkischen Islam sind 
auch Versuche, jenen „Staatsislam“ aufzubrechen, der seit Kemal 
Atatürk im Dienst des türkischen Nationalismus stehen soll und lange 
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ein lebendiges religiöses Leben verhinderte oder in den Untergrund 
drängte. Seine hartnäckigsten Verteidiger sind bis heute die Militärs. 
In ihrem begrüßenswerten Eifer, das Wiedererstarken eines islami-
schen Staates zu verhindern, stützen sie einen von oben, durch das 
Amt für religiöse Angelegenheiten verordneten Islam, der sich bisher 
schwer tat mit dem Pluralismus religiöser Meinungen. Seitdem mit 
Recep Tayyip Erdogan ein moderater Islamist Regierungschef ist und 
seine Partei geöffnet hat, ist manches entkrampft worden, ist die Tür-
kei, mehr als andere Länder, auf dem Weg zu einem islamischen Plu-
ralismus. 
In anderen Ländern der Region kann man die Reformdenker im 
Großen und Ganzen in zwei Gruppen einteilen. Die erste Gruppe um-
fasst Theoretiker, die für eine Öffnung und Veränderung aus der Tra-
dition selbst votieren. Sie füllen gewissermaßen den alten Wein in 
neue Schläuche, indem sie die Texte vor dem Hintergrund der Moder-
ne neu lesen. Sie wollen eine „islamische Moderne“ schaffen, die 
weitgehend auf Anleihen aus der westlichen Moderne verzichtet. 
Prominentester Kopf dieser Strömung ist Tariq Ramadan, der seine 
familiären und geistigen Wurzeln in der ägyptischen Muslimbruder-
schaft hat, aber in der Schweiz sozialisiert wurde und heute in London 
lehrt. Ramadan ist nicht unumstritten; Kritiker werfen ihm vor, er rede 
fortschrittlicher, als er denke und schreibe. 
Im Iran sind es vor allem zwei Theologen und Philosophen, die 
man als echte Reformdenker bezeichnen kann: Abdolkarim Sorusch 
und Mohammad Shabestari. Sorusch ist der Bekanntere von beiden. 
Er ist ursprünglich Naturwissenschaftler, hat sich jedoch auch dem 
Studium der Philosophie gewidmet, vor allem dem Werk Hegels und 
Heideggers. Er plädiert, um den – in seinem Fall schiitischen – Islam 
für die Moderne kompatibel zu machen, für eine radikale Historisie-
rung der Quellen. Es müsse unterschieden werden zwischen Glaubens-
lehren und Inhalten, die unaufgebbar sind, wie der Monotheismus 
(„tauhid“), die Prophetenschaft Mohammeds („nubuwwat“), ferner 
essenziellen Forderungen der Ethik („achlaq“), die jede Gesellschaft 
braucht, um zu überleben, und jenen Inhalten, die allein zeitgebunden 
sind und daher aufgegeben werden können, ja müssen. Shabestari 
verknüpft theologische Erwägungen mit philosophischen Prinzipien, 
die er auch dem europäischen Denken verdankt. Die eigene Tradition 
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wird bei Shabestari insofern schöpferisch, als er zurückkehren möchte 
zu jenem „dialektischen Prozess“, als den er die Scharia, so wie sie 
vor tausend Jahren entstand, begreift. Die Scharia ist für ihn kein ab-
geschlossenes System von Dogmen und Regeln, sondern interpretato-
risch immer in Bewegung, wie die Gesellschaft auch. Ergänzt wird 
Shabestaris kritischer Umgang mit den Quellen durch die Techniken 
der Hermeneutik, wie er sie in den Schriften von Hans-Georg Gada-
mer (1900-2002) gefunden hat. 
Hermeneutik und Semiotik, die Lehre von den Wörtern als Zei-
chen, sind die Mittel der Koranexegese, die der bekannteste ägypti-
sche Koranforscher anwendet, um die Lehren seiner Religion mit der 
Moderne zu versöhnen: Nasr Hamid Abu Zaid. In seinen Werken „Der 
Begriff des Textes“ und „Kritik des religiösen Diskurses“ strebt Abu 
Zaid eine Unterscheidung und Ausdifferenzierung des Verständnisses 
der Koran-Suren und -Verse an, die Ähnlichkeiten mit den Auffassun-
gen Soruschs aufweist. Allerdings geht Abu Zaid stärker von Kom-
munikationstheorien aus als der Iraner. Die Schwierigkeiten, die Abu 
Zaid mit seiner Regierung bekam – er wurde auf Betreiben von Fun-
damentalisten zwangsweise geschieden und lebt heute im niederländi-
schen Exil –, machen deutlich, wie weit der Islam insgesamt von einer 
Adaption moderner Methoden seiner Auslegung und Neuinterpreta-
tion noch entfernt ist. Mit ihnen aber steht und fällt die allmähliche, 
als positiv – und nicht mehr nur als Bedrohung von außen – aufgefass-
te Aneignung von politischen und gesellschaftlichen Errungenschaften 
der Moderne. Diese müsste dann auch keine unbefragte Übernahme 
sein, sondern ließe Raum für eine eigenständige Gestaltung. 
In diesen Zusammenhang gehört die Frage nach der Demokratie. 
Reduziert man den Islam auf seine „Fünf Pfeiler“, so steht einer De-
mokratisierung wenig im Wege; denn weder der monotheistische 
Glaube an den einen und einzigen Gott oder die Verpflichtung zum 
gemeinschaftlichen Gebet, weder das Zahlen einer Armensteuer noch 
das Fasten im Ramadan oder die Pilgerfahrt nach Mekka sind Hinder-
nisse für einen demokratischen Aufbau der Gesellschaft. Es ist jedoch 
der Ballast einer nicht kritisch befragten Sakralordnung, die seit mehr 
als tausend Jahren um die alleinige und unumschränkte Souveränität 
Gottes („hakimijat Allah“) kreist, wie sie sich in der Offenbarung des 
Korans gezeigt hat, der die Adaption der wichtigsten intellektuellen 
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und rechtlichen Prinzipien der Moderne für die Muslime so schwer 
macht: Wenn Gott der Souverän ist, kann es das Volk nicht sein. 
So kommt es nicht von ungefähr, dass das fundamentalistische Kö-
nigreich Saudi-Arabien bis heute keine rechte Verfassung hat, sondern 
der Koran und die Lehrentscheidungen der wahhabitischen Ulema das 
Gerüst des Staates bilden. Entweder Verfassung oder Koran – so ist man 
versucht zu fragen. In letzter Zeit hat es den Eindruck, als habe sich, 
was Modernisierungsprozesse angeht, das Zentrum des Nahen Ostens 
aus seinem ehemaligen Kernraum zwischen Ägypten und Syrien weiter 
nach Osten verschoben. Während die traditionellen Zentren zu stagnie-
ren scheinen, sind die kleineren arabischen Golfstaaten – zwischen Ku-
wait und Oman – in rascher Modernisierung begriffen. Dazu gehört 
auch eine Öffnung zum politischen Pluralismus. Gewiss wird keine der 
dort herrschenden Dynastien ihre Macht grundsätzlich in Frage stellen 
lassen, doch haben der Emir von Kuwait, die Herrscher der Vereinigten 
Arabischen Emirate (VAE), der Herrscher von Katar oder der Sultan 
von Oman eine bescheidene Demokratisierung angestoßen, die ausbau-
fähig ist. Die Parlamente arbeiten (wieder) und Frauen erhielten das 
Wahlrecht. Katar wurde Sitz des Senders al-Dschasira, der in unge-
wohnter Offenheit teilweise provozierend pluralistische Programme in 
der islamischen Welt anbietet. Auch im Erziehungswesen, etwa bei der 
Ausbildung von Frauen, haben die Golfstaaten große Fortschritte ge-
macht, zu deren antreibenden Kräften etwa in Katar die Frau des Herr-
schers, Scheicha Mouza, gehört. 
Überhaupt spricht vieles dafür, dass der islamische Orient eines 
Tages den Anschluss an die Moderne erst dann finden wird, wenn er 
die Frauenfrage im Sinne der allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Emanzipa-
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Dass Religion ein Faktor für das Verstehen der US-Politik ist, gilt in 
jenem Land selbst seit jeher als Binsenweisheit. Die Regierungszeit 
des Präsidenten George W. Bush hat dieser Anschauung auch in unse-
ren Breiten zu großer Resonanz verholfen. Wenn dies aber nur ein 
kurzer Pendelausschlag medial angestoßenen Interesses bliebe, so 
bliebe auch der Ertrag für das transatlantische Verständnis gering, 
zumal die Zeitumstände von 2000 bis 2008 vor allem eine Fixierung 
auf Befremdendes – wie die „Kreuzzugs“-Mentalität von konservati-
ven Evangelikalen in USA – mit sich brachten. 
Befremdliches kommt allerdings auch nach dem Abgang eines be-
sonders irritierenden Präsidenten auf – bisweilen mit veränderten Vor-
zeichen. Ein Beispiel: Im Januar 2010 sprach Richter Burnheim in 
Memphis, Tennessee, der deutschen Familie Romeike den Anspruch 
auf politisches Asyl zu – mit Gründen, die hüben wie drüben aufhor-
chen ließen (vgl. „Spiegel-Online“, Abruf: 27.1.2010). Die Romeikes 
wollten ihre Kinder der staatlichen Schulpflicht entziehen, weil sie in 
dieser eine Indoktrination durch Säkulare, ja Unsittliche erblickten. Es 
beeindruckte sie nicht, dass in Deutschland im öffentlichen Schul-
unterricht der christlichen Religion durchaus mehr Raum gegeben 
wird als in dem durch Trennungsgebote geprägten US-System. Viel-
mehr suchten sie Schutz in einer Kultur, in der „home schooling“ 
unter dezidierten Christen keineswegs ungewöhnlich ist: Es geht die-
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sen Menschen nicht darum, dass religiöse Inhalte einen Platz neben 
naturwissenschaftlichem und säkularem Unterrichtsstoff finden, son-
dern sie wollen ihre Kinder selbst in einer Weise unterweisen, die das 
Religiöse über alle Lerninhalte stellt. Da deutsches Recht dieses El-
ternverhalten ahndet, sind die Romeikes für ihre US-amerikanischen 
Unterstützer (und Richter Burnham) eine politisch verfolgte, religiöse 
Minderheit. 
Ein zweites Beispiel: Seit Jahrzehnten erteilt das Land, das Guan-
tánamo unterhält und die Todesstrafe praktiziert, dem Rest der Welt in 
diversen Parlaments- und Regierungsberichten Zensuren in Sachen 
Menschenrechte. Eine prominente Rolle spielt dabei stets das Men-
schenrecht auf freie Religionsausübung. Diesem sind gesonderte 
Wächter zugeordnet: so etwa die 1998 gegründete US Commission on 
Religious Freedom, die neben Informationen an den Präsidenten auch 
regelmäßige Human Right-Reports an das State Department übersen-
det und dem Kongress öffentlich vorlegt. Diese Berichte wurden 
schon oft der Einseitigkeit bezichtigt – sie seien vor allem auf die Ein-
schränkung der christlichen und jüdischen Glaubenspraxis in islami-
schen sowie in „realsozialistischen“ Systemen fixiert. Kein Wunder, 
seien doch unter den Mitgliedern der Islam nur durch eine Person und 
der Atheismus überhaupt nicht repräsentiert. Zu dieser Problematik 
kam im Februar 2010 hinzu, dass sich die Schieflage auch auf der 
Mitarbeiterebene fortsetzte: Die Hüter der Glaubensfreiheit diskrimi-
nierten nichtchristliche Helfer in den eigenen Reihen offenbar massiv 
(vgl. Washington Post, 17.2.2010). 
Beispiele, aktuelle zumal, verführen leicht zur Überinterpretation, 
gerade wenn sie kombiniert werden. Dennoch sei es gewagt, hier auf 
einen gemeinsamen Nenner hinzuweisen. Die Einseitigkeit der Glau-
bensfreiheitswächter hat nämlich ähnliche Wurzeln wie das Schutzan-
gebot an die Familie Romeike. Diese Wurzeln liegen in einer selekti-
ven Fokussierung, die amerikanische Reaktionen zum Thema Reli-
gionsfreiheit häufig vorhersehbar machen. Einschränkungen der indi-
viduellen Entfaltung und der Glaubenspraxis werden aus der Richtung 
des Staates und seiner Agenturen erwartet – andere Wirkungsrichtun-
gen finden deutlich weniger Aufmerksamkeit. Die Blickschärfe auf 
den Islam entspringt der Verbindung des Glaubens mit Staatsgewalt 
und der Scharia als religiös fundiertem Rechtssystem; darum wird 
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dieser Glauben aus dem Konzert der abrahamitischen Religionen aus-
gesondert und als Gefahrenquelle betrachtet. Nicht Phänomene der 
Unduldsamkeit an sich (die ja auch anderen Religionen nicht fremd 
sind) motivieren hier, sondern die dem Islam zugeschriebene Tendenz, 
Unduldsamkeit zur Grundlage des Rechts und der Staatspraxis zu 
machen. Dort, wo es darum geht, muslimischen Glauben in die Ge-
sellschaft zu integrieren, haben die USA trotz der Terrorismuserfah-
rungen keine bemerkenswert schlechtere Bilanz als viele europäische 
Länder vorzuweisen (vgl. Prätorius 2004). Die Debatten um Ver-
schleierungsverbote wurden jedenfalls in den USA mit überwiegen-
dem Unverständnis verfolgt.  
Beide Gesellschaften, die deutsche und die US-amerikanische, 
können allerdings für sich beanspruchen, in Sachen religiöser Tole-
ranz im globalen Maßstab nicht schlecht dazustehen. Dass sie dabei in 
wechselseitige Irritationen geraten, verweist auf unterschiedliche Fär-
bungen der Ideale Minderheitenschutz und Toleranz. 
In Deutschland hat (von diktatorischen Abweichungen abgesehen) 
eine Fortschreibung des „Religionsfriedens“ des 17. Jahrhunderts ge-
wirkt. Im „cuius regio eius religio“ formierte sich nicht nur ein befrie-
deter Statuts zwischen den Territorialherrschaften, sondern auch eine 
stabilisierte Zuordnung zwischen politischer und religiöser Sphäre – 
beides jeweils in anstaltlicher Form. Die wechselseitige Stabilisierung 
von interagierenden Organisationswelten – in kleinerem Maßstab den 
Soziologen ein wohlvertrautes Phänomen – hatte sich hier im Großen 
und sehr langfristig zugetragen. Zunächst lieferten in der beginnenden 
Neuzeit die Kirchen Stützen und Blaupausen der Staatsbildung – etwa 
in der Gestalt der Rechtshomogenisierung, Vermittlung von Bildungs-
standards, Keimformen von Amtsprinzipien und Verwaltungshierar-
chien, später auch als kulturelle (sprich: konfessionelle) Identität der 
Territorien (vgl. Reinhard 2000: 259-261). Ab dem 18. Jahrhundert 
wurde die umgekehrte Stabilisierung sichtbarer: Der Staat befestigte 
die kirchlichen Amtsstrukturen durch Religionsunterricht, Theologen-
ausbildung, Militärseelsorge, geförderte Wohlfahrtspflege, bis hin zu 
so deutschen Sonderbarkeiten wie Konkordatslehrstühlen und Kir-
chensteuereinzug. Dabei war diese wechselseitige Stützung konfessio-
nell ausgewogen, solange der Blick den Territorien und Regionen galt. 
Mit der Reichsgründung und dem nachfolgenden „Kulturkampf“ wur-
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de die nationale Dimension ausschließlich von einer Konfession bean-
sprucht – das Amalgam aus Nationalismus, Protestantismus und bür-
gerlich-adeliger Machtkartellierung grenzte Katholiken genauso aus 
wie andere „Reichsfeinde“ (Lässig/Prätorius 2010: 37f.), war gegen 
erstere aber weniger persistent als gegen Juden und Sozialisten und 
begünstigte sogar die katholische Selbstorganisation in der eigenen 
Subkultur und im Regionalen. 
Trotz aller Systemumbrüche hat sich ein Kernbestand dieser Ko-
existenz verfestigt: Moderation. Die staatlich eingebundene Religion 
tritt in einer organisiert-routinisierten Form auf; extreme Bekenner 
bleiben marginal; Einflussmöglichkeiten in öffentlichen Institutionen 
sind gewährleistet, ebenso aber auch der grundsätzlich säkulare Auf-
trag von Schulen, Universitäten, Streitkräften, Rundfunkanstalten, die 
darum auch unterschiedlichen staatlichen Aufsichtsformen unterlie-
gen. 
Dieses System ist organisatorisch und kulturell so verfestigt, dass 
es häufig reflexhaft reagiert. Das deutsche Politik-Establishment ant-
wortete darum auf Integrationsprobleme der Muslime mit „Runden 
Tischen“, auf denen z.B. Islamunterricht an öffentlichen Schulen und 
Imamausbildung an Universitäten sowie symbolische Machtteilhabe 
in allerlei Beiräten etc. offeriert wurden. Diese wohlmeinenden Ange-
bote erwiesen sich als schwer umsetzbar, da die Gegenseite nicht dem 
Gewohnten glich: keine repräsentativen Großorganisationen, kein 
verhandlungsbefugtes und verantwortliches Führungspersonal, kein 
impliziter Konsens über eine moderate, rechtlich einbindbare Glau-
benspraxis. 
Das bisherige Scheitern der anstaltlichen „Islam-Integration“ 
müsste der US-Sicht kaum erläutert werden, da in dieser Sicht schon 
der Versuch nur den alten Irrweg wiederholt: Wer neuen Religionen 
Mitwirkungsrechte in öffentlichen Institutionen einräumt, gerät in 
dieselbe Begründungspflicht wie das religiöse Establishment, das am 
Anfang der US-amerikanischen Politik für die eigene Konfession eine 
Fortschreibung europäischen Staatskirchentums wünschte. Beide Be-
günstigungen werfen dieselbe Frage auf: Warum diese Religion und 
nicht eine andere? Den Weg zur gesellschaftlichen Integration einer 
Religion über staatliche Institutionen zu leiten, scheint einer politi-
schen Kultur fremd, die auf diesem Wege nur eine weit geschätzte 
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Tradition der staatlichen Enthaltsamkeit in Religionsangelegenheiten 
beschädigen würde (Casanova 2006: 193ff.). 
Diese Haltung widerspricht einerseits Angeboten der öffentlichen 
Beteiligung oder gar der Inkorporation, errichtet aber andererseits 
auch Barrieren gegen eine Regulierung, Beaufsichtigung oder rechtli-
che Strukturierung von Religionsgemeinschaften. So karg formuliert, 
klingt das konsequent und sympathisch, aber niemand sollte verges-
sen, dass dieser US-amerikanische Entwicklungspfad mindestens so 
voraussetzungsreich und historisch eingefärbt ist wie der deutsche. 
Das strikte Trennungsdenken hatte seinen Erfolg darin, dass es in den 
vergangenen beiden Jahrhunderten weitgehend als allgemeines „Do-
minanzverbot“ wahrgenommen wurde: Der erste Verfassungszusatz 
schützt vor Beschneidung der Religionsausübung durch den Staat und 
vor der Instrumentalisierung des Staates für eine einzelne Glaubens-
richtung. Insofern schützt er die plural ausgeübten Religionsvarianten 
in jede Richtung gegen jede andere Auffassung, die mehr als nur ihre 
attraktivere Botschaft für sich ins Feld führen will. Dies ist ein Mo-
dell, das so lange an Legitimität hinzugewann, wie sich die Religionen 
immer mehr zur „Privatsache“ wandelten. Glaubensgemeinschaften, 
die ihre Bewährung vor Gott in gesamtgesellschaftlich relevantem 
Handeln suchen, mögen sich noch auf beiden Seiten dieser Schutzbar-
rieren wiederfinden; Religionen hingegen, die sich mehr dem ge-
meindlichen Innenleben und dem individuellen Seelenheil verschrei-
ben, empfinden sie wohl eher als Reservat. Die hohe Zeit der trennen-
den Verfassungsgarantie, das 20. Jahrhundert nach der Prohibition, ist 
darum nicht zufällig gleichzeitig eine Epoche der „Glaubensprivatisie-
rung“ und des Einrückens säkularer, staatlicher Organisationen in 
viele soziale Funktionen, die früher einmal von religiöser Betätigung 
beeinflusst waren (vgl. Berman 1990: 48-51). 
Damit werden aber auch die Grenzen der Voraussetzungen erahn-
bar. Was geschieht, wenn die Religiosität wieder stärker für sich bean-
sprucht, gesellschaftlich steuernde Standards zu setzen? Was, wenn 
die ersetzenden staatlichen Institutionen nicht mehr als „neutral“ auf-
gefasst werden, sondern selbst als Praxis einer verfassungswidrig be-
vorzugten Weltanschauung? Diese Fragen sind nicht spekulativ ge-
stellt, sondern entspringen einer aktuellen Verfasstheit der USA, auf 
die wir gleich zurückkommen (siehe auch: Hicks 2009). 
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Zunächst sollen aber die Unterschiede zwischen deutschem und 
US-amerikanischem Umgang mit weltanschaulichen Minderheiten 
vorläufig markiert werden. Die deutsche anstaltliche Tradition kann 
organisierter Religion (und nur dieser!) Mitgestaltung an öffentlichen 
Aufgaben einräumen, gerade weil der säkulare Vorrang bei der Inter-
pretation derselben unbestritten ist. Der Tatbestand des Religions-
unterrichts ficht nicht an, dass der Staat einen naturwissenschaftlich 
fundierten Bildungskanon rechtlich vorgeben und für seine heran-
wachsenden Bürger einen Anschluss an Wissensbestände dieser Art 
festschreiben kann. Es gibt also eine „kognitive Infrastruktur“: Wenn 
Eltern ihren Kindern die Teilhabe an dieser verwehren, kann der Staat 
zugunsten des von ihm definierten Gemeinwohls intervenieren; auf 
dieser gewährleisteten „Infrastruktur“ kann dann aber, solange die 
Verkehrsregeln eingehalten werden, das öffentliche Angebot auch 
religiös relativ freizügig genutzt werden. 
Die korrespondierende Metapher für die USA wäre die der „Mit-
fahrangebote“: nicht ein geregeltes Straßennetz, sondern einzelne 
Fahrzeuge, in die man zusteigen kann, aber nicht muss. Das Problem 
der religiösen Freiheit ist viel stärker auf die Wahlmöglichkeiten in 
der Gesellschaft projiziert. Die Aufmerksamkeit für staatliche Ein-
schränkungen dieser Wahl ist geschärft, dagegen fällt aber auf, dass 
die Freiheitseinschränkung, die innerhalb solcher „Mitfahrangebote“ 
dem Passagier widerfahren kann, wenig Beachtung findet. Diese Be-
sonderheit hilft auch, die deutsch-US-amerikanischen Irritationen über 
die Behandlung von „Scientology“ ein wenig zu verstehen: Mit dem 
geschärften Blick auf problematische Binnenstrukturen hüben korres-
pondiert der ebenso geschärfte Blick auf Staatsinterventionen drüben. 
In den USA ist die Freiheits- und Minderheitenschutzleistung er-
reicht, wenn der Zu- und Abgang bei religiösen Gemeinschaften unbe-
schränkt wählbar ist. Insbesondere der „exit“-Gedanke gemäß A.O. 
Hirschman spielt dabei eine zentrale Rolle (so auch in der Analyse 
von Heclo 2007). Die Möglichkeit, eine Religion verlassen zu können, 
macht deren innere Verfasstheit zum ertragbaren Problem; die Mög-
lichkeit, anderen Religionen dann beitreten zu können, eröffnet dem 
Individuum eine „Konsumentenmacht“ auf dem Markt konkurrieren-
der spiritueller Angebote. Ein verführerisches Denkmodell, das jedoch 
auch an Grenzen stößt – so z.B. wenn Religionen keinen „exit“ vorse-
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hen (wie der Islam) oder die Wahlfreiheit durch psychische Manipula-
tion einschränken (wie manche Sekten) oder wenn es um die stellver-
tretende Wahl durch Eltern für ihre Kinder geht. 
Eine weitere problematische Voraussetzung ist die freie und chan-
cengleiche Konkurrenz der Anbieter. Ideal wäre es, wenn diese Anbie-
ter allesamt ungefähr gleich stark wären. Eine solche Situation ist 
global nahezu unauffindbar; auch die USA kennen zumindest regional 
so etwas wie Dominanzreligionen, doch selten war es hinreichend 
klar, ob die regionalen Zugehörigkeiten nicht mindestens so stark 
durch ethnische, historische oder folkloristische Identifikationen be-
stimmt wurden (Elazar 1994: bes. 165ff.). Alles das muss dann nicht 
beunruhigen, wenn einerseits sich die regionalen Verhältnisse im na-
tionalen Maßstab ausbalancieren und wenn andererseits eine Forma-
tion aus Privatismus und Pluralismus besteht, wie sie wenige Seiten 
zuvor charakterisiert wurde. Zur Erinnerung: Dies ist eine Kombina-
tion, die der Religionspraxis als Gesellschaftsgestaltung für andere 
enträt und die sich der Versuchung enthält, innerhalb der Balance 
zwischen den Religionen den Individuen vorzuschreiben, welchen 
persönlichen Weg zum Seelenheil sie im Privaten finden (solange 
diese Individuen dieselbe Enthaltsamkeit beherzigen: Heclo 2007: 96). 
Diese Kombination aus Privatismus und Pluralismus kann eines 
nicht: Sie kann sich nicht das Seelenheil der Nation als ganzer zum 
Anliegen machen. Man mag dieses Anliegen lästig, vermessen, reak-
tionär finden, doch es sollte in einer Demokratie möglich sein, auch 
solche Streitfragen aufzuwerfen. Schließlich genießen ja auch Reak-
tionäre Meinungsfreiheit und aktive Partizipationsrechte. 
Und in der Tat: Sie nehmen diese Aktivrechte in den USA von 
heute nach Kräften wahr. Die Präsidentschaftswahl des Jahres 2004 
(G.W. Bushs Sieg über Kerry) gilt allgemein als der Höhepunkt einer 
Entwicklung, in der aus Religion im Sinne einer Pluralität von Privat-
angelegenheiten ein Relief bei der Formation von politischen Gegen-
sätzen wurde. Wahlforscher sahen in diesem Jahr eine Kulmination 
erreicht: Religion (oder besser: Religiosität) „politisierte“ in bislang 
nicht gekanntem Ausmaß. Dabei wird zwischen einer Makro- und 
einer Mikro-Politisierung unterschieden. Erstere tritt ein, wenn reli-
giöse bzw. religiös verbrämte Themen die Wahlkämpfe und die Wahl-
entscheidungen prägen, letztere wird erkennbar, wenn sich bei Indivi-
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duen ein strikter Zusammenhang zwischen praktizierter Religiosität 
und politischem Verhalten erweist (Green/Dionne 2008: 197). Beides 
zeigte sich in zunehmendem Maße in den USA seit den 70er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts und beide Tendenzen stehen natürlich mitei-
nander im Zusammenhang. Die Makro-Politisierung hat freilich auch 
viel mit externen Einflüssen zu tun: So lange z.B. Fragen der wirt-
schaftlichen Prosperität und des ökonomischen Wandels dominierten, 
traten moralische und ökonomische Themen in den Hintergrund. Dies 
war z.B. bei F.D. Roosevelts „New Deal“ der Fall – die vorrangige 
Orientierung an Sozial- und Verteilungspolitiken erlaubte den Demo-
kraten damals, religiös sehr unterschiedliche Gruppen für sich zu mo-
bilisieren (Katholiken, Juden, Afro-Amerikaner, Säkulare usw.). Die 
bedeutenden außenpolitischen Themen des „Kalten Krieges“ schufen 
ebenfalls eine gewisse „Ökumene“, die religiöse Divergenzen hinter 
den „judäo-christlichen“ Konsens der nationalen Sicherheit zurücktre-
ten ließen. 
Die Konflikte der 60er Jahre (Bürgerrechte, Vietnamkrieg, „Coun-
terculture“ u.v.a.) zerrieben in einer Entwicklung, deren Darstellung 
diesen Aufsatz überfordern würde, diese Konsenskultur. Auf die 
emanzipatorischen Rebellionen folgten Gegenmobilisierungen des 
Konservatismus, die in der Regel „moral issues“ (wie Schwanger-
schaftsabbruch, Homosexualität, Kriminalitätsursachen usw.) in das 
Zentrum der politischen Aufmerksamkeit rückten. Diese Thematisie-
rungen schlossen die Partizipationslücke bei ländlichen, kirchenge-
bundenen und traditionalistischen Schichten, welche sich zuvor zum 
Nachteil der Republikanischen Partei ausgewirkt hatten, in der er-
wähnten Wahl von 2004 (wie bei anderen Gelegenheiten) nutzte diese 
Partei diese Mobilisierungschance weidlich aus: Indem die Wahlen 
mit staatsweiten Referenden zu „moral issues“ (z.B. über Homosexu-
ellenehe) kombiniert wurden, stieg die gewünschte Beteiligung ent-
sprechend motivierter Wähler. 
Die Motivationen aber entspringen der Mikro-Politisierung. Waren 
die religiös-politischen Konfliktlinien des 19. Jahrhunderts häufig 
noch entlang konfessioneller Zugehörigkeiten gezogen und wurden in 
so hässlichen Manifestationen wie Antisemitismus und Antikatholi-
zismus ausgelebt, so hat das späte 20. Jahrhundert eine neue Frontstel-
lung hervorgerufen: Das entscheidende Sortierkriterium ist nicht mehr 
RELIGION UND POLITIK IN DEN USA | 169 
die Zugehörigkeit zu bestimmten religiösen Gruppierungen, sondern 
das Ausmaß des Engagements innerhalb derselben. Die Wahlfor-
schung teilt darum Bevölkerungsgruppen nach beiden Kriterien ein: 
Katholiken mit starker/schwacher Kirchenbindung, weiße Mainline-
Protestanten mit denselben beiden Untergruppen usw. In diesen Kate-
gorien findet sich nur eine Gruppe mit häufigem Gottesdienstbesuch, 
die der Demokratischen Partei über lange Zeit hinweg treu geblieben 
ist: die kirchengebundenen afro-amerikanischen Protestanten. Ansons-
ten korreliert eine starke, praktizierte Religiosität (innerhalb benenn-
barer Gemeinschaften) eindeutig positiv mit Stimmabgabe zugunsten 
der Republikaner und distanzierte, „laue“ Religiosität mit Präferenz 
für die Demokraten (Green/Dionne 2008: 200). Für sich wäre das 
noch ein Befund, der allenfalls Spezialisten der Wahlanalyse und  
-strategie interessieren müsste. Es gibt jedoch weitere Anzeichen einer 
verhärteten, religiösen Formation. Die geographischen Ausdrücke der 
Kluft werden z.B. markanter. Der einstmals von Demokraten domi-
nierte Süden hat sich zu einem recht homogenen Stimmenblock für 
die Republikaner entwickelt, in dem die Vorherrschaft einer evangeli-
kalen, konservativen Religiosität sich mit anderen Kulturmustern ver-
bindet, die diese Orientierungen zementieren. 
Die Einstellungen über harsche Strafjustiz bis hin zur Todesstrafe 
sind hier im Durchschnitt aggressiver, die Skepsis gegen Sozialpro-
gramme und gegen Immigration ist hier ausgeprägter, Umweltaufla-
gen und Einschränkungen des Waffenbesitzes finden hier weniger 
Applaus. Eine Region, die in der Vergangenheit viel von Einrichtun-
gen und Beschaffungen des Pentagon-Budgets profitiert hat (Shelley 
u.a. 1996: 262), weist zudem auch eine erwartbare Nähe zu einer Poli-
tik der militärischen Stärke auf. Politiker verstehen es, einer entspre-
chenden Erwartung zu entsprechen. Der gegenwärtige Star der politi-
schen Rechten, Sarah Palin, beispielsweise offeriert eine Botschaft, 
die sie selbst auf das Minimum „God and Guns“ reduziert. Die Vermi-
schung aus Religiosität, im Waffenbesitz stilisierten Individualismus, 
Anti-Staatlichkeit in der Innenpolitik bei aggressiver Staatspraxis nach 
außen – dies ist eine bewährte Kombination aus Ideologemen, die bei 
benennbaren Bevölkerungsgruppen im Süden, in den Prairie- und den 
Mountain-Staaten garantierte Resonanz einbringt. Auf diese Weise 
wirkte auch der „Tea Party“-Effekt in den Wahlen des Jahres 2010. 
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Eigentlich hätte der Makro-Politisierungseffekt von Religion in die-
sem Wahljahr umschlagen müssen, denn durch Arbeitslosigkeit und 
Wirtschaftsprobleme (z.B. Banken, Hauseigentum) waren nun wieder 
nichtreligiöse Themen prominent. Die Protestbewegungen außerhalb 
des regulären Parteibetriebs kanalisierten jedoch gerade den Verdruss 
weißer, ökonomisch gefährdeter Wähler in eine allgemeine Ableh-
nung des politischen Prozesses, so dass eine Nachfrage nach einer 
anderen Politikkompetenz gar nicht erst aufkommen konnte (Courser 
2010: 14f.). Die Proteste entzündeten sich an ökonomischen und so-
zialpolitischen Themen (wie das Auslösen maroder Banken, das 
Staatsdefizit oder Obamas überkomplexe Gesundheitsreform), aber sie 
boten auch „moralisch“ und religiös-konservativ orientierten Wählern 
ein Forum für ihr Missbehagen über die Verfasstheit des Landes 
schlechthin. Somit konnte die Republikanische Partei ein Potenzial 
einheimsen, das andernfalls ihrer vorherigen religiös-moralischen 
Mobilisierung den Schwung hätte nehmen können. In den „Tea Par-
ty“-Reihen populäre Politiker (wie Sarah Palin und Michele Bach-
mann) und Medienstars (wie Glenn Beck) pflegen die dazu gehörigen 
Weltbilder, die diese spezielle Loyalität festigen: ein an Verschwö-
rungsvorstellungen grenzender Hass auf das liberale „Establishment“ 
und den von ihm angeblich beherrschten, extensiven Sozialstaat, dazu 
eine angstbesetzte Vision von einer Gefährdung der zentralen Werte 
des christlichen Amerikas durch Libertinage, Gottvergessenheit und 
außenpolitische Schwäche. 
Bei dieser Politik handelt es sich um ein „Predigen für die bereits 
Bekehrten“ – und damit kehren wir zu einer Frage zurück, die nur 
scheinbar auf den letzten Seiten in Vergessenheit geraten ist. Zur Er-
innerung: Wir fragten danach, unter welchen Voraussetzungen das 
gesellschaftszentrierte US-Modell des Schutzes und der Integration 
religiöser Minderheiten plausibel ist. Erwähnt wurde die Konzeption 
eines offenen, „spirituellen Marktes“ mit frei wählbarem Zu- und Ab-
gang und ohne Dominanzbestrebungen einzelner Anbieter unter Ein-
schaltung der Staatsmacht. Inzwischen haben sich die USA im rechten 
Spektrum ihrer Politik von diesem Ideal entfernt. Die Republikaner 
können sich in bisher unbekanntem Maße darauf konzentrieren, 
Stammwähler und Hochburgen zu mobilisieren; entsprechend werden 
sie auch von Politikern geführt, die dieser besonders entschiedenen 
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Gefolgschaft und den besonders konservativen Gebieten verpflichtet 
sind (differenziert dazu: Greenblatt 2008). Solche Politiker benötigen 
kaum den Zugewinn von Stimmen aus dem säkularen oder unent-
schiedenen Bevölkerungssegment; sie tragen vielmehr dazu bei, dass 
sich Milieus wie z.B. das Konglomerat „weiß/Mittelschicht/religiös/ 
südlich/nationalistisch/fiskalisch konservativ“ repräsentiert fühlen und 
sich dadurch stabilisieren. Umgekehrt werden diese Milieus auch nicht 
aus der Gegenrichtung angefochten: Auch die säkulareren und kir-
chenferneren Schichten, meist mit urbaner Ausrichtung und in qualifi-
zierten Dienstleistungsberufen, haben ihre stabile Heimat gefunden – 
nämlich bei den Demokraten. Auch sie weisen regionale Schwerpunk-
te auf (grob: entlang der Atlantik- und Pazifikküste und nahe der ka-
nadischen Grenze); auch sie werden „gepflegt“ von Politikern, die 
sich kaum um Resonanz im Gegenlager bemühen. 
Diese Anordnung bildet die empirische Grundlage für die „Polari-
sierungs“-These der US-Politik, die auch auf Kritik trifft und bei der 
nicht ganz klar ist, ob die Lagerformation primär von den politischen 
Eliten ausgeht oder von den sozial-kulturellen Verfestigungen (Lay-
man u.a. 2006: 95f.). Die Antwort auf diese Henne-Ei-Frage können 
wir uns schenken; es genügt der unbestreitbare Befund, dass gegen-
wärtig US-Politiker beiderlei Couleur wenig Motivation zeigen, die 
weltanschaulichen Blöcke aufzulockern. Damit aber verstetigt sich 
eine Umwelt, die neu auftretenden, religiösen Minderheiten kaum 
gewogen ist. Da ist einerseits die Sogwirkung: Wer die religiöse Tö-
nung der Politik begrüßt, wird in die nicht immer wünschenswerte 
Umarmung jener geraten, die diese Tönung in ihren eigenen Farben 
propagieren. Das konservativ-evangelikale Milieu der Republikaner 
bietet vor allem eine „judäo-christliche“ Variante der politisierenden 
Religion an, die auch für manche Katholiken gesprächsbereit ist, aber 
entfernteren Religionen keine Offerten macht. Wer dieses Angebot 
nicht schätzt, ist auf das liberal-säkulare Milieu verwiesen, das Tole-
ranz hochhält, aber für immanente religiöse Belange unempfänglich 
ist. Denken wir uns als Illustration frisch eingewanderte Muslime, 
denen traditionalistische Christen entgegentreten, welche die USA als 
christliche Nation definieren und eine aggressive Pro-Israel-Politik 
verfechten. Diese Ablehnung wird kaum unterschritten durch Säkula-
re, die das islamisch-religiöse Reglement in der Lebensgestaltung als 
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reaktionär und frauenfeindlich brandmarken… Die Tendenz, in der 
Lagerbildung marginalisiert zu werden, kann subjektiv noch stärker 
ausfallen dadurch, dass aus dritter Perspektive beide Blöcke die 
Staatsmacht für ihre Weltanschauung dienstbar machen wollen. Die 
traditionalistischen Christen erhielten unter George W. Bush die Mög-
lichkeit, eigene Sozialprojekte mit öffentlicher Finanzunterstützung zu 
betreiben und vermehrte Chancen, ihre Weltsicht (z.B. Schöpfungs-
lehre) in öffentlich geförderte Institutionen zu tragen. Die Supreme-
Court-Judikatur jener Jahre zeigt eine Tendenz, die Trennung des 
Staates von der Religion „entspannter“ zu sehen. Wenn im umgekehr-
ten Engagement Säkulare auf dem Monopol des naturwissenschaftli-
chen Weltbildes an Schulen und Universitäten beharren und manch-
mal die Bannung religiöser Symbolik bis hin zur Ächtung von Weih-
nachtsgrußkarten treiben, dann könnte dies den in solchen Ländern 
lebenden Muslimen als die staatliche Verankerung einer anderen 
„Glaubenslehre“ erscheinen, nämlich des säkularen, westlichen „Hu-
manismus“. 
Das assoziative, gesellschaftszentrierte Modell der religiösen Min-
derheitenintegration kann mit Blick auf die USA optimistisch beurteilt 
werden (so etwa durch Casanova 2006: 202f.) – in historisch langfris-
tiger Perspektive. Bei kurzfristiger Betrachtung darf aber auch eine 
Prise Skepsis beigegeben werden, da die US-amerikanische Anord-
nung in ihrer gegenwärtigen Verfasstheit von ihrer Idealform ab-
weicht. Der Pluralismus der weltanschaulichen Angebote offeriert 
keine ausgeglichene und variable Palette, in der sich Neuankömmlinge 
leicht einsortieren und bei Enttäuschungen umorientieren könnten. Es 
zeigen sich dominante Lagerbildungen, die einen erheblichen Kon-
formitätssog ausüben. Wichtiger ist aber, dass sich Milieus wie das 
südstaatlich-konservativ-evangelikale über die Politik verfestigen. 
Ihnen gegenüber vermindert sich dadurch ein entscheidender Vorzug 
der assoziativen US-amerikanischen Praxis. Immigranten erlaubte das 
Festhalten an der heimischen Religion eine erleichterte Integration in 
die Mehrheitsgesellschaft. Zunächst wurde unter dem religiösen Dach 
auch noch ethnisches Brauchtum gepflegt; die gemeinsame Ausübung 
in überspannenden Religionen wie dem Katholizismus, dem Judentum 
oder dem lutherischen Protestantismus erlaubte es dann aber, dass die 
ethnischen Identitäten schrittweise hinter die konfessionellen zurück-
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traten (vgl. Ebaugh 2003: 228). In der gesellschaftlichen Selbstplatzie-
rung gewinnt mit Religion somit ein Kriterium an Rang, das im All-
gemeinen in der US-Kultur mehr Wertschätzung einbringt als Ethnizi-
tät. Wenn aber die etablierte Religiosität, die jene Wertschätzung ver-
teilt, sich zunehmend in politisch geprägten Lagern formiert, dann ist 
es nicht unwahrscheinlich, dass sie auch die Neuankömmlinge in eine 
politisch gefärbte Weltsicht einsortiert. Ethnische und religiöse Zu-
ordnungen mögen dann von politischen Ausgrenzungen überlagert 
werden. Recht offensichtlich ist es genau das, was gegenwärtig dem 
Islam widerfährt. 
Die Betonung liegt auf „gegenwärtig“. Die langfristige Integra-
tionsfähigkeit des US-amerikanischen Pluralismus wird damit nicht 
widerlegt. Die große Wandelbarkeit der religiösen Landschaft springt 
ohnehin selbst dem oberflächlichsten Beobachter ins Auge. Dies ist 
also eine Momentaufnahme, und Momentaufnahmen selbst sind nicht 
das Material, aus dem heraus man den historischen Ort des Temporä-
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Religiöse und säkulare Argumente  
im Konflikt? 
Kritik einer irreführenden Dichotomie 





Angestoßen durch John Rawls’ Überlegungen zum politischen Libera-
lismus (vgl. Rawls 1998, 2002) ist in den folgenden Jahren eine Fülle 
von Literatur entstanden, die sich unter moral- und religionsphiloso-
phischen, theologischen, politiktheoretischen und verfassungsrechtli-
chen Blickwinkeln mit der Frage auseinandersetzt, welche Rolle reli-
giösen Argumentationen in öffentlichen politischen Diskursen plura-
listischer Demokratien zugestanden werden sollte. Bis vor kurzem 
wurden diese Diskussionen vor allem im angloamerikanischen Raum 
geführt, wo eine außerordentlich vitale religiöse Landschaft sowie die 
prominente Stellung der Religionsfreiheit wie auch der Trennung von 
Kirche und Staat in der Verfassung dieses Problem besonders akut 
machten. Einige der prominentesten Autoren in dieser Debatte sind 
Kent Greenawalt, Robert Audi, Paul Weithman, Nicholas Wolterstorff 
und Charles Taylor. In Europa allgemein und Deutschland insbeson-
dere rückte diese Thematik spätestens nach Jürgen Habermas’ Rede 
zur Verleihung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels (vgl. 
Habermas 2005a) verstärkt ins Interesse eines breiteren akademischen 
und öffentlichen Publikums. Habermas gebührt auch der Verdienst, 
die philosophischen Debatten aus den Vereinigten Staaten in Europa 
rezipiert und ihre auf den angloamerikanischen Raum bezogenen 
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Überlegungen auch für europäische Debatten fruchtbar gemacht zu 
haben.1
All den unterschiedlichen Positionen liegt zum einen die Unter-
stellung zugrunde, es gäbe ein dichotomes Verhältnis zwischen reli-
giösen Argumenten auf der einen und säkularen Argumenten auf der 
anderen Seite, die sich klar voneinander trennen ließen. Zum anderen 
wird postuliert, dass religiöse Argumente für Menschen, die die epis-
temologische Prämisse, auf denen sie beruhen – den religiösen Glau-
ben –, nicht teilen, von diesen in den meisten Fällen nicht nachvollzo-
gen werden können, während säkulare Argumente weitestgehend all-
gemein nachvollziehbar seien. Daraus ergeben sich unterschiedliche 
Konsequenzen: Die einen sagen, es müsse gefolgert werden, religiöse 
Argumente sollten aus öffentlichen politischen Diskursen herausge-
halten werden, da sich an diesem Diskurs ja auch Menschen beteili-
gen, die die epistemologische Basis religiöser Argumente nicht nach-
vollziehen können. Andere wiederum argumentieren, diese Spannung 
müsse in Kauf genommen werden, da von religiösen Menschen nichts 
gefordert werden dürfe, was nicht auch von säkularen Menschen ge-
fordert wird, nämlich die Hintanstellung persönlicher Überzeugungen 
in der Artikulation eigener Positionen in politischen Diskursen, nur 
weil diese Überzeugungen in diesem Falle religiöser Natur sind. 
In diesem Beitrag vertrete ich die These, dass eine Dichotomisie-
rung zwischen religiösen und säkularen Argumenten, wie sie in der 
bisherigen philosophischen Diskussion stattgefunden hat, zum einen 
eine unzulässige Vereinfachung der Art und Weise ist, wie Menschen 
ihre Meinungen bilden und diese in der Öffentlichkeit vertreten. Zum 
anderen glaube ich, dass das dadurch identifizierte Problem, nämlich 
ein potenzieller Kommunikationskonflikt zwischen unterschiedlichen 
Formen von Argumentationen, durch die zwei Pole „religiös“ und 
„säkular“ und die unterschiedlichen epistemologischen Prämissen, auf 
die sich die jeweiligen Argumente beziehen, falsch beschrieben ist 
und somit nur unzureichend erklärt werden kann. 
Um das Problem dieser Dichotomisierung deutlich zu machen, ge-
he ich in zwei Schritten vor: Zunächst gebe ich einen kurzen Über-
blick über die wichtigsten philosophischen Positionen zur angemesse-
nen Rolle religiöser Argumentationen in politischen Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsfindungsprozessen. Anschließend soll ge-
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zeigt werden, dass die dort vorhandene implizite Dichotomie zwischen 
religiösen und säkularen Argumenten dem Phänomen des Beitrags 
religiöser Argumentationen in politischen Debatten nicht gerecht wird 
und somit auch als empirische Prämisse für die normative philosophi-
sche Auseinandersetzung mit angemessenen Argumentationen für die 
politischen Diskurse pluralistischer Demokratien nur wenig taugt. 
Stattdessen befindet sich in dieser Dichotomisierung eine Annahme 
über Argumentationsstrukturen, die für den politischen Diskurs in 
pluralistischen Demokratien tatsächlich problematisch sein können, 
sich aber nicht, wie angenommen, mit der Unterscheidung zwischen 
religiösen und säkularen Argumenten erfassen lassen.  
Es ist an dieser Stelle wichtig zu betonen, dass diese Kritik selber 
keinerlei normative Auskunft darüber gibt, welche Rolle die Beiträge 
religiöser Menschen in politischen Diskursen spielen sollten. Zu den 
einzelnen Positionen und ihrer Plausibilität werde ich mich in diesem 
Beitrag nicht äußern. Meine kritischen Betrachtungen weisen lediglich 
darauf hin, dass die Prämissen, unter denen diese normative Diskus-
sion bislang stattgefunden hat, wenig hilfreich sind. 
 
 
II. DIE ROLLE RELIGIÖSER ARGUMENTATIONEN  
IN DER PLURALISTISCHEN ÖFFENTLICHKEIT 
SÄKULARER DEMOKRATIEN –  
EIN KURZER ÜBERBLICK 

Ausgangspunkt der Debatte – John Rawls’ Idee des 
öffentlichen Vernunftgebrauchs 
 
Die Debatte um die angemessene Rolle religiöser Überzeugungen in 
den politischen Diskursen säkularer, pluralistischer, liberaler Demo-
kratien, wie sie heute geführt wird, findet meist als Auseinanderset-
zung mit John Rawls’ Theorie zum politischen Liberalismus statt. 
Darin stellt Rawls die Frage, wie sich angesichts eines Pluralismus an 
Meinungen und vernünftigen „umfassenden Lehren“, also religiösen, 
philosophischen oder anderweitigen Weltanschauungen, angemessen 
über „wesentliche Verfassungsinhalte“ und Fragen grundlegender 
Gerechtigkeit diskutieren lasse. 
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Um als vernünftig qualifiziert werden zu können, muss eine um-
fassende Lehre, laut Rawls, von sich aus vernunftbasierte, weltan-
schaulich neutrale Argumentationen nachvollziehen können. Daher 
muss jede Gerechtigkeitskonzeption einerseits möglichst losgelöst von 
umfassenden Lehren formuliert werden, andererseits aber von jeder 
vernünftigen umfassenden Lehre nachvollzogen werden können. Da-
mit dies gewährleistet werden kann, ist es laut Rawls notwendig, dass 
die Bürger dort, wo es um wesentliche Verfassungsinhalte geht, in der 
Lage sind, „die Grundlagen ihres Tuns voreinander so zu erklären, 
dass sie vernünftigerweise mit der Zustimmung anderer rechnen kön-
nen, weil diese Grundlagen sich mit deren Freiheit und Gleichheit 
vereinbaren lassen“ (Rawls 1998: 318). Dies nennt Rawls die „Idee 
des öffentlichen Vernunftgebrauchs“, und sie definiert sich in etwa 
wie folgt: Dort, wo Bürgerinnen und Bürger über wesentliche Verfas-
sungsinhalte, also vor allem über Fragen grundlegender Gerechtigkeit 
diskutieren oder dazu Entscheidungen fällen oder wählen müssen, 
muss dies in einer Sprache und auf Basis von Argumenten geschehen, 
die durch öffentliche Vernunft nachvollziehbar sind. Das heißt, dass 
sie nicht auf epistemologischen Prämissen beruhen dürfen, die Teil 
einer religiösen oder anderweitigen umfassenden Lehre sind. Deren 
Nachvollziehbarkeit hänge nämlich von mehr ab als nur von vernunft-
basierter Argumentation. Diskussionen um wesentliche Verfassungs-
inhalte sollen hingegen so geführt werden, dass ihre „Rechtfertigun-
gen [sich] nur auf gegenwärtig allgemein akzeptierte Überzeugungen 
stützen dürfen“ (ebd.: 326), da nur diese auf „allgemein zugänglichen 
Wahrheiten beruhen“ (ebd.: 327). Dies geschieht in der Hoffnung, 
dass auch alle weltanschaulich neutralen Argumente von umfassenden 
religiösen und anderen Lehren aus nachvollzogen werden können. 
Dies bezeichnet Rawls als die Idee eines „übergreifenden Konsenses“ 
(ebd.: 219ff.). 
Das Ideal soll vor allem, aber nicht nur von politischen Amtsinha-
bern beziehungsweise Kandidaten auf ein solches Amt erfüllt werden. 
Es gilt auch für „normale“ Bürger, denn wenn die politische Macht in 
einer Demokratie die Macht der Öffentlichkeit ist, dann sind es die 
Bürger, die diese Macht ausüben (vgl. Rawls 2002: 170). Unter Be-
dingungen eines vernünftigen religiösen und weltanschaulichen Plura-
lismus muss Machtausübung allen gegenüber rechtfertigbar sein. 
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Wenn weltanschauliche Gründe dennoch in die öffentliche politische 
Diskussion eingebracht werden, sollte zumindest sichergestellt wer-
den, dass sie „in gebührender Zeit“ (ebd.: 189) von anderen, politi-
schen Gründen bekräftigt werden. Letztendlich sind es aber die politi-
schen Gründe, die eine legitimierende Rolle spielen. 
 
Eine Theorie staatsbürgerlicher Tugend –  
die exklusive Position  
 
In einem Teil der Auseinandersetzung mit Rawls’ Thesen lässt sich 
eine Akzentverschiebung beobachten: Während Rawls sich noch mit 
der allgemeineren Frage nach dem Stellenwert umfassender Lehren in 
der Diskussion um Gerechtigkeitsgrundsätze auseinandergesetzt hatte 
– wobei er keinen Unterschied zwischen religiösen, philosophischen, 
ökonomischen oder anderen Lehren machte, sondern diese nur von 
allgemein akzeptierten, vernunftbasierten Überzeugungen unterschied 
–, verlagern Theoretiker wie Robert Audi, Kent Greenawalt, Paul 
Weithman und Nicholas Wolterstorff den Fokus auf die Unterschei-
dung zwischen religiösen und säkularen Überzeugungen beziehungs-
weise Argumentationen. Die Hauptfrage lautet dort, inwiefern Bürger- 
innen und Bürger einer modernen liberalen Demokratie sich auf ihre 
religiösen Überzeugungen berufen dürfen, wenn sie wählen oder über 
Gesetze diskutieren und abstimmen, die Auswirkungen auf die Frei-
heit der Bürger haben. 
Robert Audis These beispielsweise lässt sich so zusammenfassen: 
Da die institutionelle Trennung von Kirche und Staat eine der Haupt-
voraussetzungen für das Funktionieren einer liberalen Demokratie ist, 
sollte diese Trennung nicht nur in den Institutionen der Gesellschaft, 
sondern auch im politischen Verhalten der Bürger Ausdruck finden 
(vgl. Audi 2000: 83). Man sollte laut Audi kein Gesetz oder keine 
politische Entscheidung auf Basis religiöser oder weltanschaulicher  
Überzeugungen argumentativ verteidigen, wenn man nicht in der Lage 
ist, säkulare Gründe dafür vorzubringen. Säkulare Gründe sind für 
Audi solche, „whose normative force, that is, its status as a prima facie 
justificatory element, does not evidentially depend on the existence of 
God (or denying it) or on theological considerations, or on the pro-
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nouncements of a person or institution qua religious authority“ (ebd.: 
89). 
Um sich von vornherein von dem Vorwurf freizusprechen, religiö-
sen Menschen innerhalb der Gesellschaft zu schwere Bürden aufzu-
erlegen, nimmt Audi die Verteidigung seiner Theorie aus der Perspek-
tive einer religiösen Person in Angriff. Säkularität wird als gemeinsa-
mer Nenner verstanden, auf den sich sowohl religiöse als auch nichtre-
ligiöse Menschen einigen könnten. Während es Menschen, die die 
Prämissen eines religiösen Arguments nicht teilen, nicht unbedingt 
möglich ist, ein solches Argument nachzuvollziehen (obwohl es eini-
gen möglich sein kann), befinden sich säkulare Argumente laut Audi 
nicht im Widerspruch zu religiösen Weltbildern im allgemeinen (vgl. 
ebd.: 94). 
Um dem Ideal einer staatsbürgerlichen Tugend nach Audi zu ent-
sprechen, soll man aber nicht nur in der Lage sein, säkulare Gründe 
für seine politischen Überzeugungen vorbringen zu können, sondern 
muss auch von diesen säkularen Gründen motiviert sein. Sollte dies 
nicht der Fall sein, hat man die moralische Verpflichtung, sich eines 
Urteils in der betreffenden Sache zu enthalten. Dabei weist Audi be-
sonders auf die Gefahren hin, die in dem bestehen, was er political 
leveraging (vgl. ebd.: 109) nennt. Damit meint er das Vorbringen 
einer bestimmten Art von Argumenten, wenn es darum geht, bestimm-
te Adressaten vom eigenen Standpunkt zu überzeugen. So könnte etwa 
ein Politiker in einer Diskussionsrunde mit religiösen Menschen ver-
suchen, seine Meinung in religiöse Sprache zu kleiden, um bei der 
Gruppe auf mehr Verständnis zu stoßen. Er würde damit an eine Mo-
tivation appellieren, die gar nicht die seine ist. Für Audi unterminiert 
das die Glaubwürdigkeit dieses Politikers, der, anstatt seine eigene 
Motivation offen zu legen, sich so ausgibt, als würde er dieselben 
argumentativen Prämissen vertreten wie seine Adressaten.

Eine Ethik der Partizipation – die inklusive Position 
 
Paul J. Weithman hat das bisher umfassendste Plädoyer für die Einbe-
ziehung religiöser Argumente in den politischen Diskurs sowie als 
Basis für politische Entscheidungen – vor allem Stimmabgabe bei 
Wahlen – formuliert. Seiner Auffassung nach ist es sowohl legitim, 
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dass religiöse Bürger auf Basis religiöser Überzeugungen ihre politi-
schen Entscheidungen fällen, als auch, dass sie diese Positionen mit 
dem ihnen von ihrer religiösen oder anderweitigen Weltanschauung 
zur Verfügung gestellten Vokabular öffentlich rechtfertigen (vgl. 
Weithman 2002: 3). 
Den Schwerpunkt legt Weithman auf die Frage nach einer Ethik 
der Partizipation. Er hofft also, die Grundlagen für einen Diskurs le-
gen zu können, an dem möglichst viele Bürger gleichberechtigt teil-
nehmen können. Hier erfüllen seiner Meinung nach religiöse Gemein-
schaften eine wichtige Funktion. Anhand der Analyse empirischer 
Studien stellt er fest, dass Kirchen in Amerika eine wichtige Rolle bei 
der Ermöglichung politischen Bewusstseins und der Partizipation an 
politischen Diskursen spielen (vgl. Verba/Schlozman/Brady 1995). 
Dabei erfüllen sie vor allem zwei Funktionen: Zunächst stellen Kir-
chen ihren Mitgliedern die kognitiven Mittel zur Verfügung, die sie 
benötigen, um die Bedingungen zu verantwortungsvoller Partizipation 
am politischen Diskurs zu erfüllen. Das gilt insbesondere für ärmere 
Bevölkerungsschichten und Migranten, denen wenig andere Optionen 
zur politischen Bildung offen stehen. Zweitens leisten die Kirchen 
selber einen wichtigen Beitrag zur Debatte über Partizipation und 
darüber, was der Staat tun sollte, um sie möglichst allen seinen Mit-
gliedern möglich zu machen (vgl. ebd.: 36). Sie können schwächeren, 
weniger stark repräsentierten Gruppen als Sprachrohr dienen und er-
füllen die Funktion, auf Defizite in den Partizipationsmöglichkeiten 
bisher wenig berücksichtigter Gruppen aufmerksam zu machen (vgl. 
ebd.: 48ff.). Die Kirchen tragen somit dazu bei, dass diejenigen Men-
schen, die sich durch Armut oder sonstige Umstände am Rande der 
Gesellschaft befinden, eine Stimme erhalten, die die Probleme, von 
denen sie betroffen sind, immer wieder anspricht.  
Die Inklusion religiöser Argumente rechtfertigt er daher mit zwei 
Argumenten. (1) Da Kirchen für viele marginalisierte Menschen der 
einzige Ort seien, an dem sie so etwas wie politische Sensibilisierung 
erfahren und mit politischen Fragen konfrontiert werden, komme der 
Ausschluss von Argumenten, die sie im Rahmen einer Auseinander-
setzung innerhalb dieses Forums entwickeln, einer Zurückweisung 
dieser Menschen aus dem politischen Diskurs gleich (vgl. ebd.: 138). 
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(2) Im religiös formulierten Argument selber steckt ein Potenzial: 
erstens, bestimmte Problematiken auf eine Weise auszudrücken, die 
säkularen Argumentationsmustern nicht offen steht (vgl. ebd.: 54), 
und zweitens, durch Polarisierung und Provokation dem politischen 
Diskurs einen Impuls zu geben, der zur verschärften Suche nach 
Kompromissen führt (vgl. ebd.: 83f.). Weithman meint, Kirchen stell-
ten religiöse Narrative zur Verfügung, die dabei hülfen, soziale Pro-
bleme aus einem anderen Blickwinkel zu betrachten, als das durch 
säkulare Argumentationsformen möglich sei. Zwar mag dies anfäng-
lich provozieren, da die Nachvollziehbarkeit der epistemologischen 
Prämissen des Narrativs nicht von jedermann erwartet werden kann. 
Dennoch kann es dazu anregen, die eigene Position zu hinterfragen 
und nach Kompromisslösungen zu suchen (vgl. dazu auch Waldron 
1993). Thomas M. Schmidt weist zudem darauf hin, dass auch hin-
sichtlich des Stellenwerts der Überzeugung für denjenigen, der sie 
vertritt, die Möglichkeit zur Artikulation äußerst wichtig ist. Wenn 
eine bestimmte Erfahrung zu einer Überzeugung geführt habe, so 
Schmidt, sei es von großer Bedeutung, diese durch Artikulation mit 
dem bisher Erlebten in Einklang zu bringen (vgl. Schmidt 2009). Das 
deutet einerseits auf eine reflexive und interpretatorische Fähigkeit zur 
Sinnbildung und Kommunikation hin, setzt andererseits aber eben 
auch einen Rahmen voraus, in dem sich diese äußern kann. 
Der Unterschied zu der Auffassung, nach der religiöse Argumente 
aus dem politischen Diskurs ausgeschlossen werden sollen, besteht 
darin, dass Weithman keine allgemein zugänglichen Gründe fordert, 
sondern solche, von denen man glaubt, dass sie eine politische Ent-
scheidung rechtfertigen können. Ob sie das tatsächlich tun, ist erst 
einmal gar nicht von Belang. Diese Auffassung kommt durch eine 
generelle Skepsis gegenüber dem Kriterium der Zugänglichkeit zu-
stande. „If there are reasonable disagreements about what kinds of 
reasons are accessible and about what ends government must serve, 
then it would be unreasonable for some citizens to expect others to 
offer them reasons they regard as accessible.“ (Ebd.: 135) Religiöse 
Überzeugungen müssen außerdem laut Weithman für Leute, die die 
epistemologischen Prämissen nicht teilen, nicht per se unzugänglich 
sein. Daher bezeichnet er darauf zurückzuführende Meinungsver-
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schiedenheiten als vernünftig. Es spielt für seine Partizipationsethik 
aber keine Rolle, ob sie es sind oder nicht. 
Auch Kent Greenawalt weist die exklusive Position zurück. Er 
weist darauf hin, dass es verheerend wäre, religiöse Menschen durch 
die Forderung, Teile ihrer Persönlichkeit in öffentlichen Diskursen 
zugunsten eines vermeintlichen „political character“ (vgl. Greenawalt 
1988: 258) vom politischen Geschehen zu entfremden. Zudem solle, 
so seine spätere Position, in der theoretischen Diskussion verstärkt auf 
lokale und nationale Kontexte politischer Diskurse geachtet werden. 
So sei eine Forderung nach Exklusion religiöser Argumente in stark 
säkularisierten Gesellschaften wie den Ländern Skandinaviens oder 
Australien völlig unnötig, da diese dort kaum Gehör finden würden. In 
Gesellschaften hingegen, wo religiöse Konflikte herrschen, könne eine 
Exklusion religiöser Argumentationen schon eher sinnvoll sein (vgl. 
Greenawalt 2008). 
Die Gefahr der Entfremdung sieht auch Nicholas Wolterstorff. 
Eine Konsequenz der exklusiven Position sei es, dass religiöse Bürger, 
die liberale Positionen vertreten, sich auch von einem philosophischen 
Liberalismus einreden lassen könnten, auf religiöse Argumentationen 
zu verzichten. Das führe dann dazu, dass nur noch extremistische und 
fundamentalistische Stimmen gehört würden, die sich dieser liberalen 
Vorstellung verweigerten. Letztendlich würde das dem Konzept des 
politischen Liberalismus selber zuwiderlaufen (vgl. Wolterstorff 
1997). 
 
Jürgen Habermas – Religion in der Öffentlichkeit einer 
postsäkularen Gesellschaft 
 
Jürgen Habermas nimmt in seinen Auseinandersetzungen mit Fragen 
zu Religion in der Öffentlichkeit so etwas wie eine Zwischenposition 
ein (vgl. zum Folgenden Habermas 2005b). Zwei Argumentations-
stränge sind in seiner Kritik an beiden Positionen zu erkennen. Einer-
seits geht es um die Frage politischer Partizipation, sowohl von reli-
giösen als auch von nichtreligiösen Staatsbürgern. Das Argument lau-
tet dort, dass die Zumutungen, die ein liberaler, säkularer Staat in Be-
zug auf die Artikulation politischer Meinungen an seine Bürger stellen 
darf, nicht ungleich auf religiöse und nichtreligiöse Menschen verteilt 
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sein dürfen. Außerdem herrscht angesichts politischer Probleme, die 
rein rational nur unzureichend diskutiert werden können, in religiösen 
Argumentationen ein Artikulationspotenzial, das es nicht zu vernach-
lässigen gilt. 
An der Rawls’schen Bedingung des öffentlichen Vernunftge-
brauchs kritisiert Habermas, sie stelle Forderungen an religiöse Men-
schen, die sie an nichtreligiöse Menschen nicht stelle. Dort erscheint 
wie bei Weithman das Problem der gleichen Partizipation. Habermas 
stimmt Rawls darin zu, dass allgemein verbindliche politische Ent-
scheidungen auf institutioneller Ebene durch Gründe gerechtfertigt 
werden müssen, die unter Annahme einer allen Menschen gemeinsa-
men Vernunft von allen Menschen verstanden werden können müs-
sen. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Teilnahme am vorinstitutio-
nellen politischen Diskurs denselben Bedingungen unterliegen muss. 
„[E]in Staat kann Bürgern, denen er Religionsfreiheit gewährleistet, 
keine Pflichten auferlegen, die mit einer gläubigen Existenzform un-
vereinbar sind.“ (Ebd.: 131) 
Habermas schlägt nun folgende Lösung vor, durch die einerseits 
religiöse Bürger gleichberechtigt am politischen Diskurs teilnehmen 
können, andererseits aber die Trennung von Staat und Kirche nicht in 
Frage gestellt wird: Zum einen müssen religiöse Inhalte aus den politi-
schen Institutionen ferngehalten werden. Die weltanschauliche Neu-
tralität politischer Institutionen muss gewährleistet bleiben. Damit 
sind vor allem Parlamente, Regierungen und Gerichte gemeint. Dort, 
wo Repräsentanten von Bürgern unterschiedlicher weltanschaulicher 
und religiöser Gesinnung über allgemein verbindliche Gesetze debat-
tieren, muss gewährleistet sein, dass sowohl die Debatten als auch die 
Ergebnisse auf Basis einer gemeinsamen Vernunft allgemein-reziprok 
nachvollziehbar sind.  
Gleichzeitig darf aber „der liberale Staat […] die gebotene institu-
tionelle Trennung von Religion und Politik nicht in eine unzumutbare 
mentale und psychologische Bürde für seine religiösen Bürger ver-
wandeln. Allerdings muss er von ihnen die Anerkennung des Prinzips 
der weltanschaulich neutralen Herrschaftsausübung erwarten.“ (Ebd.: 
135f.; dazu auch Wolterstorff 1997) 
In Anbetracht dieser Tatsache hält Habermas es für möglich, dass 
religiöse Argumentationen ihrem Gehalt nach in eine säkulare Sprache 
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„übersetzt“ werden, die der religiösen Überzeugung inhaltlich kein 
Unrecht antun. Die Hoffnung ist, dass sich Bürger finden werden, die 
in der Lage sind, religiöse Gehalte säkular zu formulieren. Für religiö-
se Bürger bedeutet das dann, dass „sie sich nur unter der Bedingung 
der Anerkennung des institutionellen Übersetzungsvorbehalts in reli-
giöser Sprache äußern dürfen, […] sich [aber], im Vertrauen auf die 
kooperativen Übersetzungsleistungen ihrer Mitbürger, als Teilnehmer 
am Gesetzgebungsprozess verstehen [können], obwohl darin allein 
säkulare Gründe zählen“ (ebd.: 136). 
Das führt dazu, dass auch nichtreligiösen Bürgern im Umgang mit 
ihren religiösen Mitbürgern Zumutungen gemacht werden müssen. 
Während religiöse Bürger den Vorrang säkularer Gründe in politi-
schen Institutionen anerkennen müssen, gilt auf Seiten säkularer Bür-
ger die Forderung nach einer „selbstreflexive[n] Überwindung eines 
säkularistisch verhärteten und exklusiven Selbstverständnisses der 
Moderne“ (ebd.: 145). Das soll heißen, dass religiöse Überzeugungen 
nicht leichtfertig als Relikte aus vormodernen Zeiten abgetan werden 
dürfen, sondern dass sie durchaus ernst genommen werden müssen. 
Die Forderung, religiöse Argumente ernst zu nehmen und ihre Inhalte 
in eine säkulare Sprache zu übersetzen, ist nach Habermas nicht min-
der anspruchsvoll als die Forderungen an religiöse Bürger, den Vor-
rang säkularer Gründe anzunehmen. Diese gegenseitige Rücksicht-
nahme bezeichnet Habermas als „komplementären Lernprozess“ 
(ebd.: 146), der die gegenseitige Übernahme der jeweils anderen Posi-
tion fordert. Der Grad der kognitiven Zumutungen sei also auf beiden 
Seiten derselbe. 
Damit geht das zweite Argument einher, nämlich das Potenzial, 
das von religiöser Argumentation selber ausgeht. Es handelt sich um 
ein Potenzial, das um seiner selbst willen berücksichtigt werden muss 
und einen wichtigen Beitrag zur Fruchtbarkeit politischer Diskurse 
leisten kann. Das Potenzial religiöser Argumentation ist ein Zweifa-
ches: Erstens leistet religiöses Bewusstsein laut Habermas einen wich-
tigen Beitrag zur Schaffung von Solidarität und Normbewusstsein 
angesichts der schwindenden integrativen Kraft des Nationalstaats im 
Zuge einer globalisierten Welt und eines Kontrollverlusts über entfes-
selte Märkte. Zweitens können religiöse Argumentationsformen in 
Fragen, die rein wissenschaftlich und rational (noch) unzureichend 
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beantwortet werden können, moralische Intuitionen artikulieren, für 
die es sonst keine Sprache gibt. 
 
 
III. „RELIGIÖS“ VS. „SÄKULAR“ –  
EINE IRREFÜHRENDE DICHOTOMIE 

Wie oben schon kurz angedeutet, hat in der philosophischen Diskus-
sion zum Verhältnis von religiösen Überzeugungen und politischen 
Diskursen eine Akzentverschiebung in der Auseinandersetzung mit 
Rawls’ Idee des öffentlichen Vernunftgebrauchs stattgefunden. Rawls 
hatte einen politischen Diskurs im Sinn, in dem Fragen grundlegender 
Gerechtigkeit auf Grundlage vernunftbasierter Argumentationen dis-
kutiert werden, deren Geltung unabhängig von nicht universal geteil-
ten Weltanschauungen seien – „umfassende Lehren“ –, aus einer sol-
chen weltanschaulich geprägten Perspektive jedoch nachvollzogen 
werden können. In der oben dargestellten Folgediskussion wurden 
umfassende Lehren jedoch nur noch als religiöse Weltanschauungen 
interpretiert und weltanschauliche Neutralität mit Säkularität gleichge-
setzt. Dies führt zu einer Reihe von Problemen, die ich im Folgenden 
erläutern möchte und deren Folge in meinen Augen nur das Aufgeben 
der strikten Dichotomisierung zwischen religiösen Argumenten einer-
seits und säkularen Argumenten andererseits sein kann. 
Dazu muss zunächst einmal festgemacht werden, auf welchen 
unterschiedlichen Ebenen die oben dargestellten Diskussionsbeiträge 
sich abspielen. Eine Unterscheidung dieser Ebenen wird die Implika-
tionen der suggerierten Dichotomisierung klarer machen und ihre Pro-
bleme verdeutlichen. Drei Ebenen sind dabei festzustellen: 
Auf der ersten Ebene haben wir es mit einem politischen Rechtfer-
tigungsdiskurs zu tun. Hier geht es darum, dass allgemein bindende 
Gesetze aufgrund von Termini und Argumentationen zu rechtfertigen 
sind, die unter der Voraussetzung einer pluralistischen Gesellschaft 
von allen ihren Mitgliedern nachvollzogen werden können, ohne dass 
das Vertreten einer bestimmten religiösen Weltanschauung angenom-
men werden muss (vgl. Habermas 2005b; auch Forst 2004, 2007). Es 
geht konkret um die faktische Durchsetzung des religiösen Neutrali-
tätsgebotes des Staates und seiner Gesetzgebung: Ein Gesetz darf 
RELIGIÖSE UND SÄKULARE ARGUMENTE IM KONFLIKT? | 187 
nicht durch Berufung auf eine religiöse Lehre oder einen göttlichen 
Imperativ gerechtfertigt werden, da die zur Akzeptanz dieser Rechtfer-
tigung nötige Voraussetzung – der Glaube an diese religiöse Lehre 
bzw. den göttlichen Imperativ – nicht von allen Menschen geteilt 
wird, die von diesem Gesetz betroffen sein werden. Dieses religiöse 
Neutralitätsgebot des Staates besteht in westlichen Demokratien mit 
gutem Grund und ist daher relativ unbestritten. Wichtiger sind die 
nächsten beiden Ebenen. 
Auf der zweiten Ebene handelt es sich um eine Theorie der staats-
bürgerlichen Tugend: Sie besagt, dass Staatsbürger in einer pluralisti-
schen Gesellschaft immer in der Lage sein sollten, ihre politischen 
Entscheidungen voreinander so zu rechtfertigen, dass die Termini, in 
denen die Rechtfertigung formuliert ist, für andere Staatsbürger, deren 
Weltanschauungen möglicherweise andere sind, nachvollziehbar wer-
den (vgl. Rawls 1998; Audi 2000). Das bedeutet einerseits, dass öf-
fentliche politische Diskurse in solchen allgemein zugänglichen Ter-
mini geführt werden, auch wenn sie nicht unmittelbar zu einer Verän-
derung der Gesetzgebung führen. Andererseits geht diese Vorstellung 
aber über den faktischen Diskurs hinaus und fordert, dass man sich 
einer politischen Entscheidung enthält, wenn man nicht auch von sol-
chen allgemein zugänglichen Argumenten motiviert sei. Wäre das 
nicht der Fall, so das Argument, könne man sich ja auch nicht auf 
diese Argumente berufen, sollte man nach seiner Motivation gefragt 
werden. Ein öffentlicher Diskurs auf Augenhöhe wäre dann unmög-
lich, sofern man sich auf Argumente berufe, die gar nicht die eigenen 
seien.  
Auf der dritten Ebene handelt es sich um eine Partizipationsethik, 
die einem höchstmöglichen Anteil der Staatsbürger einer liberalen 
Demokratie eine gleichberechtigte Teilnahme am öffentlichen politi-
schen Diskurs gewähren möchte (vgl. Habermas 2005b; Weithman 
2002). Dort geht es um einen Diskurs, in dem möglichst viele Bürger 
unterschiedlichster Weltanschauungen auf Augenhöhe miteinander in 
Austausch treten können. Der Unterschied zur Theorie der staatsbür-
gerlichen Tugend ist, dass der Fokus nicht so sehr auf allgemein zu-
gängliche Argumente gesetzt wird, sondern auf einen möglichst hohen 
Anteil an Partizipierenden. Das bedeutet, dass auch weltanschaulich 
geprägte und religiöse Argumente in diesen Diskurs einfließen kön-
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nen, auch wenn sie nicht allgemein zugänglich sind. Die Partizipation 
derjenigen Bürger, die solche Argumente vertreten, wird dabei höher 
gewertet als die Zugänglichkeit der verwendeten Argumentationen. 
Diese Partizipationsethik neigt eher als die beiden anderen Diskus-
sionsebenen dazu, religiöse Argumente zum Diskurs zuzulassen. 
Allen drei Ebenen ist gemein, dass ein grundsätzlicher epistemo-
logischer Unterschied zwischen religiösen und säkularen Argumenten 
postuliert wird. Dieser, so wird von einigen befürchtet, führt zu 
Kommunikationskonflikten zwischen Bürgern, die solch unterschied-
lich fundierte Argumente verwenden. Ein öffentlicher, inklusiver, 
politischer Diskurs wird dadurch massiv erschwert, wenn nicht gar 
unmöglich gemacht. Diese Annahme wird dort am deutlichsten, wo 
auf religiöse Argumente zugunsten von säkularen Argumenten ver-
zichtet wird mit der Begründung, religiöse Argumente könnten nicht 
jedermann zugänglich sein. Jedoch wird dieser vermeintliche Gegen-
satz auch dort reproduziert, wo für eine inklusive Sichtweise plädiert 
wird. Dort wird beispielsweise das besondere Artikulations- oder auch 
Provokationspotenzial religiöser Argumentationsformen gegenüber 
säkularen Argumenten hervorgehoben, wenn dieses auch positiv be-
wertet wird (vgl. Weithman 2002; Waldron 1993). Der potenzielle 
Kommunikationskonflikt, der im einen Falle negativ, im anderen Falle 
positiv bewertet wird, wird als ein Konflikt zwischen den Polen „reli-
giös“ auf der einen und „säkular“ auf der anderen Seite wahrgenom-
men. Das Problem dieser Sichtweise besteht meiner Meinung nach 
darin, dass sie ein Konfliktpotenzial, das sie richtig erkannt hat – näm-
lich einen möglichen strukturellen und epistemologischen Konflikt 
zwischen Argumentationsmustern, die miteinander nicht in Dialog 
und Austausch geraten können –, fälschlicherweise auf die beiden 
Pole „religiös“ und „säkular“ reduziert.  
Die Behauptung, religiöse Argumente könnten nicht in einen 
gleichberechtigten Austausch mit säkularen Argumenten treten, wo-
hingegen jegliches säkulare Argument epistemologisch für jede noch 
so konträre Form von Argumentation nachvollziehbar bleibe, ist in 
meinen Augen aus zwei Gründen eine grobe Fehlwahrnehmung. Zum 
einen ist es nämlich so, dass auch religiös motivierte Argumente in 
Termini gekleidet werden können, die anderen Menschen zugänglich 
sind, auch wenn sie die religiöse Begründung dafür selber nicht teilen. 
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So kann eine Gerechtigkeitsvorstellung beispielsweise religiös moti-
viert sein, mit anderen Gerechtigkeitsvorstellungen aber in gleichbe-
rechtigte Konkurrenz geraten, da der Diskurs selber in Termini geführt 
wird, die sowohl religiösen als auch säkularen Vertretern ihrer jewei-
ligen Konzeptionen geläufig sind. Dies widerspricht der Auffassung, 
dass religiöse Menschen ihre Überzeugungen per se nur in Form von 
religiösen Lehrsätzen artikulieren könnten. Auch eine religiös moti-
vierte Überzeugung kann in säkulare Termini gekleidet werden. Das 
führt zu der Feststellung, dass nirgendwo wirklich klar wird, was ge-
nau ein Argument als religiöses qualifiziert: Sind es nur die Termini, 
in denen es artikuliert wird oder spielen auch die zugrunde liegenden 
Überzeugungen und Motivationen eine Rolle? Jüngere qualitative 
Studien haben zudem gezeigt, dass auch religiöse Menschen in der 
Lage sind, ihre Überzeugungen unterschiedlich zu formulieren, je 
nachdem in welchem setting sie dies tun. Dies muss nicht als political 
leveraging verstanden werden, vor dem Robert Audi warnt, sondern 
kann auch als Bereitschaft interpretiert werden, die Grundlagen des 
eigenen Tuns und Denkens so zu erklären, dass die Hörerschaft, an die 
man sich wendet, sie verstehen und nachvollziehen kann (vgl. Lich-
terman 1999, 2005). Dabei befinden wir uns auf der Ebene der staats-
bürgerlichen Tugend. Problematisch würde es erst, wenn Vertreter 
einer bestimmten Gerechtigkeitskonzeption sich prinzipiell dem Dis-
kurs verweigern würden, weil sie als einziges Argument zur Unter-
stützung ihrer Vorstellung einen dogmatischen Grundsatz im Stile des 
„In der Bibel steht…“ oder „Gott fordert es nun einmal“ gelten lassen. 
Dieselbe Form der Verweigerung eines Austauschs kann aber genauso 
gut von säkularer Seite kommen: „So ist es nun einmal“ ist ein genau-
so dogmatischer Satz wie „Gott fordert es nun einmal“. Der einzige 
Unterschied besteht in der Quelle der Rechtfertigung.  
Ferner bedeutet die Tatsache, dass ein Argument nicht auf religiö-
se Termini rekurriert oder auf religiösen Überzeugungen basiert, nicht 
automatisch, dass es allgemein nachvollziehbar wäre. Menschen ar-
gumentieren auf Basis unterschiedlichster Weltanschauungen, deren 
Prämissen nicht allgemein geteilt werden. Wenn staatsbürgerliche 
Tugend tatsächlich forderte, dass wir uns voreinander so rechtfertigen, 
dass die Basis und die Termini unserer Argumentationen für Men-
schen jeglicher Weltanschauung nachvollziehbar seien, dann müsste 
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eine Hintanstellung tiefster Überzeugungen auch für den Marxisten, 
den Utilitaristen und den Neoliberalen gelten. Dann bewegen wir uns 
auf dem zutiefst problematischen Terrain weltanschaulicher Neutrali-
tät (vgl. wiederum Rawls 1998 sowie Ackerman 1980; kritisch dazu 
Galeotti 2004; Trigg 2007). 
Anders herum ist es aber auch möglich, dass Argumente zwar in 
religiöse Termini gekleidet sind, ihnen aber Intuitionen und Wertvor-
stellungen zugrunde liegen, die von nichtreligiösen Menschen geteilt 
werden und ihnen – wenn auch nicht terminologisch – zumindest dem 
Gehalt nach nachvollziehbar sind. Man muss also auch unterscheiden 
zwischen der Zugänglichkeit einer bestimmten Terminologie und der-
jenigen des behaupteten Inhalts dieser Argumentation. Ein gutes Bei-
spiel dafür wäre die Begründung eines bestimmten Konzepts von 
Menschenwürde: Der gläubige Christ mag behaupten, der Mensch 
besitze eine unveräußerliche und nicht anzutastende Würde, da er ein 
Geschöpf sei, das als Ebenbild Gottes geschaffen worden sei. Diese 
Begründung wird der Mensch nicht teilen, der gar nicht erst an einen 
Gott glaubt, der den Menschen geschaffen haben könnte. Die dahinter 
steckende Idee jedoch, nämlich dass der Mensch ein besonderes We-
sen sei, das sich nicht auf reine Natur reduzieren lasse, dem eine be-
stimmte Würde, ja vielleicht sogar etwas „Heiliges“ innewohne, mag 
diese Person jedoch akzeptieren und sich einem gläubigen Christen in 
dessen Bestrebungen, eine menschenwürdigere Politik durchzusetzen, 
anschließen. Es wäre dies ein Austausch, der zwar nicht auf denselben 
epistemologischen Prämissen beruht, aber ähnliche Wertvorstellungen 
ausdrückt, die auf unterschiedliche Weise begründet oder artikuliert 
werden. „Ich weiß, was du meinst, auch wenn ich deine Begründung 
nicht akzeptiere“ wäre der Modus der Verständigung. Wenn der Aus-
sage widersprochen wird, muss das nicht daran liegen, dass sie in reli-
giösen Termini formuliert wurde. Dies widerspricht der Auffassung, 
dass Argumente, die in klar religiös konnotierter Terminologie artiku-
liert sind, von Menschen, die nicht die gleichen religiösen Vorstellun-
gen haben, nicht nachvollzogen werden können.  
Auch bei einer solchen, in diesem Falle explizit biblischen Argu-
mentation kann zudem unterschieden werden, ob die Begründung z.B. 
von einem Bibelliteralisten als empirische, unbestreitbare Wahrheit 
postuliert wird, über die nicht diskutiert werden kann, oder ob sie als 
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rhetorisches Mittel eingesetzt wird, das eine moralische Überzeugung 
ausdrückt. Religiöse Rhetorik kann ferner sogar von nichtreligiösen 
Menschen zur Artikulation schwer formulierbarer Werte verwendet 
werden. Das ist zum Beispiel dann der Fall, wenn in der Abtreibungs-
debatte das Argument „Der Mensch darf nicht Gott spielen!“ auf-
taucht.  
Das Kriterium der allgemeinen Zugänglichkeit von Argumenten, 
die im öffentlichen Diskurs geäußert werden – so viel berechtigte Kri-
tik diesem Kriterium auch entgegengebracht werden kann –, schließt 
also einen gleichberechtigten Austausch zwischen mehr oder weniger 
stark religiös geprägten Argumenten und solchen, die sich nicht auf 
eine religiöse Tradition berufen, keineswegs aus. Hier zeigt sich auch 
das Problem des Habermas’schen Übersetzungsvorbehaltes: Wenn ein 
in religiöse Termini gekleidetes Argument vom Gehalt her nachvoll-
ziehbar ist, ist es unnötig, dieses in säkulare Termini zu übersetzen. 
Dies würde die religiöse Motivation des Menschen, der dieses Argu-
ment in religiösen Termini vertritt, entwerten, ohne jedoch an dem 
Gehalt des Arguments das Geringste zu verändern. 
Die postulierte Dichotomie zwischen „religiös“ und „säkular“ äu-
ßert sich nicht nur in der Auffassung einer vermeintlichen Nicht-
Kommunizierbarkeit zwischen unterschiedlichen Argumentationsfor-
men. Sie impliziert gleichzeitig, dass diese Argumentationsformen 
von zwei unterschiedlichen Typen von Staatsbürgern genutzt werden. 
Es gibt demnach einen „religiösen Bürger“, der seine Argumente zu 
einem hohen Grad in religiöse Termini kleidet, sowie einen „säkularen 
Bürger“, der auf Basis säkularer Gründe argumentiert. Auch diese 
Dichotomie ist höchst problematisch. Zum einen lässt sie sich konzep-
tuell nicht durchhalten, wenn in den exklusiven normativen Theorien 
gefordert wird, der religiöse Bürger solle säkulare Argumente ver-
wenden. Zum anderen wird sie der empirischen Realität nicht annä-
hernd gerecht. 
Wenn vom religiösen Bürger gefordert wird, er solle, sobald er 
den Raum des öffentlichen politischen Diskurses betritt, seine religiö-
sen Überzeugungen hintanstellen und seine politischen Positionen auf 
Basis säkularer Gründe verteidigen, ist dieser Bürger nicht mehr ein 
rein religiöser Bürger. Wenn er dies in der unterstellten Form wäre, 
wäre diese Forderung unzulässig beziehungsweise würde den religiö-
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sen Bürger per definitionem aus dem öffentlichen Diskurs ausschlie-
ßen. Hier befinden wir uns also auf der Ebene der Partizipationsethik. 
Wenn man einmal genauer hinsieht, ist diese rhetorisch suggerierte 
Dichotomie in der exklusiven Position so auch gar nicht vorhanden: 
Für Robert Audi beispielsweise ist „Säkularität“ das einzige Kriterium 
für ein allgemein – also auch für den religiösen Bürger – zugängliches 
Argument. So problematisch (und falsch) diese Behauptung auch ist, 
so wird aus ihr keineswegs klar, warum in dieser Hinsicht trotzdem 
prinzipiell zwischen dem religiösen und dem säkularen Bürger in die-
ser Form unterschieden werden sollte. Wenn säkulare Argumente 
allgemein zugänglich sind, spielt es doch keine Rolle, ob der Bürger 
oder die Bürgerin, der/die sie vorträgt, auch religiöse Überzeugungen 
hat oder nicht. Eine Forderung nach Verwendung säkularer Argumen-
te würde dann vollkommen ausreichen. Die Tatsache, dass auf die 
Unterscheidung „religiös“ und „säkular“ in diesem Kontext so stark 
eingegangen wird, weist darauf hin, dass es mit der vermeintlichen 
allgemeinen Zugänglichkeit säkularer Argumente doch nicht ganz so 
einfach ist wie angenommen. Säkularität ist eben nicht gleichbedeu-
tend mit Neutralität. Die Dichotomie bleibt also problematisch: Sie 
weist zwar auf das Problem der allgemeinen Zugänglichkeit von Ar-
gumenten hin, kann die Unterscheidung der beiden einander gegen-
über stehenden Pole „religiös“ und „säkular“ jedoch nicht durchhalten. 
Die Diskussion um eine allgemeine Zugänglichkeit von Argumenten 
kann unabhängig von der Frage nach dem religiösen und dem säkula-
ren Bürger geführt werden – so wie das bei Rawls noch der Fall war. 
Konzeptuell wird die Dichotomie zwischen religiösem und säkula-
rem Bürger von der inklusiven Position wesentlich konsequenter 
durchgezogen: Zwar werden religiöse Bürger und Argumentationen 
explizit zum öffentlichen Diskurs zugelassen. Die Begründung dafür 
ist jedoch genau die, dass erst einmal davon ausgegangen werden 
muss, dass es religiösen Bürgern nicht prinzipiell möglich sei, ihre 
Meinungen auf Basis säkularer Gründe kundzutun. Habermas weicht 
zwar die konzeptuelle Dichotomie auf, indem er mit der Rede von 
„komplementären Lernprozessen“ eine Öffnung religiöser Bürger für 
säkulare Argumente und vice versa möglich erscheinen lässt. Die Rhe-
torik vom religiösen Bürger auf der einen und dem säkularen Bürger 
auf der anderen Seite behält er aber bei. 
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Empirisch lässt sich eine solche Dichotomisierung jedoch auch 
dann nicht halten, wenn sie konsequenter durchgeführt wird. Ohne an 
dieser Stelle detailliert darauf eingehen zu können, möchte ich kurz 
auf die empirischen Studien verweisen, die der Religionssoziologe 
Paul Lichterman in den letzten Jahren zu diesem Thema durchgeführt 
hat. Lichterman distanziert sich dabei von einem soziologischen Ak-
teursmodell, das Individuen oder Gruppen einheitliche und konstante 
religiöse Identitäten zuschreibt, und schlägt stattdessen einen Perfor-
manzansatz vor, bei dem beobachtet wird, wie sich Angehörige reli-
giöser Gemeinschaften in unterschiedlichen settings verhalten. Er 
stellt dabei fest, dass sich ein und dieselben Menschen in unterschied-
lichen Kontexten völlig unterschiedlich verhalten und eine andere 
Rhetorik verwenden. Fragen nach dem Umgang mit Obdachlosigkeit, 
so zeigt er beispielsweise, werden unterschiedlich diskutiert, je nach-
dem, ob die Diskussionen in einer Organisation mit religiösem Träger 
stattfinden oder ob sie in einem nichtreligiösen Rahmen geführt wer-
den. Zumindest für den religiösen Bürger gilt also, dass er in einer 
wesentlich größeren Vielfalt auftritt, als eine einfache Dichotomie 
zwischen dem religiösen und dem säkularen Bürger suggeriert, und 
dass sich seine Identität nicht im Religiös-Sein – was auch immer das 
konkret sein mag – erschöpfen muss. Auch wenn es den religiösen 
Bürger, der sich ausschließlich auf dogmatische Lehrsätze beruft und 
von diesen seine politischen Überzeugungen ableitet, mit Sicherheit 
gibt, ist er jedoch bei weitem nicht der einzige (vgl. Eberle 2002: 17). 
Ferner ist, wie oben ausgeführt, eine ausschließliche Berufung auf 
dogmatische Lehrsätze bei Vertretern säkularer Weltanschauungen 
genauso möglich. 
Als Fazit ist also festzustellen, dass eine postulierte Dichotomie 
zwischen religiösen und säkularen Argumenten sowie zwischen reli-
giösen und säkularen Bürgern als Prämisse für eine normative Theorie 
einer demokratischen Partizipationsethik sowie einer Idee staatsbür-
gerlicher Tugend wenig taugt. Die von dieser Debatte richtig erkann-
ten Probleme für einen politischen Diskurs in pluralistischen Demo-
kratien lassen sich anhand dieser beiden Pole nicht angemessen disku-
tieren. Mit Charles Taylor: Dort, wo es „tatsächlich um die (richtige) 
Antwort des demokratischen Staats auf Vielfalt geht […], gibt [es] 
keinen Grund, der Religion eine von nichtreligiösen, ‚säkularen‘ oder 
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atheistischen Standpunkten abgehobene Sonderstellung zuzuweisen“ 






1  Ein transatlantischer Austausch über diese Frage in philosophi-
schem Rahmen findet statt bei Schmidt/Parker 2008. 
2 Interessanterweise wird gerade dieses Argument von Christopher 
Eberle angeführt, um die Inklusion religiöser Argumentationen zu 
befürworten. Da es sich bei politischen Entscheidungen um Ge-
wissensentscheidungen handele, müsse jeder Bürger seine Positio-
nen so ausdrücken und rechtfertigen dürfen, wie sein Gewissen es 
ihm eingibt (vgl. Eberle 2002). 
3 Tatsächlich stellt sie laut Rawls auch Bedingungen an nichtreligiö-
se Menschen, die einer anderen umfassenden Lehre anhängen, die-
se sind aufgrund ihrer Säkularität in einer säkularen Gesellschaft 
aber oft nicht klar als solche zu erkennen beziehungsweise werden 
als „Standard“ verstanden, von dem religiöse Weltanschauungen 
abweichen (vgl. zu diesem Punkt Galeotti 2004: 70ff.). 
4 Auf die Probleme, die Rawls’ Neutralitätsvorstellung mit sich 
bringt, gehe ich hier nicht ein. 
5 Tatsächlich gehen einige Denker so weit, religiöse Argumente und 
Rechtfertigungen auch in politischen Institutionen zulassen zu 
wollen. So lautet beispielsweise die Position von Wolterstorff (vgl. 
Wolterstorff 1997). Charles Taylor meint, das Neutralitätsgebot 
solle nur für die Amtssprache selber gelten, also für Gesetzesfor-
mulierungen, Gerichtsurteile etc. Die dazu führenden innerinstitu-
tionellen Diskurse sollten religiöse Argumentationen nicht aus-
schließen (vgl. Taylor 2010: 21). 
6 Letztere Behauptung würde auch Rawls vehement von sich wei-
sen. 
7 Dass dies problematisch ist, bedeutet nicht automatisch, dass sol-
che kategorischen Argumente aus dem Diskurs prinzipiell ausge-
schlossen werden sollten. Ich äußere mich in diesem Beitrag nicht 
zu normativen Fragen. 
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Bildung der Öffentlichkeit 
Nachdenken mit Schleiermacher über Staat, 
Gesellschaft, Religion und Erziehung 
BURKHARD BIELLA 
 
Mitten in der Endlichkeit Eins 
werden mit dem Unendlichen und 
ewig sein in einem Augenblick, das 
ist die Unsterblichkeit der Religion 
FRIEDRICH SCHLEIERMACHER, 
ÜBER DIE RELIGION 
 
Ich sehe gar keinen Grund, daß man 
durch Förderung viel erreichen kann, 
dadurch, daß man länger diskutiert, 
das Argumentieren beibringt, an 




Vordergründig scheint der öffentliche Diskurs zu funktionieren. Ein 
Mißstand diskursiver Praxis läßt sich jedoch allenthalben in politi-
schen und sozialen Kontexten feststellen, sei es im Austausch zwi-
schen gesellschaftlich etablierten Gruppen und Minderheiten, sei es im 
Gelingen parlamentarisch gestalteter Demokratie. Öffentlichkeit er-
geht sich heute in Events, je mega…, desto besser (s. Love-Parade) 
oder Fernseh-Talkshows, während sich die Politik den Lobbyisten 
ausliefert. Was Heidegger in seiner Diagnose der Alltagswelt das Ge-
rede nannte, übertönt ernstzunehmende Diskurse, die auf den zwang-
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losen Zwang des besseren Arguments setzen. Der Politik ist die Bür-
gernähe abhanden gekommen über kostensprengende Projekte, für die 
die Steuerzahler mit Millionen aufzukommen haben. Mandatsträger 
entscheiden autokratisch oder erliegen dem Geld derer, die an der Öf-
fentlichkeit vorbei ihre Interessen durchsetzen wollen. Peter Sloterdijk 
spricht gar von „Bürgerausschaltung“: „In der repräsentativen Demo-
kratie werden Bürger in erster Linie als Lieferanten von Legitimität 
für Regierungen gebraucht. Deswegen werden sie in weitmaschigen 
Abständen zur Ausübung ihres Wahlrechts eingeladen. In der Zwi-
schenzeit können sie sich vor allem durch Passivität nützlich machen. 
Ihre vornehmste Aufgabe besteht darin, durch Schweigen Systemver-
trauen auszudrücken.“ (Sloterdijk 2010: 140) Allerdings – der „Zorn“ 
(Sloterdijk) der Bürger beginnt sich zu rühren; gefordert wird eine di-
rektere und partizipatorische Demokratie. Zu fordern wäre aber auch – 
und vordringlich – mehr Öffentlichkeit auf den Wegen politischer Ent-
scheidungsfindung. 
Wahrhaftigkeit spielt in politischen Diskursen nur noch eine un-
tergeordnete Rolle. Als im Zuge der Sarrazin-Debatte über die Inte-
gration von Zuwanderern in Deutschland diskutiert wurde, konnte 
man den Eindruck gewinnen, daß Politiker verschiedener Couleur 
geradezu dankbar die biologistischen Thesen angriffen, in die sich der 
Autor verrannt hatte; daß die Integration zumal in bildungsfernen und 
islamisch geprägten Schichten mißlungen war, wurde zwar zugege-
ben, gerne aber der politischen Gegenseite angelastet. Viel lieber hätte 
man ein mea culpa der Politik gehört, die jahrzehntelang für die Ein-
gliederung ausländischer Mitbürger in unsere Gesellschaft kein Ohr 
und mithin auch kein Geld hatte. Die Probleme mußten Kindergärt-
ner(innen), Lehrer(innen) und Sozialarbeiter(innen) bewältigen. Die 
Politiker hingegen wurden offensichtlich erst durch Sarrazin auf ihre 
fehlerhafte Bildungs-, Sozial- und Integrationspolitik aufmerksam. 
Allerdings trifft dessen Diagnose der Bildungsferne nicht allein 
die Gruppe der Immigranten, sondern auch Schichten unserer Gesell-
schaft, die – in der Regel durch Arbeitslosigkeit bedingt – nur über ge-
ringe oder gar keine Einkommen verfügen und auf die Unterstützung 
durch den Staat angewiesen sind und an Bildung wenig Interesse zei-
gen. Nicht nur in dieser Hinsicht versagt denn hier oftmals die elterli-
che Erziehung, was jedoch nicht weiter verwundern muß, wenn Kul-
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turindustrie und Werbung spektakulär die Sinne bedienen, während 
das Denken, das schon immer angestrengt hat, auf der Strecke bleibt. 
Andererseits zeigen Bürgerproteste, daß die medial verabreichte poli-
tische Lethargie nicht in allen Fällen greift. In beiden Fällen stehen 
sich indes Bürger und Staat gegenüber, hier im Streit, dort scheinbar 
apathisch. Was fehlt, ist ein gelingender öffentlicher Diskurs, dem 
sich weder Politiker noch Bürger entziehen. Diskurspraxis ist aber 
wesentlich auch Erziehungssache. Der öffentliche Diskurs muß wieder 
eingeübt werden, und zwar jenseits der Bildschirme in einem gleich-
falls diskursiv begründeten Erziehungs- und Bildungsprozeß. Als the-
oretisches Fundament sei hierzu die Theorie der Erziehung Friedrich 
Schleiermachers aus dem Jahr 1826 empfohlen (vgl. Schleiermacher 
1983), die nichts an ihrer Überzeugungskraft und Aktualität eingebüßt 
hat und mit Staat, Gesellschaft, Religion und Bildung thematische 
Schwerpunkte setzt, die auch in der Sarrazin-Debatte immer wieder 
zur Sprache kamen. 
 
 
I. ORIENTIERUNG AN DER IDEE DES GUTEN 
 
Schleiermachers Bildungsziel, liegt – auf den Punkt gebracht – in der 
Individualität und Sozialität vermittelnden Mündigkeit des Einzelnen. 
Den empirischen Ausgangspunkt jeder Erziehungstätigkeit bildet der 
beständige Wechsel von älterer und jüngerer Generation sowie die 
einwirkende Tätigkeit der älteren auf die jüngere (vgl. Schleiermacher 
1983: 9); würde diese Einwirkung fehlen, müßte die jüngere Generati-
on in allen Kenntnissen und Fertigkeiten von neuem beginnen, gäbe es 
letztlich keine gesellschaftliche Entwicklung. Schleiermacher begreift 
Erziehung als ein historisches Produkt des sozialen Lebens (vgl. 
Schuffenhauer 1956). Die Einwirkung der älteren auf die nachfolgen-
de Generation versteht er als Teil der sittlichen Aufgabe: Daher hat 
sich die Erziehungstätigkeit ebenso wie die Politik an der Ethik zu 
orientieren, denn beide nehmen in seinem System die Positionen ethi-
scher angewandter Wissenschaften ein (vgl. Schleiermacher 1983: 
12).  
Schleiermacher unterscheidet ein inneres, entelechial verstandenes 
Entwicklungsprinzip des Individuums von den äußeren Einwirkungen 
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der Erziehung bzw. der Sozialisation; überwiegen diese, was in zivili-
satorischen Kontexten die Regel ist, die innere Entwicklung, bedarf es 
einer Theorie der Erziehung, muß über Erziehung nachgedacht werden 
(vgl. ebd.: 9f.). Die Erziehungstheorie wird also gerade nicht als eine 
reine Theorie konzipiert, sondern als eine durch die Praxis bedingte 
techné,1 die berücksichtigt, was der Fall ist. Die Praxis geht der Theo-
rie voraus; allerdings wird jene durch theoretische Reflexion eine be-
wußtere (vgl. ebd.: 11).2 
Der ethische Prozeß der Erziehung, der das gesamte menschliche 
Denken und Handeln in sich begreift, orientiert sich an der Idee des 
Guten. Realistisch geht Schleiermacher davon aus, daß keine verall-
gemeinerbare Übereinkunft möglich sei darüber, was letztlich als gut 
anzusehen sei (vgl. Schurr 1975: 337); eine allgemeingültige ethische 
Theorie sei daher gleichfalls undenkbar. In seiner Ethik von 1816 
notiert er: „Vom höchsten Gut als Einheit des Seins der Vernunft in 
der Natur haben wir kein besonderes Wissen [...]. Außerdem können 
wir es nur ausdrücken in einer allgemeinen Formel, die inhaltsleer ist 
und kein reales Wissen.“ (Schleiermacher 1913b: 569) Nur spekulativ 
kann die Idee des Guten bestimmt werden; sie setzt auf die Idee der 
Perfektibilität des Menschengeschlechts, deren Realisierung in der 
Einwirkung der älteren auf die jüngere Generation angestrebt wird. 
Jene Idee kann in praxi nur annäherungsweise erreicht werden; sehr 
wohl sieht Schleiermacher die Antinomie zwischen Tugend und 
höchstem Gut und sucht sie aufzuheben, indem er Tugend in Gesin-
nung und Fertigkeiten zusammengefaßt denkt (vgl. Schleiermacher 
1913a: 35ff.). Die praktische Antinomie weist eine Zirkelstruktur auf, 
der zufolge die Verwirklichung des höchsten Guts bereits vollkomme-
ne Tugenden voraussetzt; andererseits hängen letztere ab von einem 
zuvor schon real gewordenen höchsten Gut. In der Praxis läßt sich 
dieser Zirkel nicht auflösen, in der ethischen Theorie kann er jedoch 
aufgehoben werden in der Zusammenfassung von Gesinnung und 
Fertigkeiten in einem Tugendbegriff. Gesinnung meint dabei das Gu-
te, das als Resultat einer historischen Entwicklung, dessen Realisie-
rung allerdings noch ausstehen kann, in seinem Gut-Sein allgemeine 
Anerkennung findet. Die Fertigkeiten sollen nun dieses noumenal 
(vgl. Schurr 1975: 439) aufzufassende Gute in sein Werden setzen. 
Tugend als Gesinnung bedeutet somit das Nicht-Erscheinende als „das 
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Prinzip des wirklichen Handelns“ (Schleiermacher 1913a: 42), wäh-
rend Tugend als Fertigkeit nichts anderes meint „als die im Leben 
erscheinende Gesinnung“ (ebd.: 43). Schurrs kantische Hilfskonstruk-
tion, diese Bewegung mit den Begriffen Noumenon und Phainomenon 
zu fassen, macht deutlich, daß das Gute zumindest als zu realisieren-
des antizipiert werden kann, das jedoch seinem vollen, konsensbedürf-
tigen Begriff nach nicht in Erscheinung treten wird. 
 
 
II. GRUNDRECHTE ALS IDEAL DER IDEE  
 DES GUTEN 
 
Im Kontext von Staat, Gesellschaft, Religion und Bildung kann das 
Gut, um das es der Idee des Guten geht, inhaltlich – naturgemäß be-
schränkt auf unsere Nation – mit den Grundrechten besetzt werden. 
Sie sind das ideelle Fundament, das Leitbild unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung, auf deren Zustimmung die Verfas-
sung sinnt; die Verfassungswirklichkeit indes muß von den Bürgern 
öffentlich wie privat kontinuierlich in der Realisierung menschlicher 
und freiheitlicher Lebensverhältnisse umgesetzt werden. Die Grund-
rechte gelten gemäß der Präambel des Grundgesetzes als vom Souve-
rän, dem Deutschen Volk, gesetzt und schließen alle ein, die zu die-
sem Kreis gehören, wobei insbesondere die ersten fünf Grundgesetzar-
tikel sich an alle richten („jeder hat das Recht …“), wohingegen ab 
Artikel 8 in der Regel „alle Deutschen“ Adressaten der Grundrechte 
sind. Diese Grundrechte gelten für die demokratisch gewählten 
Volksvertreter gleichermaßen wie für die Mitglieder politischer Par-
teien, der christlichen Konfessionen oder anderer Religionen oder Re-
ligionsgemeinschaften. 
Der freiheitliche, säkularisierte Staat legitimiert sich nicht mehr re-
ligiös. Seine Voraussetzungen sind unter anderem in der Aufklärung 
und in den Idealen der Französischen Revolution zu suchen; diese Vo-
raussetzungen scheinen auch im Grundgesetz durch. Das Religiöse 
dagegen ist zur Privatangelegenheit der Bürger – gleichwohl unter 
dem Schutz der Verfassung – geworden, die Religion zu einem kultu-
rellen Teilsystem neben Politik, Wirtschaft, Recht oder Wissenschaft. 
Die Verfassung garantiert zwar gemäß Artikel 4 GG Religionsfreiheit, 
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aber die jüngsten Diskussionen haben gezeigt, daß es zwischen Staat 
und zumal islamischer Religion an einer gebildeten Öffentlichkeit 
fehlt, d.h. am Diskurs wie an Kenntnissen. Andererseits hindert die 
Religionsfreiheit Religionen oder Religionsgemeinschaften nicht da-
ran, die Freiheitsrechte des Individuums zu mißachten oder zu be-
schneiden. 
In Deutschland bestehen freilich zwischen der katholischen und 
der evangelischen Kirche sowie dem Staat besondere staatskirchen-
rechtliche Beziehungen, die aufgrund der Weimarer Reichsverfassung 
(1919), auf katholischer Seite des Reichskonkordats von 1933 sowie 
der mit den einzelnen Bundesländern geschlossenen Konkordaten, auf 
evangelischer Seite aufgrund von Kirchenverträgen zwar die Tren-
nung von Staat und Kirche sanktionieren, beiden Konfessionen jedoch 
weitgehende Unabhängigkeit von staatlichen Einflüssen garantieren 
(relative Steuerhoheit, theologische Fakultäten, Religionsunterricht, 
caritative Tätigkeiten). Nicht nur diese Rechtsbeziehung ist ein Indiz 
dafür, daß christliche Werte durchaus den säkularisierten Staat und 
seine Gesellschaft noch prägen und auch im Grundgesetz ihren Nie-
derschlag gefunden haben. So heißt es in der Präambel des Grundge-
setzes: „Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Men-
schen […] hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgeben-
den Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.“ Auch der Einfluß der Zehn 
Gebote des Alten Testaments auf bestimmte Grundrechte (etwa den 
Schutz der Familie in Artikel 6 oder des Eigentums in Artikel 14 GG) 
läßt sich nicht verleugnen. Daß allerdings in den jüngsten Debatten 
von einer durch christlich-jüdische Werte beeinflußten Kultur in 
Deutschland die Rede war, befremdet angesichts des jahrhundertelan-
gen Antijudaismus, der im Holocaust seinen barbarischen Höhepunkt 
fand, doch ein wenig. 
 
 
III. DISKURSIVE GRUNDLAGEN DER  
      ERZIEHUNGSTHEORIE SCHLEIERMACHERS 
 
Wenn nun die Frage, wie der Mensch erzogen werden soll, nur speku-
lativ aus der unbestimmt bleibenden Idee des Guten beantwortet wird, 
die Spekulation aber nicht ohne die Erfahrung auskommen kann, da 
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sonst gefolgert werden könnte, die menschliche Natur sei immer und 
überall dieselbe, so daß, kantisch gesprochen, unabhängig von Raum 
und Zeit universal geltende Erziehungsregeln nicht aufzustellen sein 
werden, dann läßt sich eine Allgemeingültigkeit solcher Art für die 
gesamte pädagogische Theorie nicht erreichen (vgl. Schleiermacher 
1983: 20ff.). An dieser Stelle sei ein Blick auf Schleiermachers Dia-
lektik und Hermeneutik gestattet, um den Begriff der Allgemeingül-
tigkeit exakter zu bestimmen.3 Allgemeingültigkeit bedeutet zunächst, 
daß Sätze einer Wissenschaft von jedem Denkenden zeitunabhängig 
verstanden werden müssen. Da nun aber ein Kreis von Denkenden, 
der zudem, soll er überhaupt faßbar sein, ein bestimmter sein müßte, 
in aller Regel nicht sofort zu einem Konsens findet, wird nach Schlei-
ermacher eine Dialektik notwendig, die im Überprüfen gegensätzli-
cher Positionen keinen gradlinigen Weg des Wissens beschreitet, son-
dern, Für und Wider abwägend, diskursiv die fehlende Einigung zu 
ermitteln versucht. Allgemeingültigkeit und Dialektik schließen sich 
somit aus, da sie einander letztlich aufheben. Schleiermacher sieht 
andererseits in jedem Streit ein einigendes Moment am Werke, das 
durch eine gemeinsame Sprachzugehörigkeit der Denkenden gegeben 
ist. Im Gegensatz zu Kant differenziert er nicht strikt zwischen Den-
ken und Erfahrung, da diese immer schon gedachte Erfahrung ist. 
Wenn aber Denken jeweils an Sprache gebunden bleibt, bedarf die 
Konsensermittlung einer Hermeneutik, die Rechenschaft gibt über Art 
und Weise des Auslegens und Verstehens (vgl. Schurr 1975: 129ff.). 
Die Vermittlung – schwierig genug zumal auch wegen der Verschie-
denheiten der Sprachen – soll geleistet werden durch Dialektik, als 
Auflösung des Denkens in Sprache, und Hermeneutik, als Auflösung 
der Sprache in Denken; Dialektik ist notwendig, da Denken sich in 
Sprache objektivieren muß, um lebendig und verständlich gemacht zu 
werden, Hermeneutik, da sich Sprache gegenüber dem Denken irrati-
onal verhält aufgrund der dem je Einzelnen gesetzten Sprachschran-
ken. Andererseits präsentiert sich Sprache als eine potentielle Einheit, 
in der die irrationale Abgrenzung der Einzelnen aufgelöst werden 
kann, da – vermöge der Dialektik – nur gleiche Denkstrukturen eine 
sprachliche Identität der Sprecher erzielen können; eine annähernde 
Einheitlichkeit solcher Denkstrukturen sei insofern zunächst nur in-
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nerhalb unserer von der griechischen Philosophie ihren Ausgang neh-
menden Rationalitätsverfassung angenommen. 
Ohne Sprache gibt es kein Denken, ohne Denken keine Sprache; 
beide müssen, um einen Terminus Heideggers zu applizieren, gleich 
ursprünglich in wechselseitiger Bezogenheit verstanden werden. Da 
die Vernunft des Menschen, der als zoon politikon erst durch den An-
deren seine Anerkennung erfährt,4 durch Sprache auf Gegenseitigkeit 
hin angelegt ist, wird die Sprache selber, als Medium der Verständi-
gung, über Schemata, die ohne linguale Entäußerung wortlose Zeichen 
innerhalb des einsamen Denkens bleiben müßten, zur Grundbedin-
gung menschlichen Seins.5 Problematisch bleibt hinwiederum, daß 
Sprache die Schemata zwar nach außen hin bezeichnet, nicht jedoch 
darstellt und somit exakt wiedergeben kann; genau an dieser Stelle 
liegen die Bedingungen der Möglichkeit für Mißverständnisse und, 
daraus resultierend, für den Streit der Meinungen. Gleichwohl muß 
überhaupt erst miteinander geredet werden, auch wenn sich das Miß-
verstehen nach Schleiermacher im ernsthaften Prozeß des Verstehen-
Wollens ganz von selbst ergibt (vgl. Schleiermacher 1977: 92). Das 
Verstehen individueller Gedankenverknüpfungen macht mithin den 
Gegenstand der Hermeneutik aus.6 Wegen seiner sprachlichen Ver-
fasstheit kann kein theoretisches Gebilde einen Anspruch auf Allge-
meingültigkeit erheben; sie endet in der Unhintergehbarkeit des eige-
nen Anspruchs auf Wahrhaftigkeit vor dem Hintergrund einer kontra-
faktischen, transzendentalen Argumentationsgemeinschaft, die die 
Begründung einer Aussage fordert.7 Schleiermacher spricht in seiner 
Dialektik von einer „Denkgemeinschaft“, die eine bestimmte, einem 
Sprachkreis zugehörige Gruppe von Sprechern umfaßt und innerhalb 
der die einem möglichen Konsens zuträglichen oder auch abträglichen 
Argumente zu rechtfertigen sind.8 
 
 
IV. BILDUNG UND ERZIEHUNG IN STAAT UND 
 GESELLSCHAFT 
 
Erziehung ist eine der fundamentalen Tätigkeiten intersubjektiven 
Austausches innerhalb des Wechsels der Generationen. Sie nämlich 
soll – als Einwirken der älteren auf die jüngere Generation – die Her-
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anwachsenden befähigen zu einem verantwortlichen und glückenden 
Leben innerhalb der Gesellschaft, in der sie leben bzw. in der zu leben 
sie sich entscheiden. Zunächst und zumeist ist man freilich gezwun-
gen, in der Gesellschaft zu leben, in die man hineingeboren wurde. 
Schleiermacher differenziert in seinen Vorlesungen von 1826 die Ge-
sellschaft in die vier Teilbereiche Kirche, Staat, allgemeiner freier 
geselliger Verkehr und Wissenschaft (Philosophie) (vgl. Schleierma-
cher 1983: 28). Zwischen diesen Bereichen – Schleiermacher nennt 
sie „Lebensgemeinschaften“ – treten in der Regel Widersprüche auf, 
wenn gegenseitiges Mißtrauen die Verhältnisse bestimmt, wenn folg-
lich die existierenden Zustände unvollkommen sind, d.h. nicht ihrer 
Idee – und damit letztlich der Idee des Guten – entsprechen (vgl. ebd.: 
29). Unvollkommenheit ist demnach die Realität. Mit „Lebensge-
meinschaften“ sind gesellschaftliche, öffentliche Bereiche gemeint, in 
denen Individuelles und Allgemeines vermittelt werden müssen. Diese 
Vermittlung verläuft indes nicht nur erfolgreich. 
Ist aber nun einmal der gesellschaftliche Status quo als unvoll-
kommen diagnostiziert worden, dann kann es vernünftigerweise nicht 
Aufgabe von Bildung und Erziehung sein, die Jugend für die Gesell-
schaft, wie sie real existiert, zu erziehen (vgl. ebd.: 30ff.). Schleierma-
cher errichtet die Erziehungstheorie auf der Folie seiner Ethik. Die 
Ethik ihrerseits wird bestimmt als ein Handeln der Vernunft an der 
Natur (vgl. Schurr 1975: 35ff.). Kritisch wendet Schleiermacher gegen 
Kant und Fichte ein, daß die Vernunft nicht allein gesetzgebend im 
Geltungsbereich des Sittengesetzes sein könne, da der Mensch als 
Naturwesen selber Teil der Natur sei. Er bringt somit ontologische 
Dispositionen mit, die die Vernunft im praktischen Gebrauch ihrer 
selbst nicht ausklammern darf. Gleichwohl wird der Vernunft die do-
minante Rolle zugewiesen, da sie dem Menschen letztlich die Mög-
lichkeit einräumt, mehr aus sich zu machen, als er von Natur aus ist. 
Da aber, wie Schleiermacher in der Dialektik ausdrücklich betont, 
menschliches Wissen kaum jemals universalisierbar sein wird,9 kann 
auch die Ethik keine präskriptiv allgemeinen und notwendigen Sätze, 
sondern nur die Bedingungen der Möglichkeit praktischer Entschei-
dungen formulieren. Wenn wie in unserem Kontext als Idee des Guten 
die Grundrechte gesetzt werden und damit die bei Schleiermacher 
eigentlich unbestimmt bleibende Idee inhaltlich doch bestimmt wird, 
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ist darüber hinaus zu berücksichtigen, daß Rechte, die ja der Staat zu 
garantieren hat, stets auch mit Pflichten der Bürger korrelieren. 
Die Erziehung soll die Jugend zunächst dazu befähigen, für das, 
was sie an bestehenden Zuständen in den gesellschaftlichen Teilberei-
chen vorfindet, einzustehen; zugleich aber soll Erziehung in der Lage 
sein, die gemäß der Idee des Guten jeweils notwendige Veränderung 
zu vermitteln und zu bewältigen (vgl. Schleiermacher 1983: 31). Der 
fortgesetzten Unvollkommenheit der lebensweltlichen Realität wird 
Schleiermacher gerecht, wenn er ihr keinen expliziten Begriff des 
Vollkommenen gegenüberstellt. Auch im Fall unserer Bestimmung 
der Idee des Guten durch die Grundrechte belegt die Rechtsprechung, 
daß die Verfassungsmäßigkeit speziellen Rechts oft genug zu überprü-
fen ist und von einem Zustand auch nur annähernder Vollkommenheit 
keine Rede sein kann. Noch diese relative Unbestimmtheit einer in-
haltlichen Ausprägung der Idee des Guten verhindert deren exakte 
begriffliche Fixierung; wenn eine solche Idee des Guten das funda-
mentale Prinzip der Ethik bzw. der Erziehungstheorie darstellt, dann 
müssen sich auch mögliche antizipierbare Projektionen eines voll-
kommenen Zustands menschlichen Zusammenlebens an eben jenem 
Prinzip orientieren und gleichfalls unbestimmt bleiben. Da es nach 
Schleiermacher kein lineares Fortschrittskontinuum der Geschichte 
gibt, hat es somit wenig Sinn, eine Perfektibilität des Menschen und 
seiner Gesellschaften zu postulieren. 
Nach Schleiermacher kann der Staat weder aufgefaßt werden als 
der Inbegriff aller menschlichen Tätigkeiten, noch als idealtypisches 
Konstrukt, wie es Platon in der Politeia vorstellt (vgl. ebd.: 32f.). Er-
kenntnisleitend ist auch hier die Idee des Guten, nach der sich die Idee 
des Staates richten soll. Dennoch wäre sowohl beim platonischen Ide-
alstaat als auch bei real unvollkommenen Staatsgebilden die Erzie-
hung die Hauptsache für deren Bestand: hier, um bestehende Mängel 
zu beseitigen, dort, um die Harmonie zu erhalten; gleichwohl wendet 
Schleiermacher ein, sei kein real existierender Staat derart isoliert wie 
im Gedankenexperiment Platons.10 Die Idee des Guten jedoch scheint 
Schleiermacher als formales Entscheidungskriterium tauglich zu sein, 
für alle möglichen Staatsgebilde Geltung beanspruchen zu können. 
Der Staat stellt nach Schleiermacher eine geistige Konstruktion dar, 
der die Nationalität als Physis zugrunde liegt, die jedem Menschen als 
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Staatsbürger angeboren ist und der Erziehung Schranken setzt (vgl. 
ebd.: 33ff.). Jeder Einzelne aber verfügt über eine ihm eigene Indivi-
dualität, mit deren Ausbildung zur Mündigkeit der Erziehungsprozeß 
abschließt (vgl. ebd.: 34f.). Je ausgeprägter die persönliche Eigentüm-
lichkeit der Einzelnen im Staat ist, desto besser ist dieser nach Schlei-
ermacher entwickelt. Dieses Bildungsziel Individualität gebiert jedoch 
nicht Nonkonformismus und Egoismus, wenn es eingebunden bleibt 
in die Idee des Guten, sondern befördert die Sozialität des Individu-
ums entsprechend der Gegenseitigkeitsstruktur der Sprache und ver-
mittelt auf diese Weise Individuelles und Allgemeines im Staat: „Die 
Erziehung soll den Einzelnen ausbilden in der Ähnlichkeit mit dem 
größeren moralischen Ganzen, dem er angehört.“ (Ebd.: 34) Wenn 
Schleiermacher an dieser Stelle von Ähnlichkeit spricht, dann ist dies 
zu lesen als Kautele gegen eine idealistische Interpretation des Ver-
hältnisses von Individuum und Staat im Sinne einer Identifikation. 
Schleiermacher scheint deutlich bewußt gewesen zu sein, daß realiter 
sich dieses Verhältnis nie zur Deckung bringen lassen würde; wohl 
daher rührt auch die vorsichtige Formulierung, daß der Einzelne über 
eine „Neigung zum Leben im Staate“ (ebd.: 34) verfüge.  
Von den vier gesellschaftlichen Teilbereichen Kirche, Gesellschaft 
(freier geselliger Verkehr), Staat und Wissenschaft sind im vorliegen-
den Kontext insbesondere die drei erstgenannten und ihr Verhältnis zu 
Bildung und Erziehung von Interesse. Kirche und freier geselliger 
Verkehr stellen die Teilbereiche dar, in denen es vornehmlich um die 
Ausbildung der Gesinnung zu tun ist: Hier liegt die Erziehungstätig-
keit denn auch mehr auf seiten der Familie. Die Einübung von Kennt-
nissen und Fertigkeiten dagegen unterliegt hauptsächlich den Teilbe-
reichen Staat und Wissenschaft: In ihnen geht die Erziehung von der 
Familie in die Hände des Staates über. 
 
 
V. VERHÄLTNIS VON ERZIEHUNG UND RELIGION 
 
Die religiöse Erziehung liegt bei Schleiermacher in den Händen der 
Kirche (oder – wie zu ergänzen wäre – anderer religiöser Institutionen 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Religion). Die Gesinnung wird – 
zwanglos – durch die Internalisierung von Werten und Normen gebil-
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det. Den Wert religiöser Erziehung auch in einer – anders als zu Zei-
ten Schleiermachers – religiös indifferenten Gesellschaft wie der uns-
rigen belegen neuere demoskopische Umfrageergebnisse. 47 Prozent 
der sich als religiös bezeichnenden Befragten unter dreißig Jahren ist 
es wichtig, Verantwortung für andere zu übernehmen (bei den Nicht-
religiösen dieser Altersgruppe sind es dagegen nur 26 Prozent), wie 
sich jene Gruppe ohnehin durch überdurchschnittliches soziales Ver-
antwortungsgefühl oder Bildungsorientierung auszeichnet (vgl. Kö-
cher 2010: 8). Insofern spricht dies zunächst dafür, daß insbesondere 
altruistisch ausgerichtete Religionen für das soziale Gefüge einer Ge-
sellschaft einen Gewinn darstellen. 
In seiner Glaubenslehre von 1821/22 bestimmt Schleiermacher 
Religion als ein „Gefühl schlechthinniger Abhängigkeit“ (vgl. Schlei-
ermacher 1980: 31ff.) vom Unendlichen; dieses Gefühl muß als sol-
ches rationaler Vermittlung unzugänglich bleiben. In den Reden über 
die Religion von 1799 heißt es: „Ihr Wesen ist weder Denken noch 
Handeln, sondern Anschauung und Gefühl. Anschauen will sie das 
Universum, in seinen eigenen Darstellungen und Handlungen will sie 
es andächtig belauschen, von seinen unmittelbaren Einflüssen will sie 
sich in kindlicher Passivität ergreifen und erfüllen lassen. So ist sie 
beiden in allem entgegengesetzt was ihr Wesen ausmacht, und in al-
lem was ihre Wirkungen charakterisiert. Jene sehen im ganzen Uni-
versum nur den Menschen als Mittelpunkt aller Beziehungen, als Be-
dingung alles Seins und Ursach’ alles Werdens; sie will im Menschen 
nicht weniger als in allen andern Einzelnen und Endlichen das Unend-
liche sehen, dessen Abdruck, dessen Darstellung.“ (Schleiermacher 
1969: 35) Fernab von aller Dogmatik binden die „Reden“ Religion an 
das Universum bzw. an das Unendliche (Gott): „Das Streiten, welche 
Begebenheit eigentlich ein Wunder sei und worin der Charakter des-
selben eigentlich bestehe, wieviel Offenbarung es wohl gebe und wie-
fern und warum man eigentlich daran glauben dürfe, und das offenba-
re Bestreben, soviel sich mit Anstand und Rücksicht tun läßt, davon 
abzuleugnen und auf die Seite zu schaffen, in der törichten Meinung, 
der Philosophie und der Vernunft einen Dienst damit zu leisten, das ist 
eine von den kindischen Operationen der Metaphysiker und Moralis-
ten in der Religion; sie werfen alle Gesichtspunkte untereinander und 
bringen die Religion in das Geschrei, der Totalität wissenschaftlicher 
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und physischer Urteile zu nahe zu treten.“ (Ebd.: 78) Schleiermacher 
bezieht dogmatische Begriffe wie Wunder oder Offenbarung ganz 
undogmatisch auf das Unendliche: „Und so besagen alle jene Ausdrü-
cke nichts als die unmittelbare Beziehung einer Erscheinung aufs Un-
endliche, aufs Universum.“ (Ebd.: 79) Offenbarung ist „jede ursprüng-
liche und neue Anschauung des Universums“ (ebd.), und zwar eine 
individuelle Anschauung. Es bedarf nach diesem Begriff von Religi-
on, da das religiöse Gefühl rein individueller Natur ist, strenggenom-
men keiner Glaubensgemeinschaft wie der Kirche – eine Auffassung, 
an der Schleiermacher in seinen späteren theologischen Schriften in 
dieser Form nicht mehr festhält. Aber in den „Reden“ heißt es noch: 
„Alle religiösen Gefühle sind übernatürlich, denn sie sind nur insofern 
religiös, als sie durchs Universum unmittelbar gewirkt sind, und ob sie 
religiös sind in Jemand, das muß er doch am besten beurteilen. Alle 
diese Begriffe sind, wenn die Religion einmal Begriffe haben soll, die 
ersten und wesentlichsten; sie bezeichnen auf die eigentümlichste Art 
das Bewußtsein eines Menschen von seiner Religion; sie sind um so 
wichtiger deswegen, weil sie nicht nur etwas bezeichnen, was allge-
mein sein darf in der Religion, sondern gerade dasjenige was allge-
mein sein muß in ihr.“ (Ebd.: 80) Weil religiöse Gefühle individuellen 
Ursprungs sind, verbietet sich jeglicher Zwang zur Religion: „Glau-
ben, was man gemeinhin so nennt, annehmen, was ein anderer getan 
hat, nachdenken und nachfühlen wollen, was ein Anderer gedacht und 
gefühlt hat, ist ein harter und unwürdiger Dienst, und statt das Höchste 
in der Religion zu sein, wie man wähnt, muß er grade abgelegt wer-
den, von Jedem, der in ihr Heiligtum dringen will. Ihn haben und be-
halten wollen beweiset, daß man der Religion unfähig ist; ihn von 
andern fordern zeigt, daß man sie nicht versteht. […] Sie ist kein 
Sklavendienst und keine Gefangenschaft; auch hier sollt Ihr Euch 
selbst angehören, ja dies ist sogar die einzige Bedingung, unter wel-
cher Ihr ihrer teilhaftig werden könnt.“ (Ebd.: 81) Nur als sich seiner 
selbst bewußtes, freies Individuum kann der Einzelne religiös sein, 
d.h. empfinden, daß er nicht selbstmächtig zum Sein gekommen ist 
(Heidegger wird dafür den Ausdruck der „Geworfenheit“ prägen; vgl. 
Heidegger 1979: 136). Eine derart als Gefühl der Abhängigkeit vom 
Unendlichen verstandene Religion, als Gefühl dafür, daß der Grund 
für das Sein von Mensch und Natur nicht im Menschen zu finden ist, 
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kommt ohne dogmatische Lehrsätze aus (die ja ihrerseits Aufklärung 
und Diskurs ausschließen), braucht sich nicht zur Orthodoxie auszuru-
fen und kann auch nicht in der ideologischen Verwerfung des Funda-
mentalismus münden. Religion als Gefühl schlechthinniger Abhän-
gigkeit ist eben keine Religion schlechthinniger Überlegenheit, als die 
sie die institutionalisierten Formen des Christentums und des Islams 
darzustellen versuch(t)en. 
Nun hat Schleiermacher, wie bereits angedeutet, als protestanti-
scher Theologe naturgemäß diese institutionell ungebundene Religio-
sität mit dem christlichen Glauben zusammengeschlossen, so daß auch 
der Begriff der Kirche ins Spiel kommt. Hier ist zunächst zu differen-
zieren zwischen Religion und Theologie. Theologie ist die Reflexion 
über Religion und das Geglaubte, d.h. sie stehen zueinander im Ver-
hältnis von Theorie und Praxis, wobei die christliche Theologie in 
ihrem Selbstverständnis als Wissenschaft durchaus rationale, der Kri-
tik zugängliche Reflexion zu sein beanspruchte (vgl. Schnädelbach 
2010: 15). 
Kirche bildet in der Erziehungstheorie Schleiermachers einen der 
vier bildungstheoretisch relevanten Teilbereiche der Gesellschaft; ihr 
obliegt die religiöse Erziehung. Begreifen wir „Kirche“ eher in ethi-
scher denn in theologischer Bedeutung als ein sittliches, sein sollendes 
Gut, das der Religion einen gesellschaftlichen Raum gibt, dann kann 
der Begriff auch als Platzhalter für das Religiöse schlechthin stehen in 
dem Sinne, daß die Freiheit der Religionsausübung als ein schützens-
wertes Gut innerhalb einer Gesellschaft integriert sein soll, wobei es 
zunächst dahingestellt bleiben mag, um welche Religion es sich letzt-
lich handelt. Als letztes rationales Beurteilungskriterium gilt jedoch 
auch in diesem Bereich die konsensabhängige Idee des Guten. 
Da in Schleiermachers Konzeption der Kirche im Wesentlichen 
die Gesinnungsbildung zukommt, muß sie sich bei der Vermittlung 
religiöser Werte fundamental auf die Familien verlassen und stützen 
können. Komplementär – zur Unterstützung der Familien – setzt die 
Kirche den Religionsunterricht ein, um die Schriften des Alten und 
Neuen Testamentes sowie die Geschichte des Christentums verständ-
lich zu machen. Zu Recht bemerkt Schurr, daß der Religionsunterricht 
in Schleiermachers Entwurf eigentlich einen Widerspruch in sich dar-
stellt, da Religion, als Gefühl bestimmt, nicht gelehrt, sondern allen-
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falls geweckt werden kann (vgl. Schurr 1975: 450). Unter Berücksich-
tigung der Unmöglichkeit, Religion zu lehren im Hinblick auf die 
Kategorien „wahr“ und „falsch“, wären die Vorstellungen, die Schlei-
ermacher vom Religionsunterricht und von den kirchlichen Bildungs-
anstalten entfaltet, – mutatis mutandis – auch auf andere Religionen zu 
übertragen. Fassen wir Religion bekenntnisneutral als Ideologie, kann 
allerdings wissenschaftlich über Religionen und ihre Theologien als 
ideologische Systeme vergleichend gehandelt werden. Ihre säkulare 
praktische Beurteilung kann sich dann – gemäß Schleiermachers Ethik 
– nach der Idee des Guten richten, mithin nach ihrem Beitrag im Sinne 
dieses Guten für Staat und Gesellschaft. Fundamentalistische Religio-
nen, die nicht den Dialog mit anderen Religionen und mit der ihre 
Praxis ermöglichenden Gesellschaft suchen, werden hier schwerlich 
punkten können. Andererseits: Die Alternative zwischen dem Zwang 
zur Konversion (zu einer gesellschaftlich dominanten Religion) oder 
dem Verzicht auf die eigene Religionsausübung, wenn anders soziale 
und wirtschaftliche Nachteile zu erwarten wären, bleibt letztlich mit 
der Idee des Guten, an der sich alle Praxis orientieren soll, ebenso 
unvereinbar. 
Zwar ist der von Schleiermacher in den „Reden“ entfaltete Religi-
onsbegriff nicht ohne weiteres kompatibel mit jüdisch-christlichen 
oder gar islamischen (orthodoxen) Theologien. Aber das Wesen der 
Religion, das er dort den „Gebildeten unter ihren Verächtern“ zu er-
läutern sucht, kann jeder Religion als Folie dienen, und zwar auch 
dann, wenn die individuelle Religiosität in Glaubensgemeinschaften 
und Institutionen aufgegangen ist. Eine Religionsauffassung, wie 
Schleiermacher sie vorträgt, befürwortet in ihrer Ablehnung jeglichen 
Zwangs die – heute bei uns grundrechtlich geschützte – Freiheit des 
Einzelnen. Diese Freiheit zu respektieren, ist von jeder – gleichfalls ja 
verfassungsrechtlich geschützten – Religions- und Glaubensgemein-
schaft zu fordern, ebenso wie der Respekt vor der Verfassung. Religi-
öse außerhalb der Familie stattfindende Unterweisungen müssen daher 
stets öffentlich zugänglich sein. Jeder Einzelne ist im Staat zunächst 
Bürger (Citoyen) und erst dann Christ, Jude oder Moslem (vgl. Kelek 
2010). 
Mit den Grundrechten nicht zu vereinbaren sind ohne Zweifel ge-
wisse Erscheinungen im Islam. Sicherlich leben in Deutschland etli-
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che assimilierte Muslime, die sich von ihrer Religion weit entfernt und 
der mitteleuropäischen Zivilisation angepaßt haben. Gleichwohl ist 
eine vollständige Assimilation von Zuwanderern gar nicht einmal 
zwingend geboten, denn ihre Identität wird auch getragen von ihrer 
Religion. Der Islam gehört wie Judentum und Christentum zu den 
abrahamitischen Religionen. Mit der von Gott verhinderten Opferung 
Issaks (Genesis 22) setzen sie sich von der archaischen Kultur des 
Menschenopfers ab und stellen sich auf die Seite des Opfers. Das hin-
derte insbesondere Christentum und Islam jedoch nicht, ihre Autorität 
mit Gewalt gegen das Individuum durchzusetzen und ihrerseits Opfer 
zu fordern (man denke in der Geschichte des Christentums etwa an 
den Missionsauftrag der Kirche und seine Folgen in Mittel- und Süd-
amerika oder an die Inquisition). Mit der Säkularisierung freilich wur-
de die furchtbare Macht des Christentums in ihre Schranken gewiesen. 
Durch die Trennung von Staat und Kirche fand diese – von der politi-
schen Macht abgekoppelt – ihren Ort in der Gesellschaft. Diese Ent-
wicklung fehlt dem Islam. In seiner fundamentalistischen Ausprägung 
hält er auch heute noch an seiner gewalttätigen Rechtsordnung (Scha-
ria) fest. Nicht hinnehmbar sind hier insofern totalitäre Tendenzen, die 
sich zumal gegen das Individuum richten und es der Kontrolle der 
religiösen Führung unterstellen. Ein möglicher Wille zur Assimilation 
wird damit von vornherein unterbunden. Eine solche Religion steht 
nicht nur diametral der von Schleiermacher in den „Reden“ vorgetra-
genen Form der freien individuellen Religiosität entgegen, sondern 




VI. VERHÄLTNIS VON ERZIEHUNG UND STAAT 
 
Um das Verhältnis des Staates zur Erziehung zu bestimmen, fragt 
Schleiermacher zunächst, ob es Bedingungen gebe, unter denen der 
Staat die Erziehungstätigkeit ganz den Familien überlassen könne, und 
wie andererseits die Voraussetzungen auszusehen hätten, unter denen 
er sie selbst in die Hand nehmen werde (vgl. Schleiermacher 1983: 
119ff.). Schleiermacher unterscheidet zwei extreme Zustände: Zum 
einen liegt die Erziehung vollkommen bei den Familien – wobei von 
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einer hohen Qualität politischer Gesinnung der Bürger ausgegangen 
werden kann –, zum anderen kümmert sich eine – in aller Regel dann 
aristokratische – Regierung dergestalt um die Erziehungsgeschäfte, 
daß nur wenigen, nämlich den Angehörigen des höchsten Standes, von 
Staats wegen politische Gesinnung vermittelt wird. Ihre Kinder wer-
den schließlich ebenfalls der Regierungskaste angehören, während die 
Masse dazu verurteilt bleibt, mechanisch, ohne politisches Selbstbe-
wußtsein, der staatlichen Führung zu folgen. Einer solchen absoluten 
gesellschaftlichen Ungleichheit zieht Schleiermacher eine demokrati-
sche Gesellschaftsform vor, in der es zwar keine vollkommene Gleich-
heit geben wird, in der aber immerhin jeder Einzelne nach seinen Mög-
lichkeiten sich entwickeln kann, „daß jeder für den Staat das werde, was 
er seiner Beschaffenheit nach werden kann“ (ebd.: 120). Schleierma-
cher intendiert letztlich die allmähliche Aufhebung bestehender Un-
gleichheiten. Der Idealzustand, der die bestmögliche Form menschli-
chen Zusammenlebens beschriebe, wäre die Gesellschaft der Glei-
chen. Die Realität steht ihr schon entgegen allein aufgrund der unter-
schiedlichen Sozialisationsbedingungen und der Anlagen, die jedes 
Individuum mit sich bringt, die es aber auch einzigartig und unver-
wechselbar machen. Könnte man noch das Politische als Raum der 
Gleichheit im Sinne der Gleichberechtigung unterschiedlicher politi-
scher Ansichten begreifen, als das, was – unabhängig von jeder Regie-
rung – ontologisch gesehen Politik ermöglicht (vgl. Marchart 2010: 
178ff.), ist es im Bildungskontext naheliegender, Gleichheit durch 
Chancengleichheit zu ersetzen. Als materiale ist ihre Verwirklichung 
von den ökonomischen Verhältnissen abhängig, so daß in einer libera-
len bzw. kapitalistischen Gesellschaft jedenfalls von materialer Chan-
cenungleichheit auszugehen ist. Eine formale Chancengleichheit ist 
hingegen realisierbar; sie war ja in den siebziger Jahren des vergange-
nen Jahrhunderts auch schon einmal Programm sozialliberaler Bil-
dungspolitik. Formale Chancengleichheit meint, daß alle die gleichen 
Bildungsangebote vorfinden und das Bildungssystem möglichst weit 
ausdifferenziert ist, um entsprechend weitgefächerte Ausbildungsmög-
lichkeiten anbieten zu können. Den (Partikular-)Willen zur Bildung 
kann freilich auch ein solches System nicht ersetzen, und in Zeiten 
wirtschaftlicher Krisen und kommunaler Sparzwänge sowie der Öko-
nomisierung aller die Daseinsvorsorge betreffender Dienstleistungsbe-
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reiche, die auch den Bildungssektor nicht ausnimmt, ist es etwa nach 
der Einführung von Studiengebühren auch um die formale Chancen-
gleichheit nicht zum besten bestellt. 
Der Einfluß der Regierung auf die Erziehung wird am geringsten 
sein, je mehr das Verhältnis von Regierung und Volk konsensual fun-
diert ist und je weniger sich der Bildungsstand der Regierenden von 
der durchschnittlichen Bildung der Bürger unterscheidet (vgl. Schlei-
ermacher 1983: 124ff.). Zeigt sich in den genannten Relationen eine 
Differenz in der Bildung, so wird nach Schleiermacher die Regierung 
größeren Einfluß auf die Erziehung nehmen, jedoch im Sinne des Vol-
kes, wie er betont. Verschlechtert sich zusätzlich noch die erste Rela-
tion, das Verhältnis zwischen Regierung und Volk, dann werden ein-
schneidende Konsequenzen für die Erziehung unausweichlich sein, da 
eine direkte Opposition der Familien zum Staat einer öffentlichen 
Gegenseitigkeit im Wege steht. Der Staat gilt Schleiermacher als Ga-
rant und Bewahrer öffentlicher sozialer Verhältnisse, aber die Art, wie 
er sich um die Erziehung kümmert, ist ihm letztlich Indikator für den 
Zustand des Staates selber: „Es leuchtet also ein, daß man die Art, wie 
der Staat sich um die Erziehung bekümmert, und wie ihm das Er-
ziehungswesen angehört, als ein zartes und feines Barometer ansehen 
kann für seinen eigenen Zustand, sowohl in Beziehung auf das Ver-
hältnis der Regierung zum Volk, für die Festigkeit und Gleichheit im 
Gange der Regierung, als auch für die Stärke des Gemeingeistes. Je 
reiner das Verhältnis der Regierung zum Volke ist, je geringer die 
Differenz zwischen dem durchschnittlichen Gesamtzustande und der 
Bildungsstufe, auf der die Regierung sich selbst befindet, desto gerin-
ger wird der positive Einfluß der Regierung selbst auf das Erzieh-
ungswesen sein; je reiner das Verhältnis zwischen Regierung und 
Volk, aber je größer die Differenz der Bildung, desto größer wird der 
Einfluß der Regierung sein, ohne daß im Volke der Wunsch wäre, es 
möchte anders sein. Je mehr aber jenes Verhältnis getrübt ist, desto 
stärker wird die Opposition sein, desto größer der Widerspruch zwi-
schen dem, was von der Familie, und dem, was vom Staate aus ge-
schieht, desto getrübter die Erziehung. Je wandelbarer die Regierung 
selbst ist, desto mehr wird sich ihr Einfluß zeigen in Veränderungen, 
die mit der Erziehung vorgenommen werden.“ (Ebd.: 124) 
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Nach Schleiermacher wird sich der Staat zumindest dann im Er-
ziehungswesen zurückhalten können, wenn es im Volk ein reges öf-
fentliches Leben gibt, an dem sich die sittliche Gesinnung und ein 
hoher Bildungsstand ablesen lassen. Verhält sich die Masse jedoch 
mehrheitlich passiv, ist sie zudem in sich differenziert (etwa ideolo-
gisch, ökonomisch usw.), dann muß die Regierung in die Erziehung 
eingreifen, um die politische Gesinnung allgemein zu wecken; damit 
scheint die Initiation eines interessierten Sich-Öffnens des Einzelnen 
dem öffentlichen (Zusammen-)Leben gegenüber intendiert zu sein. 
Schleiermacher formuliert folgende Regel: „Je mehr im ganzen das 
System herrscht, daß die Regierung das Volk bevormundet, desto 
mehr wird sie in das Erziehungswesen eingreifen, je weniger Bevor-
mundung, und je mehr dagegen der Staat nur immer im Notfall ergän-
zend auftritt, desto mehr wird er die Erziehung ihren Gang gehen lass-
en.“ (Ebd.: 122) 
Unter gewissen Umständen, so Schleiermacher weiter, kann eine 
Regierung es jedoch nicht dabei bewenden lassen, sich allein hinsicht-
lich der Gesinnung in die Erziehungsfrage einzumischen, sondern sie 
wird dann auch bezüglich des Erwerbs von Kenntnissen und Fertig-
keiten intervenieren, wenn etwa in den Familien die rechte Einsicht 
fehlte in Sinn und Zweck des zu vermittelnden Wissens, der gesamten 
Ausbildungsorganisation oder gar eines öffentlichen Lebens über-
haupt. Je mehr allerdings die Regierung hier einwirkt, um so ungüns-
tiger muß ihr Urteil über das Volk ausfallen (vgl. ebd.). Die Erziehung 
wird dann ganz in die Hände des Staates übergehen, wie es heute in 
der Regel der Fall ist, wenn etwa Ganztagsschulen alleinerziehende 
Mütter und Väter bei der Erziehung und Bildung ihrer Kinder entlas-
ten. 
Ein wesentliches Erziehungsziel liegt somit in der Ausbildung ei-
ner politischen Gesinnung, die zu verstehen ist als eine Übereinstim-
mung des Einzelnen mit dem Staat, d.h. ganz allgemein die Affirmati-
on eines auf öffentlich-demokratischen Strukturen beruhenden, Indi-
vidualität und Sozialität vermittelnden gesellschaftlichen Zusammen-
lebens. Allerdings ist die Funktion des Staates in Schleiermachers 
Konzeption nicht ganz unproblematisch. Eine grundsätzliche Schwie-
rigkeit liegt in der Intention, den Staat als Teilsystem neben Kirche, 
freiem geselligen Verkehr und Wissenschaft setzen zu wollen. Der 
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Staat als dieses Teilsystem soll aber zugleich politische Entschei-
dungsinstanz sein, der die anderen Teilbereiche nachgeordnet sind. 
Die Rolle, die der Staat in diesem Kontext von Schleiermacher zuge-
wiesen bekommt, ist vergleichbar mit der Position der Vernunft in 
Kants Kritik der reinen Vernunft innerhalb des dort inszenierten un-
gleichen Gerichtsverfahrens: Die Vernunft, über die, neben Sinnlich-
keit und Verstand, dort auch zu verhandeln ist, sitzt selbst auf dem 
Richterstuhl. Den Staat als gleichberechtigten Teilbereich neben Kir-
che, freiem geselligen Verkehr und Wissenschaft und damit allen vier 
Teilbereichen vorauszusetzen, wäre zumindest eine kontrafaktische 
ideale Kommunikationsgemeinschaft (wozu Schleiermacher seiner-
seits ja bereits erste Denkanstöße gab), vor der sich alle Teilbereiche 
bzw. deren Vertreter zu rechtfertigen hätten. Statt dessen herrscht in 
der politischen Realität das obskure Argument der Sachzwänge. 
 
 
VII. VERHÄLTNIS VON ERZIEHUNG UND FREIEM 
 GESELLIGEN VERKEHR 
 
Die Einsicht Schleiermachers in die politische Wirklichkeit seiner Zeit 
gewinnt besondere Bedeutung hinsichtlich der näheren Bestimmung 
des Verhältnisses zwischen Erziehung und freiem geselligen Verkehr. 
Dieser gesellschaftliche Teilbereich, für den Schleiermacher auch die 
Begriffe „Geselligkeit“, „geselliges Leben“ oder „Privatleben“ ver-
wendet, kann abstrakt als soziales Kommunikations- und Interaktions-
system gelten, in das sich die genannten Bezeichnungen einordnen 
lassen.11 Dieses System ist anders organisiert als das staatliche oder 
kirchliche, fehlt doch jeglicher institutionelle Charakter. In einer akti-
ven Kommunikation, in die die Regierung nicht hemmend eingreifen 
darf, repräsentiert der freie gesellige Verkehr den Kosmopolitismus 
(vgl. ebd.: 126ff.). Aktiv kann die Kommunikation innerhalb einer 
Gesellschaft dann genannt werden, wenn die Sprachen der in ihr le-
benden Fremden eingeführt werden in den sozialen Austausch, in den 
Fächerkanon der Schulen und somit allgemein die Bereitschaft geför-
dert wird, diese Sprachen zu erlernen. Man bedenke, welche Auswir-
kungen auf ein in der Tat dann aktives Zusammenleben es gehabt 
hätte, wenn die bundesrepublikanische Gesellschaft zu Zeiten des 
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Wirtschaftswunders die Menschen, die damals mit dem Euphemismus 
„Gastarbeiter“ bezeichnet wurden (vgl. Berger/Mohr 1976), nicht nur 
als Arbeitskräfte importiert, sondern im Sinne Schleiermachers als 
Gäste aufgenommen und gar ihre Sprachen in Schulen und Volks-
hochschulen den eigenen Bürgern zu erlernen empfohlen hätte. Viel-
leicht wären die heutigen Probleme der Integration von Zuwanderern 
ein Stück weit geringer, auch wenn inzwischen die Ursachen der Im-
migration andere sind als vor fünfzig Jahren. 
Die Erziehung selber kann jedoch prinzipiell solchen kosmopoliti-
schen Entwicklungen nicht vorgreifen, weil sich zuerst, gemäß dem 
Grundsatz, daß die Praxis der Theorie vorausgehe, bestimmte reale 
Konstitutionen ergeben müssen, denen die Erziehung folgt, um sodann 
auf sie einzuwirken. Als Gradmesser des Kosmopolitismus innerhalb 
eines Staates macht Schleiermacher die Intensität des Gemeingeistes 
fest, d.h. „die Übereinstimmung der Einzelnen mit der bestimmten 
Form des Staates“ (Schleiermacher 1983: 126). Der Gemeingeist, als 
Konsens zwischen Bevölkerung und Regierung, müsse, so Schleier-
macher, in einem isolierten Gemeinwesen besonders ausgeprägt sein, 
damit eine Abschottung gegen äußere Einflüsse – auch als Patriotis-
mus bezeichnet – wirksam sein könne. Nehmen hingegen diese Ein-
flüsse von außen zu, so daß das öffentliche Interesse sich anderen, 
noch fremden Nationen und Völkern zuwendet, wird der Patriotismus 
sukzessive in einen Kosmopolitismus übergehen; der freie gesellige 
Verkehr, dessen Einfluß die Regierung nicht hemmen soll (vgl. ebd.: 
127), stellt den gesellschaftlichen Ort dar, der diese Entwicklung trägt. 




VIII. VERHÄLTNIS VON ERZIEHUNG UND  
         WISSENSCHAFT 
 
Wissenschaft, d.h. die Philosophie, wird in Schleiermachers Erzie-
hungstheorie zur verbindlichen Entscheidungsinstanz für alle geson-
derten gesellschaftlichen Teilbereiche (vgl. ebd.: 128ff.). Wissenschaft 
als eine solche Erkenntnisinstanz wird möglich, indem sie als reine 
Idee des Wissens begriffen wird. Hier allein wird nach Schleiermacher 
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„der Zusammenhang aller Lebensverhältnisse in seinen Prinzipien“ 
(ebd.: 128) durchsichtig. Die Notwendigkeit einer solchen verbindli-
chen Entscheidungsinstanz ergibt sich dann, wenn Differenzen auftre-
ten zwischen Staat, Kirche und freiem geselligen Verkehr. „Es gibt 
nichts, was den Streit besser schlichtet, als die Erkenntnis.“ (Ebd.: 
129) Wie zuvor schon der Staat erscheint auch die Wissenschaft in 
einer Doppelfunktion; auch sie sitzt – obwohl selber neben Staat, Kir-
che und freiem geselligen Verkehr einer der vier gesellschaftlichen 
Teilbereiche – auf dem Richterstuhl. Für die Wissenschaft gilt daher 
wie für den Staat die kontrafaktische Argumentationsgemeinschaft als 
die Instanz, vor der Argumente und Entscheidungen zu rechtfertigen 
wären. Freilich macht Schleiermacher selbst auf das Dilemma dieser 
gedoppelten Funktionen aufmerksam (vgl. ebd.: 129). Der Staat (als 
Regierung) ist gehalten, für die individuelle und soziale Bildung sei-
ner Bürger zu sorgen; während Schleiermacher – unter „günstigen 
Umständen“ (ebd.: 123), sprich bei demokratischer Gesinnung – die 
gesamte Schulbildung in kommunaler Selbstverwaltung beläßt,12 sind 
es allein die Universitäten als höchste Bildungsanstalten, die der Ad-
ministration des Staates unterstellt bleiben sollen. Wenn aber der Wis-
senschaft (Philosophie) die Funktion einer verbindlichen Erkenntnis-
instanz zugeschrieben wird, dann muß strenggenommen auch der 
Staat selber sich ihren Prinzipien unterordnen. Der mögliche Interes-
senkonflikt ist leicht zu sehen: Der Staat soll initiieren und fördern, 
was unter Umständen seinen Bestand zu gefährden vermag, und zwar 
als Regime wie auch als System. Denken wir uns den Fall, der Regie-
rung werde vorgeworfen, sie orientiere sich nicht länger an einer be-
stimmten, inhaltlich weitestgehend durch Konsens innerhalb des Ge-
meinwesens ermittelten Idee des Guten. Nach dem Modell Schleier-
machers wäre sie verpflichtet, von sich aus ihr politisches Handeln in 
Frage zu stellen, mit ihren Kritikern in Diskurs zu treten und womög-
lich ihre Politik zu korrigieren. Politiker müßten dazu freilich – min-
destens – in der Lage sein, von ihren persönlichen (Macht-)Interessen 
zu abstrahieren und sich auf das Gemeinwohl zu besinnen (auch da-
rauf, daß es Steuergelder sind, die sie ausgeben, und deren Treuhänder 
sie eigentlich sein müßten). 
Zu bedenken ist freilich auch, daß der Kreis der politischen Ent-
scheidungsträger quantitativ der Menge aller Bürger deutlich unterle-
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gen ist, d.h. eine Minderheit von Beteiligten trifft Entscheidungen für 
eine Mehrheit von Betroffenen. Schleiermacher hat in seinen Arbeiten 
zu Dialektik und Hermeneutik seine Einsicht in die geschichtliche 
Wandelbarkeit von wissenschaftlichen Theorien sowie staatlichen 
Institutionen und ihre somit notwendig zu überprüfenden Legitima-
tions- und Geltungsansprüche formuliert. Um diese Überprüfung im 
politischen Alltag einzufordern, bedürfte es insbesondere einer diskur-
siven Sensibilisierung und Stärkung der Öffentlichkeit, und dies ist 
eine Frage der Bildung; denn diskursive Sensibilisierung meint vor-
dringlich Reflexion, d.h. im Wortsinne Zurückbiegung von Argumen-
ten auf die Idee des Guten, die wir in unserem Fall mit den Grund-
rechten und den damit korrelierenden Pflichten besetzt haben, die 
somit Staat und Bürger gleichermaßen fordern. 
 
 
IX. BILDUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
 
Die Funktion der Öffentlichkeit, deren Bildung einen wesentlichen 
Bestandteil der Erziehungstätigkeit selber ausmacht, als den prakti-
schen Ort des Austausches zwischen Individuellem und Allgemeinem, 
konkretisiert sich im Dialog. Mit der Kennzeichnung der Sprache als 
individuelles Allgemeines in der Hermeneutik Schleiermachers ist 
formal behauptet, daß die Einzelnen – innerhalb eines wie auch immer 
organisierten gesellschaftlichen Zusammenlebens – prinzipiell immer 
schon durch Sprache in der Öffentlichkeit stehen und auf diese hin 
ausgerichtet sind. Die dialogische Gegenseitigkeitsstruktur der Spra-
che vermag denn auch eine wohlverstandene Bildung der Öffentlich-
keit zu begründen, d.h. die Öffentlichkeit erzieht – als Einwirkung der 
älteren auf die jüngere Generation – unter Berücksichtigung des tra-
dierten sowie je und je aktualisierten und erweiterten Wissens die ihr 
anvertrauten Heranwachsenden im Kindergarten, in der Schule, in der 
Ausbildung, in der Universität usw. Mit zunehmender praktischer wie 
reflektierender Partizipation am Erziehungsprozeß wird eine Reihe 
von ihnen – als Reaktion ihrer Konfrontation mit dem öffentlichen 
Wissen – ihrerseits sprachlich fixierte, der je eigenen Individualität 
sich verdankende Deutungen, Sinnstiftungen, Argumentationen in die 
Öffentlichkeit einspeisen. Eine Erziehung, wie Schleiermacher sie 
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entwickelt, initiiert somit eine Art Rückkopplungseffekt, dem zufolge 
sich die ältere Generation den potentiellen Umbildungsansprüchen der 
Jüngeren gegenüber offen, gleichwohl kritisch, verhält, in theoreti-
scher wie poietisch-praktischer Einstellung. In der Tat kann dann von 
einer Bildung der Öffentlichkeit gesprochen werden, d.h. ein wesentli-
ches Charakteristikum ihres Selbstverständnisses besteht im Lernen-
Wollen der Einzelnen. Bildung betrifft alle Schichten, und die von 
Schleiermacher vorausgesetzte Denk- bzw. transzendentale kontrafak-
tische Argumentationsgemeinschaft besteht aus realen, Emotionen 
unterliegenden Individuen, die nicht nur fortwährend argumentieren. 
Aber auch Stimmungen und Gefühle sind (sprachlich) vermittelt und 
verweisen auf andere und anderes. Die Gegenseitigkeitsstruktur von 
Sprache klingt an, wenn Schleiermacher nach Mollenhauer ein dialo-
gisches Du-Suchen im Ich-Sagen annimmt (vgl. Mollenhauer 1986: 
131). Eine Gesellschaft, deren Bildung den Grundrechten (als der Idee 
des Guten) folgt, ist – unabhängig von den Nationalitäten ihrer Mit-
glieder – pluralistisch und damit eine aus vielen bestehende Öffent-
lichkeit. Erziehung und Bildung, die aus dieser Öffentlichkeit im Sin-
ne des Einwirkens der älteren auf die jüngere Generation hervorgehen, 
und Bildung der Öffentlichkeit im Sinne der steten Förderung der 
Rezeptionsbereitschaft aller, stehen in einem wechselseitigen Prozeß, 
in dem sich die Inhalte der Bildung modifizieren und verändern. Da 
Sozialität jedoch immer rückgebunden ist an die Individualität der 
Einzelnen, bleibt wegen der unüberbrückbaren Differenz zwischen 
Individuum und Allgemeinheit, die – um mit Schelling zu sprechen – 
Einzel- und Allgemeinwille nicht zur Deckung kommen läßt, eine 
Perfektibilität des Gemeinwesens utopischen Modellen (womöglich 
als Korrektiv realer Zustände) vorbehalten. 
Vor mehr als zwanzig Jahren äußerte sich Hans Magnus Enzens-
berger in einem SPIEGEL-Gespräch auch zum Verhältnis von Staat 
und Bürger: „Im alten Europa hat man das Gemeinwesen immer nach 
dem Modell des menschlichen Körpers beschrieben. Die Regierung 
war das Oberhaupt, der Kopf. Diese Metapher ist endgültig passé. Ein 
Zentrum, das alles vorhersieht, steuert und entscheidet, ist nicht mehr 
vorhanden. Das Gehirn der Gesellschaft ist nicht mehr lokalisierbar. 
[...] Der Kern heutiger Politik ist die Fähigkeit zur Selbstorganisation. 
Es ist ja nicht so, daß der einzelne dem Staat gegenübersteht. Insofern 
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stimmt auch die These von der Privatisierung nicht. Jedes Interesse, 
auch das privateste, artikuliert sich politisch in organisierten Gruppen. 
Das beginnt bei den allernächsten Sachen: Schulfragen, Mieterprob-
lemen, Verkehrsregelungen. [...] Heute stehen dem Staat alle mögli-
chen Gruppen gegenüber, Minoritäten aller Art. ‚Bürgerinitiativen‘ in 
diesem Sinn sind nicht nur alte Organisationen wie die Gewerkschaf-
ten, die Kirche, die Medien. Auch die Sportler sind hochorganisiert, 
die Homosexuellen, die Waffenhändler, die Autofahrer, die Behinder-
ten, die Eltern, die Steuerhinterzieher, die Geschiedenen, die Natur-
schützer, Terroristen und so weiter. Sie können 10 000 Machtinstan-
zen in unserer Gesellschaft ausmachen. Das Resultat ist eine undurch-
sichtige Gemengelage.“ (Enzensberger 1987: 69ff.) Ferner befand13 
der Schriftsteller, „daß die politische Klasse die Gesellschaft für 
dumm und frech hält. Die Gesellschaft ist genau der umgekehrten 
Meinung.“ (Ebd.: 71) In einer Situation, wie Enzensberger sie be-
schreibt, würde Schleiermacher nicht nur dem Staat (als Regierung) 
zumuten, sich der Kommunikationsgemeinschaft zu unterstellen und 
seine Entscheidungen vor diesem Gremium überprüfen zu lassen, 
sondern auch den Bürgern bzw. Bürgerinitiativen. Der Staat trägt Sor-
ge dafür, das Erziehungs- und Bildungssystem von einseitiger Ein-
flußnahme seinerseits freizulassen, damit dieses System das Faktische 
und die Kritik daran an der Idee des Guten (Grundrechte) sich orien-
tierend vermitteln kann. Die Förderung individueller wie öffentlicher 
Diskursbereitschaft, der Anerkennung einer transzendentalen Kom-
munikationsgemeinschaft sowie der Brechung diskursiver Gewalt 
werden stets Aufgabe bleiben, und zwar Aufgabe von Erziehung und 
Bildung. Von der Bewältigung dieser Aufgabe hängt es ab, ob der 
Pluralismus der Welten – jedes Individuum bringt seine Welt(-sicht) 
mit in eine Gesellschaft ein – im Rahmen der Idee des Guten diese 
Gesellschaft belebt oder ob sie ideologisch erstarrt. 
Politischen wie religiösen Ideologien fehlt der Bezug auf das der 
menschlichen Sprache inhärente dialogische – und verallgemeinerbare 
– Phänomen der Gegenseitigkeit, das jede Rede als öffentliche und in 
einen Diskurspluralismus hineingestellte erscheinen läßt. Mit Schlei-
ermacher können wir zu Recht von einer Erziehung und Bildung der 
Öffentlichkeit (anstelle von Gesellschaft) im doppelten Sinne spre-
chen, von einer Bildungspraxis, die, als fundamental sprachlich ver-
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mittelte, sich ganz der Gegenseitigkeitsstruktur der Sprache verpflich-
tet weiß und nicht einer politischen, religiösen oder weltanschaulichen 
Ideologie; für eine Erziehung und Bildung, die zwar vorbereiten auf 
die bestehende Öffentlichkeit, daneben aber diskursiv eingehen auf 
neue, andere, fremde Standpunkte und darüber praktische Verände-
rungen des Bestehenden zu initiieren vermögen. Da wir ferner die Idee 
des Guten inhaltlich mit den Grundrechten besetzt haben, für deren 
Schutz der Staat verfassungsgemäß sich verbürgt, ist ferner die Erzie-
hung zur Verantwortung des Individuums im Staat eine grundlegende 
pädagogische Aufgabe, denn verantwortungsvolles Handeln ist unab-
dingbar für eine Grundordnung, die auf Freiheit setzt. Freiheit ist nicht 
nur Freiheit von …, sondern auch Freiheit zu …, nämlich unter ande-
rem, Verantwortung für sich und andere zu übernehmen und auch in 
Krisensituationen nicht gleich nach der helfenden Hand des Staates zu 
rufen. Zur Verantwortung gehört in der heutigen Zeit der globalen 
Verknappung von Rohstoffen, aber auch von Gütern wie Arbeit die 
Einübung des Verzichts in eins mit der Eindämmung persönlicher 
Gier. Hierzu wäre eine Besinnung auf die Philosophie Schopenhauers 






1 Den techné-Charakter der Erziehung erläutert ausführlich Schurr 
1975: 50ff. 
2 Schurr verdeutlicht die Dialektik von Theorie und Praxis bei 
Schleiermacher an wechselseitigen Bezügen des Dreiecks „typos“ 
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